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Kurzum  |  von Uwe Kremer

In der Labour Party tobt eine Auseinander-
setzung um ihren Vorsitzenden Jeremy Corbyn, 
die sich vor allem am Brexit festmacht. Corbyn 
sei mit seinem EU-kritischen Slogan „in der EU 
bleiben, um sie zu reformieren“ verantwort-
lich dafür, dass ein Großteil der Labor-Anhän-
ger nicht gegen den Brexit mobilisiert werden 
konnte. Dies ist symptomatisch – nicht nur für 
Blairisten (und Schröderianer), sondern auch 
für weite Teile einer moderaten Linken, die in 
Nibelungentreue das herrschende EU-Regime 
unterstützen– insbesondere wenn es gegen 
Nationalisten und Populisten geht. Das Pro-
blem: Diese Unterstützung ist kritisch, aber 
bedingungslos. So machen sich auch manche 
Linke über Corbyn her und begeistern sich an-
lässlich des Brexits wieder für die EU, als hätte 
es ein Jahr zuvor die Unterwerfung der grie-
chischen Linksregierung unter das Brüsseler 
Diktat nicht gegeben.

Die EU ist in ihrem politökonomischen Kern 
– dem „Euro-Regime“ – ein Mechanismus, 
der sich der Wettbewerbsfähigkeit, Deregu-
lierung und Privatisierung und der systema-
tischen Austerität verschrieben hat. Dafür 
setzt er aber nicht auf laissez-faire, sondern 
bringt einen monströsen technokratischen 
Kontroll- und Korrekturapparat zum Einsatz. 
Dieser Mechanismus, der realiter weitgehend 
unabhängig von demokratischer Einflussnah-
me funktioniert, erscheint gerade deswegen 
so Ohnmacht auslösend und alternativlos. 
Wunderschön verkörpert wird dieses neolibe-
ral-technokratische Regime durch das nach 
Polit-Fantasy klingende Gebilde der „fünf Prä-
sidenten“ (die unter dieser Bezeichnung im 
Juni 2015 kurz vor dem Griechenland-Diktat 
ihren „Plan zur Stärkung der Wirtschafts- und 
Währungsunion Europas“ vorgelegt hatten*).

Die Ergebnisse der EU-Politik der vergan-
genen 20 Jahre sind sozioökonomisch wie 
auch moralisch ein Unglück von historischem 
Ausmaß. Dabei wird dieses Versagen nir-

gendwo deutlicher als im Süden, wo sich drei 
Entwicklungsstränge zu einem nachhaltigen 
Desaster verknäuelt haben: die Verschiebung 
der Flüchtlingsproblematik ins Mittelmeer 
mit dem unrühmlichen EU-Türkei-Deal als 
traurigem Höhepunkt, die Unterwerfung der 
EU-Mittelmeerländer unter das Brüsseler Aus-
teritätsregime wie auch – sehr aktuell – die 
den afrikanischen Ländern zu ihren Lasten 
aufgezwungenen Freihandelsabkommen. Ein 
grundlegender – sicherlich auch auf mindes-
tens 20 Jahre angelegter – Kurswechsel der EU 
muss sich v.a. hier im Mittelmeerraum mani-
festieren**. 

Vielleicht haben die Abwendungen in 
Großbritannien und Osteuropa ja auch den 
Vorteil, dass sie die Blickrichtung nach Sü-
den lenken, bevor dort EU-Skepsis zum Auf-
schwung nationalpopulistischer Strömungen 
führt. Aber vorauszusetzen ist, dass die bedin-
gungslose Unterstützung des EU- und Euro-
Regimes beendet und – kurzum – mit der Lo-
gik dieses Regimes gebrochen wird.	 ó

*Es handelt sich um Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kom-
mission, Donald Tusk, Präsident des Euro-Gipfels, Jeroen Dijsselbloem, Prä-
sident der Euro-Gruppe, Mario Draghi, Präsident der Europäischen Zentral-
bank, und Martin Schulz, Präsident des Europäischen Parlaments.

**siehe dazu übrigens unser schönes und immer noch aktuelles spw-Mit-
telmeerheft aus dem Jahr 1996.

û  Uwe Kremer ist Mitherausgeber 
der spw.
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Warum Großbritannien für den Austritt aus der EU 
gestimmt hat und was jetzt zu tun ist:  
Ein Blick vom Ort des Geschehens 
von Anneliese Dodds

û  Dr. Anneliese Dodds ist Abgeord-
nete im Europa-Parlament. Sie ist 
Vorsitzende der Delegation für den 
Parlamentarischen Stabilitäts- und 
Assoziationsausschuss EU-Montene-
gro, sowie Mitglied der CPDE und 
Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft 
und Währung.

Foto: privat

Ich war enttäuscht, aber nicht überrascht 
über die mit knapper Mehrheit getroffene 
Entscheidung der BritInnen im Juni, die EU zu 
verlassen. Während der Referendums-Kam-
pagne war deutlich zu erkennen gewesen, dass 
es genauso viele „schüchterne ‚Leaver‘“ wie 
„schüchterne ‚Remainer‘“� gab, dass die klaren 
(wenn auch größtenteils falschen) Botschaften 
der Leave-Kampagne an Boden gewannen 
und dass ein Austritt aus der EU überwiegend 
als die Anti-Establishment-Option wahrge-
nommen wurde. Die allgemeine Auffassung, 
wonach Bevölkerungen am Status-Quo fest-
halten, wurde unhaltbar, als es der Leave-Kam-
pagne gelang, diesen Status-Quo als gefähr-
lich darzustellen – mit Verweis auf das mit der 
Flüchtlingskrise verbundene Chaos, den inter-
nationalen Terrorismus und eine ‚finanzielle 
Kernschmelze‘ in der Eurozone. Aus diesen und 
anderen Gründen hält das Referendum, auch 
wenn es sich dabei eindeutig um ein speziell 
britisches politisches Ereignis handelte, Lekti-
onen für sozialdemokratische Parteien in ganz 
Europa bereit.

�	  Menschen, die nicht bereit waren, gegenüber Meinungsforschern zuzu-
geben, dass sie eine bestimmte Seite unterstützten, und die daher „schüch-
tern“ hinsichtlich ihrer Wahlpräferenzen waren

Labours lang- und kurzfristige Allergie ge-
gen Europa

Für den Austritt zu stimmen erschien vie-
len als ein relativ einfaches Mittel, um gegen 
‚das Establishment‘ zu votieren, speziell gegen 
David Camerons Spielart des Konservatismus 
–ungeachtet der Tatsache, dass die britische 
Labour-Partei entschieden die Remain-Kam-
pagne unterstützte. Tatsächlich wirkte Labour 
bis zu den letzten Etappen der Referendums-
Kampagne fast unsichtbar. Zum Teil lagen die 
Gründe dafür außerhalb des Einflussbereichs 
der Partei. Konflikte innerhalb von Parteien 
– wie hier innerhalb der Konservativen und 
insbesondere zwischen David Cameron und 
Boris Johnson, dem schillernden ehemaligen 
Bürgermeister Londons – scheinen aus Sicht 
der Medien immer spannender zu sein als der 
Widerstreit zwischen Parteien. Darüber hinaus 
verlangten strenge Regeln bei Fernsehübertra-
gungen nach einer Gleichbehandlung beider 
‚Seiten‘. Und wenn es nur einen Repräsentan-
ten des Remain-Lagers geben sollte, so war 
es interessanter, diese Rolle mit einem promi-
nenten Tory-Politiker zu besetzen als mit einem 
der Labour-Partei. Noch verworrener wurde die 
Situation dadurch, dass die Labour-Abgeordne-
te Gisela Stuart die effektivste aller Leave-Kam-
pagnen anführte. Stuart mag eine von gerade 
einmal einer Handvoll Labour-Abgeordneter 
gewesen sein, die die Leave-Kampagne un-
terstützten, aber das wurde durch ihre promi-
nente Rolle in der Medienberichterstattung 
verdeckt. Stuart war sowohl sprachgewandt 
als auch ein Symbol für die Möglichkeit, gleich-
zeitig kulturell pro-europäisch (sie hat einen 
deutschen Migrationshintergrund) und trotz-
dem gegen die EU zu sein.
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Alles in allem hätte Labours Narrativ viel kla-
rer definiert sein müssen, um gegen die kurzen, 
bissigen Botschaften der Leave-Kampagne ir-
gendeine Zugkraft zu entwickeln. Die Labour-
Führung schien sich auf Nuancen zu konzent-
rieren und auf Bereiche, in denen die Partei 
Probleme mit der EU hat, wie zum Beispiel das 
TTIP-Freihandelsabkommen. Das wurde von 
vielen dahingehend interpretiert, dass die Par-
tei einen Verbleib in der EU nicht unterstütze.

Dies zieht eine ‚Was wäre wenn‘-Frage nach 
sich: Hätte das Remain-Lager gewinnen kön-
nen, wenn Labour von Anfang an eine stärkere 
Führungsrolle übernommen hätte? Nicht un-
bedingt. Unabhängig von den Unzulänglich-
keiten der Labour-Kampagne war klar, dass sie 
einem langanhaltenden Trend in der Politik im 
Vereinigten Königreich folgte. Britische Poli-
tikerInnen jeder Couleur haben nicht nur jah-
re-, sondern jahrzehntelang beständig darin 
versagt, den Wert Europas zu kommunizieren 
und damit eine Situation geschaffen, in der 
viele Menschen eine fast vollständig negati-
ve Wahrnehmung der Politik in der EU hatten. 
Britischen – und vielen anderen europäischen – 
PolitikerInnen mangelte es lange an jeglichem 
Anreiz, Brüssel zu loben, wenn dies von ihrer ei-
genen, heldenhaften öffentlichen Darstellung 
ablenken könnte. ‚Beating the Brussels sprouts‘ 
wirkt nun einmal viel beeindruckender als ‚mit 
gleichgesinnten Politikerinnen und Politikern 
anderer Länder zusammenzuarbeiten, um Lö-
sungen zu erzielen, die besser für uns alle sind‘.

Ein Zusammenprall von ‚Weltsichten‘, nicht 
Fakten

Das alles spiegelte einen allgemeineren 
Mangel an Bewusstsein für die Funktionsweise 
der EU in der britischen Bevölkerung sowie, in 
der Tat, unter PolitikerInnen und in den Medien 
wider. Wenig förderlich war in diesem Zusam-
menhang der mangelnde Wille oder die man-
gelnde Fähigkeit der EU, sich im Vereinigten 
Königreich selbst zu vermarkten – sogar wenn 
es um mit Fakten untermauerte Sachverhalte 

wie das Ausmaß der europäischen Struktur-
förderung ging. Einige Regionen, in denen die 
Zustimmung zu einem Austritt am größten 
war, hatten über die Jahre hinweg die höchsten 
Summen von der EU erhalten (darüber hinaus 
wiesen sie zum Teil die höchsten Anteile an Ex-
portaktivitäten in den Rest der EU auf) (Burn-
Murdoch, 2016).

Aber das ist nur ein Teil der Geschichte. Die 
EU ist komplex, weit weg und schwer zu verste-
hen; jeder politische Prozess, der 28 Länder in-
volviert, wäre das. Vor dem Referendum fiel es 
mir schwer, lokale Medien für Entwicklungen in 
der EU zu interessieren, es sei denn, diese wa-
ren direkt mit Verkehr oder irgendeiner Art von 
‚EU-Verschwendung‘ verbunden. Das schien oft 
der Tatsache geschuldet, dass die Themen statt 
einer 10- eine 20-sekündige Erklärung erfordert 
hätten – ein Zeitfenster, das in den meisten 
Nachrichtensendungen schlicht und einfach 
nicht zur Verfügung steht. Während der Kam-
pagne nutzten viele Menschen jedenfalls keine 
traditionellen Nachrichtenkanäle und zogen 
soziale Medien als Informationsquelle vor. Dies 
verstärkte falsche Erwartungen: Selbst poli-
tisch gewiefte FreundInnen aus dem Remain-
Lager erwarteten – basierend auf einer Hoch-
rechnung ihrer Social Media Feeds, die fast 
ausschließlich aus ‚Leuten wie ihnen‘ bestehen 
– ein überwältigendes Ergebnis.

Für unentschiedene Wähler wirkte die Refe-
rendumsdebatte wie ein Schlagabtausch zwi-
schen gegensätzlichen Weltsichten, bei dem 
jede Auffassung von ‚Wahrheit‘ davon abhing, 
aus welchem Lager sie kam, anstatt objektiv 
verifizierbar zu sein. Es ist schwierig, gegen 
eine Kampagne zu debattieren (wie ich es oft 
tun musste), die 90 Prozent aller Aussagen 
des Remain-Lagers nicht nur als abzulehnend, 
sondern schlichtweg unwahr bezeichnete. Das 
war vielleicht verständlich, so lange es um die 
angeblichen Kosten und Nutzen der EU ging, 
die sich die verschiedenen Lager gegenseitig 
um die Ohren warfen (wie zum Beispiel die 
Behauptung des Leave-Lagers, das Vereinigte 
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Königreich steuere 350 Millionen Pfund pro 
Woche zur EU bei; oder die Behauptung des 
Remain-Lagers, wonach jede britische Fami-
lie mit bis zu 3.000 Pfund pro Jahr von der EU 
profitiere – beides hochgradig abstrakte und 
ungewisse Zahlen). Problematischer und, für 
mich persönlich, beunruhigend wurde das Vor-
gehen jedoch, als es sich direkt gegen führende 
WissenschaftlerInnen, ForscherInnen und Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst wie Polizis-
tInnen und ÄrztInnen richtete.

Ein Votum gegen Einwanderung?

Eine nach dem Referendum durchgeführ-
te Umfrage (Ashcroft, 2016) legte nahe, dass 
die meisten Menschen, die für den Austritt 
aus der EU gestimmt hatten, dies taten, um 
Entscheidungsmacht an das Vereinigte Kö-
nigreich zurückzugeben – ein Argument, dem 
die verzerrte Darstellung europäischer Politik 
durch mehrere aufeinanderfolgende Genera-
tionen britischer PolitikerInnen Glaubwürdig-
keit verliehen hatte. Die Umfrage wies jedoch 
darauf hin, dass ein weiterer wichtiger Grund 
dafür, dass Menschen für den Austritt stimm-
ten, ihre Sorgen rund um das Thema Migrati-
on waren. Aus meinen Gesprächen mit vielen 
BritInnen über Migration habe ich erfahren, 
dass diese Sorgen viele verschiedene Ursachen 
haben. Das von der Leave-Kampagne gezeich-
nete Bild eines von Terroristen überrannten 
Landes schien bei vielen eine Wirkung zu hin-
terlassen. Gleiches gilt für die Behauptung, 
europäische MigrantInnen drückten die Löhne 
und erhöhten gleichzeitig die Ausgaben für 
Sozialleistungen.

Den letztgenannten Punkt zu widerlegen 
erwies sich als besonders schwierig, da Came-
ron die Kürzung von Sozialleistungen für Mig-
rantInnenin seinen Neuverhandlungen mit der 
EU in den Mittelpunkt gestellt hatte. Die Ver-
einbarung, die Cameron hinsichtlich der Sozi-
alleistungen für EU-Zuwanderererzielte, wirkte 
angesichts seiner Rhetorik äußerst schwach. Es 
war eine schwierige Aufgabe für die Remain-

Kampagne, aufzuzeigen, dass EU-Zuwanderer 
nur einen winzigen Anteil der Ausgaben für 
Sozialleistungen im Vereinigten Königreich be-
anspruchen, da dies unmittelbar die Frage nach 
sich zog, warum der britische Premierminister 
gerade dieses Thema priorisiert hatte. Die Fo-
kussierung Camerons auf Sozialleistungen für 
MigrantInnen scheint ein klassisches, wenn 
auch zum Scheitern verurteiltes Ablenkungs-
manöver gewesen zu sein – konzentriere dich 
auf ein größtenteils irrelevantes ‚Problem‘, das 
du öffentlichkeitswirksam ‚angehen‘ kannst, 
anstatt dich mit den tatsächlichen Problemen 
zu beschäftigen: mit den geringen Löhnen, dem 
Druck, der auf dem Markt für Miet- und Sozial-
wohnungen lastet; und einer Finanzierung öf-
fentlicher Dienstleistungen, die Bevölkerungs-
bewegungen nur unzureichend berücksichtigt. 
Es hätten Maßnahmen getroffen werden kön-
nen, um jedes dieser Probleme anzugehen, 
aber diese wären für die Konservative Partei 
ideologisch nicht akzeptabel gewesen.

Die Nachwehen: Wie geht es nun weiter für 
die britische Labour-Partei – und die Sozial-
demokratie?

Manche scheinen zu hoffen, dass die mo-
mentane Krise zu einem Umdenken, und 
möglicherweise zu einer Umkehrung des Er-
gebnisses, führen wird, entweder durch Parla-
mentswahlen oder ein zweites Referendum. 
Ich persönlich halte diese Position für nicht 
tragfähig. Viele BritInnen haben dafür ge-
stimmt, die EU zu verlassen, weil sie Politike-
rInnen als weit entfernt von ihnen und ihren 
Sorgen wahrgenommen haben. Wenn sie jetzt 
das Gefühl haben, dass diese PolitikerInnen 
ihren Auftrag, die EU zu verlassen, ignorieren, 
wird dies zu weit verbreitetem und verständli-
chem Verdruss führen.

Stattdessen muss die Labour-Partei jetzt 
die vielen Sorgen, die dazu geführt haben, dass 
Menschen für den Austritt gestimmt haben, 
aufnehmen und in eine neue Beziehung mit 
der EU einfließen lassen; gleichzeitig muss sie 
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den kurz- und mittelfristigen Schaden für die 
britische Wirtschaft und ihre Stellung in der 
Welt minimieren und eine im Kern pro-europä-
ische Partei bleiben.

Erstens muss die Labour-Partei sicherstellen, 
dass den zwei Dritteln ihrer WählerInnen, die 
für einen Verbleib in der EU waren, bewusst ist, 
dass Labour eine konstruktive Beziehung mit 
dem Rest Europas beibehalten möchte. Viele 
Bevölkerungsgruppen, die entschieden für ei-
nen Verbleib gestimmt haben, fühlen sich nun 
vom politischen Prozess zutiefst desillusioniert 
– nicht zuletzt junge Menschen, aber auch 
schwarze und asiatische Communities, die, ne-
ben europäischen ZuwanderInnen, die Haupt-
last des jüngsten Anstiegs fremdenfeindlicher 
Vorfälle tragen. Labour muss an der Seite die-
ser Communities stehen.

Darüber hinaus muss die Partei versuchen, 
sicherzustellen, dass die Sorgen derjenigen, die 
für einen Austritt aus der EU gestimmt haben, 
nicht von großstädtischen ‚Eliten’ abgetan wer-
den. Die Remain-Kampagne konzentrierte sich 
überwiegend auf die mit einem Austritt aus 
der EU verbundenen wirtschaftlichen Risiken 
(von denen nun, da die britische Wirtschaft 
einbricht, viele deutlich sichtbar werden). Diese 
angeblichen wirtschaftlichen Risiken eines Bre-
xits waren jedoch wenig überzeugend für die 
vielen BritInnen, deren finanzielle Situation be-
reits jetzt unglaublich prekär ist. Für die Eltern 
eines Zehntels aller Kinder, denen aufgrund 
von Armut ein essentielles Kleidungsstück fehlt 
(Lansley und Mack, 2015), können die Dinge 
kaum schlechter werden als sie es bereits sind.

Zweitens hatte ich bei Gesprächen vor Ort 
den Eindruck, dass die Sorgen vieler Menschen 
hinsichtlich der Migration mit sinkenden Le-
bensstandards, rasant ansteigenden Immobi-
lienpreisen und internationalem Terrorismus 
zusammenhingen. Die Partei muss zeigen, 
dass sie glaubwürdige Antworten auf diese 
Probleme hat – die oft mit innenpolitischem 
Handeln verbunden sein werden. Labours Pro-

blem ist, dass der ehemalige Parteivorsitzende, 
Ed Miliband, im Jahr 2015 im Wesentlichen auf 
dieser Basis einen Wahlkampf geführt und ver-
loren hat. Die Partei muss daher einen neuen 
Weg finden, mit der Öffentlichkeit über diese 
Themen in den Dialog zu treten. Ihren Vertrete-
rInnen in den Stadt- und Gemeinderäten wird 
eine Schlüsselrolle zukommen; sie müssen zei-
gen, dass sie, zum Beispiel, familienfreundliche 
Wohnmöglichkeiten erhalten und schützen 
können, indem sie den privaten Mietwoh-
nungsmarkt strikt regulieren, so wie es viele 
deutsche Städte geschafft haben.

Es reicht jedoch nicht, zu sagen, die Be-
denken der Menschen gegen Migration seien 
lediglich Stellvertreter für andere Probleme– 
nicht zuletzt, weil (zum Beispiel) einige der bri-
tischen Gegenden mit den extremsten Woh-
nungsmarktproblemen, wie Brighton und 
Oxford, mit überwältigender Mehrheit für den 
Verbleib in der EU gestimmt haben. Es gibt 
kulturelle Faktoren, die hinter der Ablehnung 
der Menschen gegenüber Einwanderung ste-
cken. Ohne die halbherzigen Debatten zu wie-
derholen, die die britische Labour-Partei in der 
Vergangenheit über ‚Britishness‘ geführt hat, 
muss sie sich ernsthafter mit Fragen kulturel-
ler Identität auseinandersetzen. Das bedeutet, 
Nachbarschaften zu befähigen, regelmäßiger 
als bisher zusammenzukommen, mit einem 
Fokus auf gemeinsamen Anliegen. Einstellun-
gen ändern sich, wenn klar ist, dass Menschen 
unterschiedlicher Herkunft gemeinsame In-
teressenhaben, zum Beispiel wenn es darum 
geht, Stadtteilesicherer für Kinder zu machen, 
Nationalfeiertage zusammen zu feiern (wie 
zum Beispiel den ‚Saint George’s Day‘), und auf 
unsere Städte und Gemeinden stolz zu sein, 
sei es aufgrund heimischer Fußballmann-
schaften, der Geschichte des Ortes oder ansäs-
siger Unternehmen.

Während sie dies tut, muss die britische La-
bour-Partei gegenüber ihrer Wählerschaft ehr-
lich sein, was die Kosten verschiedener Ansät-
ze zum Umgang mit Migration betrifft. Einige 
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Persönlichkeiten der Labour-Partei sind sofort 
dazu übergegangen, zu behaupten, rigide Be-
schränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
seien die einzige Antwort auf die Austritts-
entscheidung. Ich bin nicht davon überzeugt, 
dass es von einer Mehrheit der Bevölkerung 
– oder selbst einer Mehrheit der Leave-Wähle-
rInnen – abgelehnt würde, wenn der Zugang 
zum Binnenmarkt zum Preis fortgesetzter 
Migration sichergestellt würde (auch wenn 
das für unsere europäischen FreundInnen 
nicht akzeptabel wäre). Klar ist hingegen, dass 
Arbeitnehmerfreizügigkeit ohne eine sehr viel 
entschiedenere Eindämmung des Unterbie-
tungswettbewerbs bei Löhnen nicht akzep-
tabel ist. Diese Sicht wird von vielen anderen 
sozialdemokratischen PolitikerInnen Europas 
geteilt und hätte weitaus größere Chancen, 
einen Konsens zu erzielen, als einige der ande-
ren Ansätze, die derzeit vorgebracht werden.

Tatsächlich muss Labour die Vision einiger 
der sogenannten ‚Brexiteers‘ gänzlich ableh-
nen, die sich Großbritannien als eine Art Ca-
yman Islands der EU vorstellen – mit laxen 
regulativen Standards und niedrigen Steuern, 
die es uns ermöglichen würden, Unterneh-
men sowie ArbeitnehmerInnen im Rest Eu-
ropas zu unterbieten. Der ehemalige Schatz-
kanzler, George Osborne, schlug unmittelbar 
nach der Brexit-Abstimmung vor, die britische 
Körperschaftsteuer zu senken. Das war ein 
Vorstoß in genau die falsche Richtung, der 
die finanzpolitische Handlungsfähigkeit der 
britischen Regierung reduzieren und gleich-
zeitig ihre europäischen Partner vor den Kopf 
stoßen würde, die in dem Vorstoß zweifellos 
einen Vorboten weiterer Schritte zur ‚Unter-
bietung‘ ihrer Steuern und regulatorischen 
Systeme sehen mussten.

Schlussendlich muss die Labour-Partei 
auch weiterhin mit ihren politischen Partnern 
in Europa zusammenarbeiten. Während das 
Ergebnis des Referendums britische Eigen-
arten zum Ausdruck brachte und seine cha-
otischen Nachwehen in vielen Ländern die 

Zustimmung zur EU-Mitgliedschaft sogar er-
höhten, spiegelte es auch Trends wider, die in 
vielen anderen europäischen Ländern eben-
falls zu beobachten sind. Die Allianz der Leave-
Kampagne aus ‚zurückgelassenen‘ Menschen 
und Wohlhabenderen mit ‚patriotischen‘ und 
‚sozial-konservativen‘ Werten ähnelte den 
Bündnissen in Frankreich und Österreich, die 
fast zu Wahlsiegen der extremen Rechten 
geführt hätten. Sozialdemokraten in der ge-
samten EU müssen sehr viel mehr Zeit an der 
Basis und an den Arbeitsplätzen verbringen, 
zum Austausch mit denjenigen, die einmal 
ein natürlicher Teil ihrer Wählerschaft waren, 
die sich jedoch stark von ihnen entfremdet 
haben. Sie müssen versuchen, die Sorgen der 
Menschen zu verstehen und, vor allem, sich 
in sie hineinzuversetzen, wenn sie diese Men-
schen je wieder für die gesellschaftliche Koa-
lition gewinnen wollen, die Sozialdemokraten 
benötigen, um Regierungsverantwortung zu 
übernehmen.	 ó
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Die Türkei unter Staatspräsident Recep Tayy-
ip Erdogan und seiner seit 2002 regierenden 
AKP durchläuft seit längerer Zeit innen- und 
regionalpolitisch turbulente Zeiten. Einen Hö-
hepunkt stellt der Putschversuch von Teilen 
des türkischen Militärs gegen Erdogan und 
die Regierung vom 14./15. Juli 2016 dar. Für den 
gescheiterten Putschversuch macht Erdogan 
Fethullah Gülen und seine Bewegung verant-
wortlich, die als Terrororganisation FETÖ be-
zeichnet wird.

Der Putschversuch scheiterte vor allem mit 
Unterstützung der AKP-Anhänger, nachdem 
Erdogan in jener Nacht per Handyvideo an die 
Bürger appellierte, auf die Straße zu gehen 
und Widerstand zu leisten, um den Willen des 
Volkes durchzusetzen. Gestärkt wurde dieser 
Appell durch zeitgleich einsetzende Muezzin-
Aufrufe in allen Moscheen des Landes. Dieser 
Aufruf und die Putschbilder verbreiteten sich 
sehr schnell in den sozialen Medien. Unter 
Ausrufen „Allahu Akbar“ gingen Menschen in 
den Hauptzentren des Putschversuches Istan-
bul und Ankara auf die Straße und stellten 
sich gegen die Panzer. Damit bricht erstmals 
die Tradition der Militärputsche in der Türkei 
und ihre Unterstützung durch die Bevölke-
rung. Dies ist ein Novum und ein Sieg für die 
Demokratie. 

û  PD Dr. habil. Gülistan Gürbey ist 
Privatdozentin am Otto-Suhr-Institut 
für Politikwissenschaft, FU Berlin.
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Erdogans „Neue Türkei“ auf dem Weg zur  
autoritären Herrschaft
von Gülistan Gürbey

Gleichwohl wirft das Ausmaß des Re-
gierungshandelns und der angekündigten 
„Säuberungen“ gegen die vermeintlichen 
Putschisten ernsthafte demokratiepolitische 
Fragen auf. Die Welle von Festnahmen, Ver-
haftungen und Entlassungen umfasst alle 
gesellschaftspolitischen Bereiche: Militär, Jus-
tiz, Polizei, Geheimdienst, Ministerien, öffent-
licher Dienst, Wirtschaft, Unternehmen, Uni-
versitäten, Schulen, Bildungseinrichtungen, 
Medien, Presse etc. Grundlage dafür ist der 
befristete Ausnahmezustand, so dass die 
Regierung per Dekret vorbei am Parlament 
regieren kann. Nicht zuletzt rief Erdogan die 
Bevölkerung öffentlich dazu auf, Anhänger 
der Gülen-Bewegung zu denunzieren.

„Neue Türkei“ vor und nach dem Putsch-
versuch: Hyper-Nationalismus, Abbau von 
Demokratie, Zunehmender Autoritarismus 

Dieses staatliche Handeln steht im Einklang 
mit dem innenpolitischen Entwicklungspro-
zess, der spätestens seit der brutalen Nie-
derschlagung der pro-demokratischen Gezi-
Park-Proteste im Sommer 2013 an Ausmaß 
und Intensität ohnehin signifikant zunahm: 
ein autoritär-autokratischer Staats- und Re-
gierungskurs unter Erdogan geprägt von Hy-
per-Nationalismus, Erosion der Demokratie, 
Eskalation der Gewalt und einer nationalis-
tisch-religiösen, aggressiven Rhetorik. Letztere 
baut auf althergebrachte Muster, die bereits 
kemalistische Eliten nutzten. Die Einheit der 
Nation und die Sicherheit seien durch interne 
und externe Kräfteexistentiell bedroht. 

Ziel dieses autoritären Staats- und Regie-
rungskurses ist es, die absolute Kontrolle 
und Monopolisierung der Macht im Staate 
zu erlangen. Seither werden die demokra-
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tiepolitischen Grundlagen Schritt für Schritt 
abgebaut. Betroffen sind vor allem die Mei-
nungs- und Gedankenfreiheit, Pressefreiheit, 
Unabhängigkeit der Justiz, Schutz von Min-
derheiten. Maßnahmen wie die Schließung 
von Zeitungen, Fernsehsendern, Internetsei-
ten, die Verhaftung von kritischen Journalis-
ten, Wissenschaftlern, die Verabschiedung 
des inneren Sicherheitspakets vom Januar 
2015, das einen „Polizeistaat“ hervorbringt, 
sind Ausdruck dieses autoritären Regierungs-
handelns. Dazu gehört auch die seit Juli 2015 
gestartete Kriegsstrategie gegen die Kurden. 
Sie gilt nicht nur der PKK. Auch die kurdische 
HDP wurde zur Zielscheibe, vor allem nach-
dem sie bei den Parlamentswahlen vom Juli 
2015 die undemokratische 10-Prozent-Hürde 
überschritt und erstmals den Einzug ins Par-
lament schaffte. Der Wahlerfolg der HDP war 
eine Niederlage für die AKP, da sie die abso-
lute Mehrheit verlor. Die neue Kriegsstrategie 
trug entscheidend dazu bei, dass die AKP bei 
den vorgezogenen Parlamentswahlen vom 
November 2015 die absolute Mehrheit zu-
rückerlangte. Die Dämonisierung der HDP 
und ihrer Bürgermeister läuft seither auf 
Hochtouren. Ziel ist es, die politischen Errun-
genschaften der Kurden seit den 1990er Jah-
ren, insbesondere was die lokale Governance 
angeht, zunichte zu machen und die demo-
kratiepolitische Kraft der HDP zu brechen. 

Noch vor dem Putschversucherlangte die 
Regierung weitestgehend Kontrolle über 
Presse und Medien, so dass kritische Bericht-
erstattung kaum noch möglich war und der 
Informationszufluss im Einklang mit den 
Regierungsstrategien lief. Bereits vor dem 
gescheiterten Putschversuch belegten Men-
schenrechtsorganisationen wie Human 
Rights Watch oder Amnesty International 
enorme demokratiepolitische Rückschläge. 
Als „Partly Free“ stuft Freedom House die 
türkische Demokratie ein; als dramatisch 
bezeichnet Human Rights Watch in seinem 
Türkei-Bericht 2015 die Kriminalisierung je-
der Opposition gegen den immer despo-

tischer auftretenden Staatspräsidenten und 
die Regierung, die Unterdrückung der freien 
Meinungsäußerung, die Repression gegen 
die Presse und die Missachtung des Rechts 
auf Leben in den kurdischen Gebieten. Diese 
Entwicklungen machten die Türkei immer in-
stabiler. Es wäre im Interesse der EU, massiv 
dagegen zu protestieren. Hingegen sehen 
die AKP-Anhänger im türkischen Präsidenten 
den starken Mann, der die öffentlich vielfach 
prophezeite Bedrohung durch innere und äu-
ßere Mächte abwenden und die bedrohte Si-
cherheit gewähren kann.

Nun erhält der bereits laufende Prozess der 
Monopolisierung der Macht im Staate durch 
den Staatspräsidenten und seine regierende 
Partei einen weiteren Aufschub. Er ist kaum 
noch aufzuhalten, vor allem weil die Oppo-
sitionsparteien, die kemalistische CHP und 
ultranationalistische MHP den türkisch-na-
tionalistischen Kurs von Erdogan und seiner 
Regierung aus Überzeugung unterstützen. 
Beide sind Teil der von Staatspräsident und 
seiner Regierung unter gezieltem Ausschluss 
der kurdischen HDP geschmiedeten und ge-
feierten „Allianz der nationalen Einheit“. Be-
reits in der Vergangenheit hat es immer wie-
der „nationale Allianzen“ dieser Art gegeben. 
Wesentlicher Grund dafür war und ist, dass 
beide Oppositionsparteien – CHP und MHP – 
jenseits politisch-taktischer Erwägungen den 
türkisch-nationalistischen Kurs von Erdogan 
und seiner Regierung aus Überzeugung un-
terstützen. Denn der türkische Nationalismus, 
der einhergeht mit einem historisch gewach-
senen rigiden Verständnis von Staat und Na-
tion, ist nach wie vor die einigende Kraft jen-
seits der parteipolitischen Differenzen. Und 
dieser von der CHP und der MHP unterstützte 
türkisch-nationalistische Regierungsdiskurs 
richtet sich in erster Linie gegen die Kurden 
und gegen die kurdische HDP, also jene ein-
zige demokratiepolitische Kraft, die mehr De-
mokratie und Freiheiten einfordert und die 
Omnipotenz eines rigiden Staates und seiner 
Strukturen grundsätzlich ablehnt.
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Auch wenn alles, was derzeit passiert, mit 
dem „Schutz der Demokratie und des Volks-
willens“ begründet wird und Kundgebungen 
für „Demokratie und Märtyrer“ stattfinden, 
heißt es noch lange nicht, dass substantiell 
zugunsten der Demokratie gehandelt wird. 
Während bspw. die „nationale Allianz“ und 
nationale Geschlossenheit gefeiert wird, wird 
die kurdische HDP als Teil der parlamenta-
rischen Opposition gezielt aus parlamenta-
rischen Prozessen (aktuell: die Erarbeitung 
einer neuen Verfassung) ausgeschlossen. Be-
denkenswert ist, dass dieses Regierungshan-
deln auch noch von den Oppositionsparteien 
CHP und MHP tatkräftig unterstützt wird, 
obwohl dies einer Selbstentmachtung des 
Parlamentes und der parlamentarischen De-
mokratie gleichkommt.

Autoritarismus: Kein Novum, sondern eine 
historische Kontinuität

Historisch betrachtet ist das autoritäre Re-
gierungshandeln im Kern nicht neu, sondern 
eine Reproduktion traditionell-autoritärer 
Staatsführung unter anderen Vorzeichen. Die 
kemalistischen Eliten haben jahrzehntelang 
so gehandelt, um eine Gesellschaft nach ke-
malistisch-ideologischen Wertevorstellungen 
zu formen und die absolute Macht zu erlan-
gen. Die AKP übernimmt diese Strukturen, 
füllt sie aber mit genuinen Wertvorstellun-
gen, um eine Gesellschaft nach eigenen Maß-
stäben zu errichten und ebenfalls die absolu-
te Macht zu ergreifen. 

Die Ursachen der Neigung zu Autoritaris-
mus liegen in historisch gewachsenen sys-
temimmanenten Defekten der türkischen 
Demokratie und im ideologischen Selbstver-
ständnis der AKP. Zu den systemimmanenten 
Defekten zählen vor allem auf der Werteebe-
ne ein historisch gewachsenes, autoritäres 
Staatsverständnis, eine von Autoritarismus 
geprägte politische Kultur sowie begrenzte 
demokratische innere Verfasstheit von Par-
teien und ihre Unfähigkeit, auf den gesell-

schaftlichen Anpassungsdruck mit politisch-
inhaltlichen Erneuerungen zu reagieren. 

In ideologischer Hinsicht gehen diese De-
fekte auf die Gründungszeit der modernen 
Republik zurück und liegen im Primat eines 
rigiden türkischen Nationalismus. Damit ver-
bunden war ein autoritäres Staats- und Na-
tionenverständnis, das im Kern den Staat als 
unangreifbar und omnipotent und das Indivi-
duum im Dienste des Staates betrachtet. Die 
Fortführung dieser autoritären Staatstraditi-
on ging auch in der Vergangenheit auf Kosten 
der massiven Einschränkungen von demokra-
tischen Grundfreiheiten, allen voran die Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit und der 
Schutz von Minderheiten. Auch bewirkte sie 
die Herausbildung von nicht legitimierten Ak-
teuren und Parallelstrukturen im Staate mit 
dem Ziel, den Staat zu schützen, auch gegen-
über gewählten Regierungen. Der türkische 
Begriff „Derindevlet“ („Tiefer Staat“) steht für 
diese Staatstradition und ist ein Ergebnis des 
autoritären Staatsverständnisses.

Trotz gesellschaftlichen Wandels ist die 
historisch gewachsene autoritäre Staats-
tradition im Kern nicht behoben. Zwar stan-
den und stehen strenge Kemalisten für den 
Schutz dieser autoritären Tradition, doch es 
ist nicht allein eine Frage der Kemalisten. Es 
geht um vielmehr: Die Sozialisierung des Kol-
lektivs mit diesen Werten durchdrang alle 
staatlichen Institutionen und Strukturen und 
formierte eine politische Kultur, die in ihren 
Grundzügen nicht demokratisch fundiert, 
sondern autoritär ausgerichtet ist. 

Erdogan und seine Regierung perpetuieren 
die autoritäre Staatstradition vor allem zur 
Konsolidierung und Erweiterung der Macht. 
Dabei spielt das Primat eines rigiden tür-
kischen Nationalismus eine entscheidende 
Rolle. Es ist ein ideologisches Kernelement 
der AKP und zugleich der gemeinsame ideo-
logische Nenner der AKP mit den Kemalisten 
und(Ultra-)Nationalisten. Genau darin liegt 
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die Kontinuität eines Schlüsselelements des 
politischen Systems der kemalistischen Re-
publik, die auch für Erdogans „Neue Türkei“ 
unabdingbar ist: die Errichtung eines starken, 
omnipotenten Staates und seiner Dominanz 
über die Gesellschaft. Ferner kommen zum 
Hyper-Nationalismus zwei weitere ideolo-
gische Kernelemente der AKP hinzu – sun-
nitischer Islam und Neo-Osmanismus. Die 
Rückbesinnung auf die imperiale osmanisch-
islamische Vergangenheit forciert das Be-
streben nach absoluter hegemonialer Macht 
sowohl nach innen als auch nach außen. Die 
ideologische Einbettung der „Neuen Türkei“ 
und die Maßnahmen der Regierung laufen 
auf einen autoritären, omnipotenten Staat 
hinaus, der türkisch/nationalistisch-sunni-
tisch/islamisch-neo-osmanisch geprägt ist 
und als Präsidialsystem die zentrale Macht-
position von Erdogan als Staatspräsident si-
chert.

Ohne die Überwindung dieser autoritären 
Staatstradition zugunsten demokratischer 
Werteordnungen und demokratischer Insti-
tutionen, bleibt die Gefahr eines Autoritaris-
mus – ob mit oder ohne Erdogan – weiterhin 
bestehen. So ist auch unter der AKP-Regie-
rung der traditionelle Grundsatz von der un-
teilbaren Einheit von Staatsgebiet und Staats-
volk, der den Herrschaftsanspruch eines 
omnipotenten Staates und seiner Ideologie 
sichert, staatstragend. Dieser Grundsatz ist 
verfassungsrechtlich unveränderbar. Dass er 
im Rahmen einer neuen Verfassung geändert 
oder gänzlich verworfen wird, ist angesichts 
der Art und Weise, wie derzeit die Erarbeitung 
einer neuen Verfassung unter gezieltem Aus-
schluss der HDP erfolgt, nicht zu erwarten.

Externer demokratiepolitischer Ansatz un-
abdingbar

Die türkische“ Demokratie war bislang 
immer eine defekte Demokratie. Nun steu-
ert diese defekte Demokratie in Eiltempo in 
Richtung Autoritarismus. Ob am Ende dieses 

Entwicklungsprozesses ein autoritär-diktato-
risches Regime stehen wird, bleibt abzuwar-
ten. Vieles wird auch davon abhängen, wie 
sich die Oppositionsparteien weiter verhal-
ten und ob ein externer Druck durch die USA, 
die EU, aber auch Deutschland spürbar sein 
wird. 

Um eine demokratisch-liberale Entwick-
lung der Türkei nachhaltig zu fördern, be-
darf es eines neuen demokratiepolitischen 
Ansatzes. Denn zuverlässige und belastbare 
Partnerschaft setzt Stabilität voraus und Sta-
bilität ist ohne demokratisch-liberale Ent-
wicklung nicht zu erreichen. Der deutsche 
Beitrag bestünde demnach vor allem darin, 
die Türkei nicht ausschließlich aus der sicher-
heitspolitisch-strategischen Brille zu sehen 
und die demokratiepolitische Entwicklung 
hinten anzustellen. Hier müsste Berlin ein 
klares Signal setzen und konstruktiv handeln, 
um die demokratiepolitische Entwicklung 
und eine friedliche Lösung des Kurdenkon-
fliktes konkret voranzutreiben. Ohne einen 
nachhaltigen Dialog mit demokratischen 
Kräften und Kurden ist ein konstruktiver 
Beitrag jedoch nicht zu erreichen. Bislang 
wurden die demokratischen Kräfte und die 
Kurden vernachlässigt. Nun gilt es, dies zu 
korrigieren. Erst am Ende einer solchen de-
mokratiepolitischen Entwicklung wäre auch 
die EU-Mitgliedschaft eine logische Konse-
quenz.	 ó
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Die Übernahme von Kaiser‘s Tengelmann 
durch Edeka schlägt hohe Wellen. Der vom 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel per 
Ministererlaubnisgenehmigte Aufkauf aus „Ge-
meinwohlgründen“ setzt sich über das Über-
nahmeverbot des Bundeskartellamtes und der 
Monopolkommission hinweg. Das Oberlandes-
gericht Düsseldorf hat jedoch die Ministerer-
laubnis wegen „Befangenheit“ von Gabriel in 
einem Eilverfahren aufgehoben. Dagegen geht 
Gabriel mit einer Klage vor. Diese wird er verlie-
ren. Zu Recht. 

Der Konzentrationsgrad in der für die Gesell-
schaft insgesamt wichtigen Lebensmittelbran-
che ist heute schon für die fünf größten Unter-
nehmen mit fast 75 Prozent viel zu hoch. Edeka 
kommt dabei mit rund 25 Prozent auf den größ-
ten Marktanteil. Selbst wenn hier auch Kaiser’s 
Tengelmann nur auf 0,6 Prozent kommt, so 
muss endlich einmal ein Schlusspunkt gesetzt 
werden. Dies gilt übrigens auch für die weiter 
gerade geplante Übernahme des norddeut-
schen Regionalanbieters Coop durch Rewe. 

Die Verbraucher scheint die Konzentration 
jedoch nicht zu interessieren. Sie freuen sich 
über niedrige Preise. Am Ende werden aber nur 
drei Giganten übrigbleiben und Diktate in den 
Lebensmittelläden aussprechen. Dann wird das 
Jammern groß und die sogenannte Konsumen-
tensouveränität endgültig eine Mär sein. 

Auch das von Gabriel angeführte Argument 
der Beschäftigungssicherung zieht nicht. Edeka 
ist keine Wohlfahrtsveranstaltung, sondern ein 
profitorientiertes Unternehmen. Die mit ver.di 
ausgehandelte Beschäftigungssicherung gilt nur 
für fünf Jahre. Danach werden die Beschäftigten 
umso schneller abgebaut und zuvor findet zur 
Kompensation ein vermehrter Personalabbau 

û  Prof. Dr. Heinz-J. Bontrup Wirt-
schaftswissenschaftler an der West-
fälischen Hochschule Gelsenkirchen.
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bei Edeka-Beschäftigten statt. Der brutal in der 
Branche tobende Konkurrenzkampf an den Ab-
satzmärkten fordert hier ein weiteres Opfer. Wie 
bei jeder Fusion sind die MitarbeiterInnen die 
Leidtragenden. Das Oligopol der fünf Großen be-
treibt gezielt Verdrängung als wettbewerbliche 
Vernichtungsstrategie. Wie sagte schon Karl 
Marx: „Ein Kapitalist schlägt viele andere tot.“

Der große Makel der Branche erklärt sich 
schlicht aus dem Kontext des Geschäftsmodells 
der Lebensmittelhändler. Hier werden erstens 
die Beschäftigten nicht gut behandelt. Die Ein-
kommen sind niedrig, die Arbeitsbedingungen 
schlecht bis prekär und in Folge die Mitbestim-
mungsstrukturen erbärmlich. Gute Arbeit sieht 
anders aus! Neben der Ausbeutung der Be-
schäftigten zahlenzweitens die Lieferanten die 
Zeche für den Vernichtungskampf der Händler. 
In keiner Branche ist der Missbrauch von Nach-
fragemacht zur Erpressung von niedrigen Ein-
kaufspreisen so heftig. Selbst große Lieferanten 
der Ernährungsindustrie fürchten sie. Im Ein-
kauf liegt hier der Profit! So ist es dann nur eine 
Folge, dass die ausgebeuteten Lieferanten den 
Druck auch an ihre Beschäftigten weitergeben. 
Davon kann die Gewerkschaft NGG ein Lied 
singen. Damit aber noch nicht genug: Auch die 
Ernährungsindustriekonzentriert sich als Folge 
und gibt den Ausbeutungsdruck des Lebens-
mitteloligopols weiter. So kommt es schließlich 
zu einer brutalen Ausbeutungskette, deren ori-
ginäre Ursache im Lebensmittelhandelendlich 
durch eine Zerschlagung des Oligopols beseiti-
gt und nicht durch weitere Fusionen noch aus-
beutungsstärker gemacht werden muss.	 ó
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û  Stefanie Nutzenberger ist ver.di-
Bundesvorstandsmitglied.

Foto: ver.di Kay Herschelmann

Wenn es um den schwierigen Verkaufspro-
zess von Kaiser’s Tengelmann geht, sollte man 
sich andie Ausgangslage erinnern: Der Milliar-
där Karl-Erivan Haub hat entschieden, Kaiser’s 
Tengelmann an Edeka zu verkaufen. Ihm geht 
es um seinen Profit und weniger um die Men-
schen, die seit Jahren für ihn arbeiten. 

Als Gewerkschaft müssen wir mit diesen 
von Unternehmen gesetzten Rahmenbedin-
gungen umgehen und vertreten ausschließ-
lich die Interessen unserer Mitglieder und der 
rund 16.000 Beschäftigten und ihrer Familien. 
Darum hat ver.di von Anfang an von allen 
potenziell in Frage kommenden Erwerbern 
gefordert: Erhalt der Tarifbindung und Mitbe-
stimmungsstrukturen, nachhaltige Beschäf-
tigungssicherung sowie keine Ausgliederung 
an selbstständige Kaufleute, da dann Tarifbin-
dung und Mitbestimmung verloren gehen. 

ver.di ist also nicht, wie z. T. gemutmaßt, 
trotz der Kritik an den problematischen Zustän-
den bei selbstständigen Einzelhändlern, zum 
„Fan“ von Edeka geworden. Wir haben deutlich 
kritisiert, dass Edeka vor der Ministererlaub-
nis von einer Ausgliederung an selbstständige 
Kaufleute nicht abrücken wollte. Nach der öf-
fentlichen Anhörung im Bundeswirtschafts-
ministerium haben wir Herrn Haub deswegen 
aufgefordert, auch Angebote von Rewe und 
möglichen anderen Erwerbern zu prüfen, die 
die Rechte und Arbeitsplätze der Beschäftigten 
besser sichern, als das im November 2015 mit 
Edeka der Fall gewesen wäre. Der Bundeswirt-
schaftsminister stand vor einer schwierigen 
Abwägung zwischen wettbewerbsrechtlichen 
Aspekten und der Frage, ob er die Arbeitsplätze 
und Rechte von 16.000 Beschäftigten absichert. 
Eine Versagung der Erlaubnis und mögliche Zer-
schlagung von Kaiser’s Tengelmann in kleinste 

Einheiten gefährdet nicht nur Tausende Arbeits-
plätze, sondern bürdet auch Sozialkassen und 
Steuerzahlern finanzielle Lasten auf. Der Mi-
nister hat sich, was wir ausdrücklich begrüßen, 
aus Gemeinwohlgründen für die Erteilung einer 
Ministererlaubnis unter strengen Auflagen und 
damit im Sinne vieler Menschen entschieden. 
Es geht um Grundsatzfragen: Die Wirtschafts-
struktur hat sich verändert, Unternehmen ver-
weigern Tarifverträge, die Tarifbindung erodiert. 
Deswegen liegt der Erhalt mehrerer Tausend ta-
riflich abgesicherter Arbeitsplätze im Interesse 
der Allgemeinheit. Dies sollte in Kartellverfah-
ren eine zentrale Rolle spielen.

Unser Einsatz für die Beschäftigten bei 
Kaiser’s Tengelmann bedeutet nicht, dass ver.di 
die Konzentrationsprozesse im Lebensmittelein-
zelhandel– vier große Unternehmen dominieren 
85 Prozent des Marktes – ignoriert. Im Gegenteil: 
Auf diesen scharfen Verdrängungswettbewerb 
zu Lasten von Beschäftigten und Produzenten 
weisen wir seit Jahren hin. Doch jetzt so zu tun, 
als hinge alles an rund 430 Filialen von Kaiser’s 
Tengelmann, greift zu kurz. Stattdessen muss 
man fragen, warum Bundeskartellamt und Ge-
setzgeber nicht schon vor Jahren gegen diese 
Konzentrationsprozesse vorgegangen sind. Und 
man sollte sich klar machen: Der Erhalt bzw. die 
Ausweitung von Tarifbindung bremst Konzent-
rationsprozesse ab. Je höher der Grad der Tarif-
bindung, desto weniger Druck haben tariftreue 
Unternehmen, über Lohndumpingwettbewerb 
vom Markt verdrängt zu werden.	 ó

Debatte: Gesicherte Zukunft durch Tarifvertrag und  
Betriebsräte
von Stefanie Nutzenberger
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Die SPD Baden-Württemberg: Langer Atem für die 
inhaltliche und strukturelle Erneuerung
von Hilde Mattheis

û  Hilde Mattheis (MdB) ist stellver-
tretende Landesvorsitzende der Ba-
den-Württemberger SPD und Vorsit-
zende des Forums DL 21 – Die Linke in 
der SPD.

Foto: © SPD Parteivorstand

Der Erneuerungsprozess der SPD Baden-Würt-
temberg ist zwingend, denn diesmal kann nie-
mand zur Tagesordnung übergehen. Der Absturz 
bei dieser Landtagswahl von 23,1 Prozent im Jahr 
2011 auf jetzt 12,7 Prozent ist so dramatisch, dass 
selbst Zweckoptimisten nur einen Austausch von 
Personal nicht vertreten können. Der Forderung 
der SPD-Linken nach inhaltlicher, struktureller 
und personeller Erneuerung kann nichts ent-
gegengesetzt werden und ist mittlerweile die 
Überschrift dieses Prozesses. Auch die Einsicht, 
dass mit der Neuwahl des Landesvorstandes, mit 
der Verabschiedung eines Arbeitsprogramms 
und eines progressiven Leitantrags die Neuauf-
stellung nicht abgeschlossen ist, hat sich durch-
gesetzt. Denn der Abwärtstrend bei Landes- und 
Bundestagswahlen und der Mitgliederentwick-
lung besteht ganz deutlich mindestens seit 2001. 
Aber lange Zeit hatte eine entscheidende Füh-
rungsmehrheit eine tiefergreifende Analyse und 
die hieraus notwendigen Schlussfolgerungen 
abgewehrt. Jetzt ist ein Politikwechsel für eine 
linke Volks- und Mitgliederpartei wie die SPD 
fast überlebensnotwendig und muss auch die 
Bundespartei interessieren und von ihr begleitet 
werden. Denn eine SPD, die in einem westdeut-
schen Flächenland fast ein einstelliges Ergebnis 
hat, schwächt die gesamte Bundespartei.

Das desaströse Wahlergebnis vom März hat 
mehrere Gründe: Die Popularität der Grünen 
und ihres Spitzenkandidaten und das entspre-
chend taktische Wahlverhalten bei nur einer 
Stimme, viele haben AfD aus Protest gegen 
etablierte Parteien wie die SPD gewählt, zu viele 
sind nicht zur Wahl gegangen. Die SPD konn-
te ihnen offensichtlich keine Antwort auf ihre 
Sorgen geben bzw. nicht glaubhaft vermitteln, 
dass wir unsere Lösungsvorschläge umsetzen. 
Das zeigen Aussagen wie: „Ich glaube euch 
nichts mehr.“ und „Wofür steht ihr eigentlich?“

Die wesentliche Ursache ist der schlei-
chende Verlust an Glaubwürdigkeit und Ver-
lässlichkeit vor allem in der modernen, solida-
risch eingestellten ArbeitnehmerInnenschaft. 
Weiten Kreise der Bevölkerung glauben, wir 
würden die Lebenswirklichkeit der Bevölke-
rung nicht kennen und uns einseitig in poli-
tischen Zirkeln bewegen. Viele meinen, dass 
wir versuchen würden, uns unter taktischen 
Gesichtspunkten neu zu erfinden, statt kon-
tinuierlich die Grundfragen der Gerechtigkeit 
unter der Bedingung vertiefter sozialer Spal-
tungen zu beantworten. 

Das ist nur schwer aufzubrechen und 
braucht auch Personen, die nicht jetzt erst von 
gerechter Verteilung und Teilhabe reden, weil 
in unserer Situation keine andere programma-
tische Antwort übrigbleibt, sondern die auch 
in der Vergangenheit stets die solidarische 
Erneuerung des Wohlfahrtsstaates forderten. 
Wir brauchen nicht nur soziale Kosmetik, son-
dern einen echten Politikwechsel hin zu einer 
solidarischen Gesellschaft mit mehr sozialen 
und politischen Rechten. Die WählerInnen wol-
len sich nicht mehr von oben belehren lassen, 
sondern erwarten echte Teilhabe in Wirtschaft 
und Gesellschaft. Die personelle Weichenstel-
lung im Oktober ist für die Baden-Württem-
bergische SPD daher ein wesentlicher Schritt. 
Der Wechsel an der Spitze, die Wahl von Leni 
Breymaier, ist ein erstes wichtiges Signal nach 
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außen, dass sich der SPD-Landesverband an-
ders aufstellt.

Die Aufgabe wird sein, in den nächsten Jahren 
Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit zurück zu 
erlangen. Dies erfordert einen klaren Kurs über 
mehr als eine Wahlperiode hinweg. Mit Zickzack-
Bewegungen, die zwischen klassischen SPD-The-
men (wie Verteilungsgerechtigkeit und Bildung) 
und liberal-konservativen Ansätzen (wie der 
Unterstützung von Freihandelsabkommen oder 
Steuervermeidungen für Gutverdiener) werden 
wir keine Glaubwürdigkeit zurückgewinnen. In 
einer Zeit vielfältiger und wachsender nationaler 
und internationaler Krisen werden von der SPD 
klare Positionen und Orientierung erwartet. Wir 
müssen unser Versprechen der gerechten Vertei-
lung und der Teilhabe von Willy Brandt erneuern 
und durchdeklinieren. Dass es die Sehnsucht da-
nach gibt, zeigt ein Blick auf die Bewegungen in 
Portugal, Spanien oder Griechenland und mani-
festiert sich an Personen wie Sanders und Cor-
byn, die für eine Mobilisierung von zahlreichen 
neuen UnterstützerInnen und Mitgliedern ste-
hen. Daran kann sich die erschlaffte Volkspartei 
SPD ein Vorbild nehmen.

Natürlich stehen auch die Strukturen der 
Partei im Fokus der Auseinandersetzung. Wir 
sind linke Volks- und Mitgliederpartei. Dieser 
Anspruch deckt sich nicht mit der Entwicklung 
der Mitgliederzahlen und der Repräsentanz in 
der Fläche. Nicht nur in Baden-Württemberg, 
auch auf Bundesebene tendieren wir dazu, die 
Partei als Ideengeber in Oppositionszeiten ein-
zubinden und beim Regierungshandeln den 
Beteiligungswunsch unserer Mitglieder eher 
abzuwürgen. Aber gerade in diesen Zeiten müs-
sen die Partei und ihre Gremien in wesentliche 
Entscheidungsprozesse vor allem jenseits von 
ausgehandelten Koalitionsverträgen eingebun-
den werden. Wenn stattdessen Entscheidungen 
vorgegeben werden oder – noch schlimmer –  
inhaltliche Fragen mit einer Art Vertrauensfra-
ge für den jeweiligen Vorsitzenden verbunden 
werden, erzeugt das erheblichen Frust. Wir 
müssen uns klarmachen, dass unsere Partei 

von ihren Mitgliedern lebt und für sie attraktiv 
bleiben muss, sonst werden wir zum Wahlver-
ein für politische Eliten. Wir müssen auch in Re-
gierungszeiten kritische Debatten führen und 
aushalten. BürgerInnen bestrafen uns nicht für 
Selbstreflexion, sondern wegen gebrochener 
Versprechen und intransparenter Entschei-
dungen. Transparenz sollte auch in der Perso-
nalpolitik gepflegt werden. Leider hat der Lan-
desverband Pluralität oder Kompetenz bei der 
Personalauswahl stark vernachlässigt.

Baden-Württemberg ist heterogen. Neben 
den städtischen Zentren in Stuttgart, Freiburg, 
Mannheim u.a. gibt es viele ländliche Regionen. 
Hier wird auch sozialdemokratische Basisarbeit 
geleistet. Wer glaubt, durch einen zentralisti-
schen Ansatz nach dem Motto „Wir müssen 
uns auf unsere starken Kreisverbände konzent-
rieren“, zu größerer Stärke insgesamt zu kom-
men, unterschätzt und missachtet nicht nur 
diese Arbeit, sondern schätzt auch die Poten-
tiale falsch ein. Erfolgreich sind wir nur, wenn 
wir starke Regionen nicht vernachlässigen und 
schwache Regionen organisatorisch und per-
sonell unterstützen. Nicht der Rückzug aus der 
Fläche, sondern dezentralere Strukturen müs-
sen unsere Antwort sein. 

Eine Partei, die wieder diskutiert, die über-
zeugen kann, braucht innerparteiliche Bildungs-
arbeit und Foren für den inhaltlichen Diskurs. 
Bildungsarbeit, die Mitglieder in ihrer Argumen-
tation stärkt, Foren, die dazu beitragen, dass wir 
Definitionen unseres Ziels soziale Gerechtigkeit 
klären. Diese Art von Parteiarbeit wurde stark 
vernachlässigt und einem vermeintlich moder-
neren Anstrich geopfert.

All das wird nicht von heute auf morgen 
umgesetzt werden. Umfrageergebnisse wer-
den nicht plötzlich besser. Es wird viel Zeit in 
Anspruch nehmen, mit klaren sozialdemokra-
tischen Inhalten, basisorientierten Strukturen 
und Personen, die dies glaubwürdig vermit-
teln, Rückhalt zu gewinnen. Aber: Für diese 
Partei lohnt sich dieser Einsatz.	 ó
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Mit mehr sozialer Gerechtigkeit aus der Krise
von Dierk Hirschel

Die Sozialdemokratie steckt in der Krise. In 
aktuellen Umfragen will nur noch jeder Fünfte 
seine Stimme der SPD geben. Bei den letzten 
Landtagswahlen in Baden-Württemberg und 
Sachsen-Anhalt wurde die Partei geradezu pul-
verisiert. Die Zahl der organisierten Genossen 
hat sich in den letzten 25 Jahren halbiert.

Die Ironie der Geschichte ist, dass die Sozial-
demokratie in einer Zeit an gesellschaftlichem 
Rückhalt verliert, in der die soziale Frage eine 
neue Renaissance erlebt. Armutslöhne, unsi-
chere Arbeitsverträge, steigende Mieten und 
eine schlechte Absicherung der großen Lebens-
risiken haben die Arbeits- und Lebensverhält-
nisse von Millionen Menschen verschlechtert. 
Gleichzeitig fürchtet sich die Mitte vor dem 
sozialen Absturz. Folglich entscheiden Gerech-
tigkeitsfragen wieder Wahlen. Die große Partei 
des sozialen Fortschritts hat aber das Problem, 
dass sie nicht mehr als natürlicher Anwalt der 
sozial Benachteiligten und abhängig Beschäf-
tigten wahrgenommen wird. Nicht einmal 
jeder Dritte traut der SPD in Fragen sozialer 
Gerechtigkeit noch etwas zu. Die Mehrheit der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wählt 
schon lange nicht mehr SPD.

Dieser dramatische Vertrauensverlust 
begann bekanntlich mit der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik der Schröder-Regierung. 
Die damalige Entwertung und Entgrenzung 
menschlicher Arbeit hinterließ tiefe Spuren im 
kollektiven Gedächtnis sozialdemokratischer 
Arbeitnehmermilieus. Die politische Förderung 
schlecht entlohnter und unsicherer Arbeit, 
Hartz IV und die Rentenkürzungen verletzten 
das Gerechtigkeitsempfinden vieler ehema-
liger Stammwählerinnen und Stammwähler.� 
Weder die inhaltliche Neuaufstellung der So-

�	 Für eine detaillierte Analyse siehe Max Reinhardt/Stefan Stache/Kai 
Burmeister: Die SPD in der doppelten Krise der Repräsentation, in Sozialis-
mus 6/2016

zialdemokratie bei den Bundestagwahlen 2013 
noch ihre soziale Handschrift in der großen Ko-
alition – Mindestlohn, Rente mit 63 – konnten 
dieses verlorene Vertrauen zurückgewinnen.

Kein Wunder! Zerstörtes Vertrauen wieder 
aufzubauen braucht Zeit. Die Re-Sozialdemo-
kratisierung der roten Strolche ist noch lange 
nicht abgeschlossen. Im Gegenteil: In der Reha 
gibt es immer wieder Rückschläge. Zwar setzt 
die SPD in jüngster Zeit wieder auf die richtigen 
sozialen Themen. Da die Partei aber seit 1998 bis 
auf eine Legislaturperiode in Regierungsverant-
wortung war, hat sie viele soziale Problemlagen, 
die sie heute skandalisiert, selbst zu verantwor-
ten. Viele damalige Entscheidungsträger sind 
heute noch aktiv. So wird die SPD immer wieder 
Gefangene ihrer eigenen Vergangenheit. 

Darüber nicht zu reden ist keine Lösung. 
Nicht alle Wählerinnen und Wähler haben ein 
politisches Kurzzeitgedächtnis. Zudem sorgt 
die politische Konkurrenz dafür, dass die Vogel-
Strauß-Strategie nicht aufgeht. So zu tun als 
hätten die Folgen des eigenen Handelns nicht 
vorhergesehen werden können, funktioniert 
ebenfalls nicht. Schließlich warnten die außer- 
und innerparteilichen Kritiker der so genann-
ten Reformen schon sehr früh vor den sozialen 
Gefahren und Risiken. Fatal ist der Versuch die 
sozialen Verwerfungen vermeintlich naturge-
setzlichen Gewalten wie der Globalisierung 
oder der Digitalisierung in die Schuhe zu schie-
ben. Wenn Politik nicht mehr gestalten kann, 

û  Dr. Dierk Hirschel ist Bereichsleiter 
für Wirtschaftspolitik, Europa und In-
ternationales der Gewerkschaft ver.di. 

Foto: © Kay Herschelmann
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ist sie überflüssig. Glaubwürdig wäre nur ein 
klares Eingeständnis politischer Fehlentschei-
dungen. Das geht aber nur, wenn diese Ein-
sicht auch vorhanden ist und künftig eine an-
dere Politik gemacht wird. 

Maßgebliche Teile der Partei sind aber wei-
terhin davon überzeugt, dass die Agenda-Politik 
im Kern richtig war. Mehr Ungleichheit und Un-
sicherheit waren aus ihrer Sicht der notwendige 
Preis für mehr Wachstum und Beschäftigung. 
Zwar akzeptierten auch die roten Freunde des 
Ordoliberalismus – die deutsche Variante des 
Neoliberalismus –, dass die größten sozialen 
Verwerfungen der Agenda-Politik korrigiert 
werden müssen. Klar ist aber auch: In Ludwig 
Erhards Mottenkiste findet sich wenig, was für 
eine arbeitnehmerorientierte Wirtschafts- und 
Sozialpolitik brauchbar ist. Wer glaubt, dass ein 
verkrusteter Arbeitsmarkt, hohe Steuern und 
Sozialabgaben der Wirtschaft schaden, der kann 
sich und andere nicht für eine umfassende Re-
Regulierung des Arbeitsmarktes, einen Ausbau 
des Sozialstaates oder Reichensteuern begeis-
tern. Die weitgehend ungebrochene Autorität 
von Unternehmern, Wirtschaftsverbänden und 
wirtschaftsliberalen Leitmedien stärkt diese 
ordoliberale Sicht auf Wirtschaft und Gesell-
schaft. So wird einkonsequenter Politikwechsel 
blockiert. Soziale Fragen werden zwar adres-
siert, der Gerechtigkeitsdiskurs hängt aber ohne 
entsprechende politische Praxis in der Luft. Der 
wirtschafts- und sozialpolitische Zick-Zack-Kurs 
führt dazu, dass viele Menschen nicht mehr 
wissen, wofür die SPD eigentlich steht.

Beispiel Arbeitsmarktpolitik: Der gesetzliche 
Mindestlohn war ohne Zweifel ein wichtiger 
Schritt zur Neuordnung des Arbeitsmarktes. 
Weitere Schritte zur Eindämmung unsicherer 
Beschäftigung, wie die Abschaffung der Mini-
Jobs, eine gesetzliche Regelung zur gleichen 
Bezahlung von Leiharbeit, ein Verbot sach-
grundloser Befristungen oder eine Korrektur der 
Hartz-Gesetze durch die Abschaffung der Zu-
mutbarkeit, scheitern aktuell am konservativen 
Koalitionspartner. Der fehlende politische Hand-

lungsspielraum in einer großen Koalition ist je-
doch nicht das einzige Problem. Auch innerhalb 
der SPDgibt es große Widerstände gegen eine 
Reform der Mini-Jobs und der Hartz-Gesetze.

Bespiel Rentenpolitik: Sigmar Gabrielwill die 
drohende Altersarmut zum Wahlkampfthema 
machen. Das ist gut so. Die Rückkehr der Alters-
armut ist aber nicht nur das Spiegelbild eines 
entfesselten Arbeitsmarktes, sondern auch die 
Folge der Rentenpolitik des letzten Jahrzehnts. 
Die so genannten Rentenreformen der Schrö-
der- und Merkel-Regierung führten zu massiven 
Leistungskürzungen. Durch die Absenkung des 
Sicherungsniveaus der gesetzlichen Rente auf 
43 Prozent bis zum Jahr 2030 droht Millionen 
Menschen ein würdeloses Altern. Wer monat-
lich 2600 Euro brutto in der Tasche hat, muss 
heute mehr als 33 Jahre Vollzeit arbeiten, um 
später nicht auf dem Sozialamt zu landen. Jeder 
dritte sozial versicherte Vollzeitbeschäftigte er-
hält aber weniger als 2500 Euro. Soll die gesetz-
liche Rente künftig wieder vor Armut schützen 
und den Lebensstandard sichern, muss das ge-
setzliche Sicherungsniveau angehoben werden. 
Dafür muss die Rentenformel korrigiert werden. 
Das führt zu höheren Beiträgen und wäre ein 
radikaler Bruch mit der bisherigen Rentenpoli-
tik. Andrea Nahles hat für den Herbst ein um-
fassendes Rentenreformkonzept angekündigt. 
Es wäre jedoch eine große Überraschung, wenn 
sie Maßnahmen vorschlägt, die das Sicherungs-
niveau anheben und dadurch die sozialdemo-
kratische Rentenpolitik neu ausrichten.

Beispiel Finanz- und Steuerpolitik: Die SPD 
will einen handlungsfähigen Staat. Sie steht 
sich dabei aber immer wieder selbst im Weg. 
Im Frühjahr forderte Sigmar Gabriel mehr Geld 
für sozial benachteiligte Einheimische und 
Flüchtlinge. Der oberste Kassenwart der Repu-
blik wollte die milliardenschweren Mehraus-
gaben aber nicht auf Pump finanzieren. Damit 
war die Debatte beendet. Zu viele sozialdemo-
kratische Entscheidungsträgerteilen Schäubles 
Auffassung, dass ein Staatshaushalt genauso 
geführt werden muss, wie der Privathaushalt 
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einer schwäbischen Hausfrau. Sie halten die 
schwarze Null für ein richtiges und wichtiges 
haushaltspolitisches Ziel. Und höhere Steuern 
sind für sie keine Alternative.

Ein ähnliches Trauerspiel erleben wir bei den 
öffentlichen Investitionen. Rote Ministerpräsi-
denten, Bürgermeister und Gemeinderäte kla-
gen zu Recht darüber, dass sie zu wenig Geld für 
Straßen, Brücken, Kitas, Schulen und Kranken-
häuser haben. In den Schulen bröckelt der Putz, 
die Straßenlöcher werden immer größer, der 
Strom kommt nicht von Nord nach Süd und das 
Internet lahmt. Die SPD könnte in der großen Ko-
alition vehement für Reichensteuern und frische 
Kredite streiten, um die teils marode öffentliche 
Infrastruktur zu modernisieren. Stattdessen 
lässt der rote Wirtschaftsminister bei privaten 
Investoren den Klingelbeutel kreisen. Doch da-
mit nicht genug. Trotz des hohen öffentlichen 
Finanzbedarfs macht die rot-schwarze Bundes-
regierung Firmenerben ein milliardenschweres 
Steuergeschenk. Und das obwohl der steuerfreie 
Transferleistungslosen Einkommens nur die un-
gleiche Verteilung von Lebenschancen fördert.

Auch in Europa stützte die SPD zunächst 
Merkels Spardiktat. So verurteilten führende 
Sozialdemokraten den verzweifelten Versuch 
der griechischen Linksregierung mit der öko-
nomisch und sozial schädlichen Sparpolitik zu 
brechen. Bis heute versagt die deutsche Sozial-
demokratie, wenn es darum geht eine schlag-
kräftige europäische Allianz für mehr Investi-
tionen, mehr Jobs und mehr soziale Sicherheit 
zu schmieden.

Die SPD steht im Vorfeld der Bundestags-
wahlen 2017 vor großen Herausforderungen. 
Sie muss auf die zunehmende soziale Spaltung 
der Gesellschaft überzeugende Antworten 
geben. Der bisherige politische Kurs ist dafür 
ungeeignet. Solange die sozialdemokratische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik weiterhin stark 
ordoliberale Züge trägt und somit immer auch 
Kapitalinteressen bedient, wird aus der SPD 
keine politische Kraft der sozialen Gerechtig-

keit. Wenn die aktuelle Krise nicht zum Normal-
fall werden soll, ist ein politischer Kurswechsel 
dringend nötig. Das schließt eine kritische Auf-
arbeitung der eigenen Vergangenheit ein.

Eine arbeitnehmerorientierte Politik sollte 
sich zunächst auf die Neuordnung des Arbeits-
markts konzentrieren. Mit der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns konnte die Ver-
handlungsposition der Beschäftigten bereits 
verbessert werden. Jetzt geht es darum, das 
Tarifsystem weiter zu stärken, den Mindest-
lohn zu erhöhen, Minijobs, ungleich bezahl-
te Zeitarbeit, unfreiwillige Teilzeitarbeit und 
Werkverträge durch reguläre Beschäftigung 
zu ersetzen sowie die Zumutbarkeit abzu-
schaffen. Das reicht aber nicht aus.

Auch in der Rentenpolitik muss eine andere 
Richtung eingeschlagen werden. Sozialdemo-
kratische Rentenpolitik muss wieder eine ar-
mutsfeste und lebensstandardsichernde Rente 
ermöglichen. Darüber hinaus muss der Staat 
wieder handlungsfähig werden. Das geht nur 
mit mehr Keynes und weniger Erhard. Bund, 
Länder und Gemeinden können erst wieder 
in die Zukunft investieren, wenn sie finanziell 
besser ausgestattet werden. Dafür braucht es 
frische Kredite und eine höhere Besteuerung 
großer Einkommen und Vermögen.

Ein solcher Bruch mit der herrschenden 
Wirtschafts- und Sozialpolitik erfordert ein 
breites Bündnis von progressiven Parteien, 
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen. 
Dieser politische Kurswechsel kann aber nicht 
ohne Überzeugung und Haltung vollzogen 
werden. Wenn beim ersten scharfen Gegen-
wind der Kurs wieder korrigiert wird, dann ist 
der Versuch, verlorenes Vertrauen zurückzuge-
winnen, von Anfang an zum Scheitern verur-
teilt. Deswegen braucht die Sozialdemokratie 
jetzt eine breite Debatte darüber, wie sie sich 
im Sinne einer arbeitnehmerorientierten Poli-
tik neu aufstellen muss, um künftig wieder als 
Vorkämpferin für soziale Gerechtigkeit ernst 
genommen zu werden.	 ó
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Die Energiewende verknüpft wie kaum 
eine andere politische und ökonomische 
Dynamik die ökologische Frage mit Macht- 
und Verteilungsfragen. Und selten ist dieser 
Zusammenhang so eng mit einem Geset-
zesvorhaben verbunden und in seinen Aus-
wirkungen so komplex wie in dem vor der 
Sommerpause novellierten Erneuerbare-En-
ergien-Gesetz (EEG). Es ist ein wichtiger Dreh- 
und Angelpunkt für die Erreichung der Kli-
maschutzziele, den Ausbau der erneuerbaren 
Energien, einer demokratischeren Energieer-
zeugung sowie der Verteilung der Kosten der 
Transformation. 

Mehr Teilhabe durch Mieterstrom

Einerseits gibt es in der Frage der Teilha-
be an der Energiewende mit den Verbes-
serungen für den Bezug von Mieterstrom 
einen wichtigen Erfolg zu verzeichnen. Bis-
lang müssen MieterInnen, die ihren Strom 
aus Photovoltaikanlagen beziehen, die volle 
EEG-Umlage zahlen. Diese Benachteiligung 
gegenüber den von der Umlage befreiten 
Eigenheimbesitzern ist nicht nur ungerecht, 
sondern bremst den Ausbau der Anlagen und 
die Teilhabe an der Energiewende. Nun kann 
Mieterstrom per Verordnung des Bundes-
wirtschaftsministeriums teilweise von der 

Umlage befreit werden. Diese Verordnung 
muss jetzt schnell kommen, um Mieterstrom 
attraktiv zu gestalten und die Akzeptanz 
der Energiewende zu fördern. Der Deutsche 
Mieterbund, der Gesamtverband der Woh-
nungswirtschaft und der Bundesverband der 
Verbraucherzentralen haben diese Öffnung 
herzlich begrüßt. Künftig muss mehr erneu-
erbarer Strom im Quartier erzeugt und ver-
braucht werden. Dies kann die Effizienz und 
die Akzeptanz der Energiewende fördern. Dies 
ist vor allem wichtig, um die Sektorkopplung 
zum Erfolg zu führen. Damit ist die Nutzung 
von Strom für die Erzeugung von Wärme und 
Kälte (i.d.R. durch Wärmepumpen) sowie für 
den Transport gemeint. 

Risiken für Bürgerenergieprojekte

Andererseits birgt die Systemumstellung 
weg von den gesetzlich festgelegten Einspei-
severgütungen hin zur Ausschreibung von 
Strommengen Risiken für die Bürgerener-
gieprojekte. Künftig wird die Förderhöhe für 
Wind- und Solaranlagen ab einer installier-
ten Leistung von 750 kW (150 kW bei Biomas-
seanlagen) per Ausschreibung festgelegt.� 
Diese Regelung betrifft die meisten Anlagen 
und galt bereits seit dem Jahr 2015 für Photo-
voltaikanlagen auf Freiflächen. 

Die Bundesnetzagentur erteilt die Zuschlä-
ge für die ausgeschriebenen Strommengen 
ausschließlich nach dem niedrigsten Gebot 
in Cent je kW/h. Bürgerenergiegesellschaften 
sind als kleine Akteure in einem Gebotsver 
 

�	 Eine feste Einspeisevergütung erhalten Betreiber von Anlagen bis zu 
100kW Leistung. Strom aus Anlagen zwischen100 kW und 750 bzw. 150 
kW-Leistung muss weiterhin direkt vermarktet werden und wird mit der 
Marktprämie (Differenz zwischen Börsenstrompreis und dem nach der fes-
ten Einspeisevergütung anzulegenden Wert) vergütet.

EEG-Novelle:  
Auf dem Weg zu einer sozialen Energiewende?
von Klaus Mindrup

û  Klaus Mindrup ist SPD-Bundestags-
abgeordneter und in der Genossen-
schafts- und Umweltbewegung aktiv. 
Er lebt in Berlin.

Foto: privat



spw 4 | 2016 21

Meinung ó  

Ausgabe_171_1.indd   5 26.05.09   13:57

fahren gegenüber großen Investoren benach-
teiligt. Dies belegen die ersten Erfahrungen 
in den Modellprojekten. Daher haben wir für 
bessere Bedingungen für Bürgerenergiege-
sellschaften gekämpft. Sie können ohne ver-
bindliches Gebot in das Verfahren einsteigen 
und sind für die Teilnahme an der Ausschrei-
bung von den hohen Kosten für die Genehmi-
gung befreit. Bieten sie mit, erhalten sie das 
höchste abgegebene Gebot als Förderung. 

Zudem gelang es, Bürgerenergiegesell-
schaften rechtlich so zu definieren, dass sich 
die Städte und Gemeinden – direkt oder über 
Tochtergesellschaften (z.B. über ihre Stadt-
werke)– an ihnen beteiligen können. Durch 
solche kommunalen Beteiligungen kommen 
die Einnahmen der Erzeugungsanlagenindi-
rekt auch BürgerInnen zu Gute, die sich eine 
eigene Beteiligung nicht leisten können.

Dennoch besteht die Gefahr, dass Bürger-
energieprojekte nicht realisiert werden und 
der Ausbau gebremst wird. Hinzu kommt: Es 
ist keineswegs garantiert, dass Projekte nach 
der Ausschreibung tatsächlich umgesetzt-
werden. Es gibt kein Instrument, Fehlsteu-
erungen auszugleichen. Daher sollten die 
Ergebnisse bereits in den ersten Jahren um-
fassend und unabhängig evaluiert werden. 
Sollten sich die negativen Prognosen bestäti-
gen, könnte eine alternative politische Mehr-
heit zum vorherigen System zurückkehren 
oder das System nachjustieren.

Auswirkungen für Windkraftausbau und 
Verteilungsgerechtigkeit

Kritisch sehe ich auch die vorgesehenen 
Ausbaupfade, besonders für Windkraftan-
lagen. Zwar konnte die SPD weitergehende 
Forderung der CDU/CSU nach massiver Ein-
schränkung des Ausbaus von Onshore-Wind-
kraft abwehren. Darüber hinaus gelang es 
der SPD, die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Sektorenkopplung zu verbessern. 
Strommengen aus erneuerbaren Quellen, de-

ren Einspeisung in Phasen einer Netzüberlas-
tung abgeregelt wird, können künftig in en-
gen Grenzen frei verkauft, zur Erzeugung von 
Wärme verwendet oder gespeichert werden. 
Nichtsdestotrotz brauchen wir einen Ausbau 
der erneuerbaren Energie und keine Ausbau-
bremse, zumal die erneuerbare Energie auch 
für eine Wende im Wärme- und Verkehrssek-
tor benötigt wird. Um auch nur 85 Prozent 
des CO2-Ausstoßes des Jahres 1990 bis zum 
Jahr 2050 einzusparen, ist nach einer Studie 
des Fraunhofer ISE ein Ausbaupfad allein für 
Windkraft an Land von 4 GW pro Jahr bis 2050 
erforderlich.� Der  beschlossene Ausbaukorri-
dor für Windkraftanlagen an Land von brut-
to jährlich 2800 Megawatt (MW) bzw. 2900 
MW ab dem Jahr 2020 liegt deutlich darunter 
und berücksichtigt nicht den Wegfall alter 
Anlagen. Spätestens ab dem Jahr 2020 wer-
den schätzungsweise jährlich 1500 dieser al-
ten Anlagen vom Netz gehen. Wir brauchen 
für diese Windräder eine Anschlussregelung 
zur alten EEG-Förderung, damit sie weiterhin 
wirtschaftlich betrieben werden können. Der 
Ausbaukorridor für Windkraft an Land, aber 
auch auf See und Photovoltaik muss dem-
nach deutlich erhöht werden. In der nächsten 
Wahlperiode müssen wir die Ausbauziele für 
die erneuerbaren Energien und den Klima-
schutz synchronisieren. 

Im Hinblick auf Verteilungsgerechtigkeit 
bringt die Novelle auch Rückschritte. So wur-
de der Kreis der energieintensiven Unterneh-
men, die von der EEG-Umlage befreit sind, 
ausgeweitet. Waren bislang Unternehmen 
mit einem Anteil der Energiekosten von 17 
Prozent an ihrer Bruttowertschöpfung frei-
gestellt, reicht nun ein Anteil von 14 Prozent 
aus. Dieser Rabatt muss von den übrigen Ver-
brauchern aufgebracht werden. Eine sozial 
gerechte Ausgestaltung der Energiewende 
muss die Ausnahmen auf ein Mindestmaß 
beschränken und an klare Auflagen für die Er-

�	 Hans-Martin Henning, Andreas Palzer (2015): Was kostet die Energie-
wende? Wege zur Transformation des deutschen Energiesystems bis 2050,. 
Fraunhofer-Institut für solare Energiesysteme ISE Freiburg, S. 85.
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bringung von wirtschaftlichen Maßnahmen 
zur Steigerung der Energieeffizienz koppeln. 

Wie weiter?  Herausforderungen einer so-
zialen Energiewende

Wir brauchen weiterhin eine Strategie für 
Energieeffizienz, den Ausbau von erneuer-
baren Energien und Effizienz im Wärmesek-
tor – besonders bei Gebäuden – und im Ver-
kehrssektor. 

Nicht zuletzt darf eine sozial-ökologische 
Strategie nicht ausblenden, dass die Dyna-
mik der Energiewende bisher zu wenig gute 
Arbeitsplätze geschaffen hat. Wie eine Befra-
gung der IG Metall von 5000 Beschäftigten in 
der Windkraft- und der Solarbranche zeigte, 
liegen die Bruttolöhne der Beschäftigten 
etwa 900 Euro unter dem Durchschnitt des 
produzierenden Gewerbes. Eine Arbeitswo-
che über 40 Stunden ist häufig die Regel. Nur 
eine Minderheit   kann sich vorstellen, ihren 
Beruf bis zum Rentenalter auszuüben.� Die 
Perspektive für bessere Arbeitsbedingungen 
der ArbeitnehmerInnen dürfte sich durch den 
Wegfall tausender Arbeitsplätze in der Solar-
branche nicht verbessert haben. Mit den en-
gen Ausbaupfaden drohen besonders in der 
Windkraftbranche weitere Jobverluste. 

Eine rot-rot-grüne Bundesregierung müss-
te die Energiewende deutlich nachhaltiger 
und sozialer ausgestalten. Dazu gehört auch 
ein EEG, das den Ausbau von erneuerbarer 
Energie wieder beschleunigt und deutlich 
stärker dazu beiträgt, die Energiewende sozi-
aler und partizipatorischer zu gestalten.	 ó

�	 IG Metall (2014): Nachhaltig – aber auch sozial? Arbeitsbedin-
gungen und Einkommen in den erneuerbaren Energien. https://
www.igmetall.de/docs_WInd_EE_Broschuere_web_11-14_5bf2c-
c3d451f87712201c9ef685691af3dfe4356.pdf.

Tel.: (02 21) 44 85 45  |  mail@papyrossa.de  
www.papyrossa.de

Frank Deppe behandelt den Begriff des ›moder-
nen Staates‹ sowie die Grundzüge bürgerlicher 
und marxistischer Staatstheorien. Und er zeigt, 
wie der globale Finanzmarktkapitalismus und 
die Kämpfe gegen die Austeritätspolitik Funk-
tion und Tätigkeit der Staaten beeinussen.

P a p y R o s s a  V e r l a g

Frank Deppe

DeR STAAT
Basiswissen Politik /
Geschichte/Ökonomie

Pocketformat
978-3-89438-595-8
118 Seiten   |   € 9,90

Sebastian Chwala
DeR
FRONT NATIONAL
Geschichte, Programm,
Politik und Wähler

Paperback
978-3-89438-592-7
143 Seiten |   € 12,90

Sebastian Chwala belegt den Aufstieg der 
extremen Rechten in Frankreich mit der Furcht 
der »neuen Mittelschichten« vor sozialem 
Abstieg. Sie sind es, die in erster Linie anfällig 
sind für die Mystizierungen und die Fremden-
feindlichkeit des Front National.



spw 4 | 2016 23

Im Fokus ó ó  

Ausgabe_171_2a.indd   11 26.05.09   14:07

ó ó  Im Fokus

Populismus und politische Repräsentation
Einleitung zum Heftschwerpunkt

von Matthias Ecke, Max Reinhardt, Thilo Scholle und Stefan Stache
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In den letzten Jahren ist die Debatte um 

Linkspopulismus zunehmend in den Mittel-
punkt linker Strategiedebatten gerückt. Die 
neue Aufmerksamkeit für die theoretische 
Ansätze Ernesto Laclaus und der durch sie in-
spirierten politischen Strategien stehen mit 
mehreren Entwicklungen im Zusammenhang.

ò	 Die Rückkehr der im Grunde nie gelösten 
sozialen Frage und der durch die Hege-
monie neoliberaler Politik zunehmenden 
Schere zwischen Arm und Reich national 
und international.

ò	 Die seit Jahrzehnten zunehmenden de-
mokratischen Teilhabeerwartungen von 
Frauen und Männern.

ò	 Die Krise der Sozialdemokratie durch ihre 
autoritär-neoliberale Politik und die uner-
füllte politische Repräsentation der Teil-
habeerwartungen.

ò	 Die Mobilisierungserfolge der aus Protest-
bewegungen hervorgegangenen neuen 
Parteien wie Podemos und Syriza, aber 
auch die Dynamik der Kampagnen Bernie 
Sanders’ und Jeremy Corbyns.

ò	 Und schließlich haben die Erfolge rechts-
populistischer und rechtsextremistischer 
Kampagnen und Parteien der Debatte Auf-
trieb gegeben, zumal die AfD bei den Land-
tagswahlen im März und im September 
mehr als 20 Prozent der Stimmen erreichte 
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und vergleichsweise viele Nichtwähle-
rInnen mobilisieren konnte.

„Klassischen“ linken Parteien – Sozialde-
mokraten genauso wie Linkssozialisten oder 
je nach Land auch Kommunisten – gelingt 
es seit Jahren immer weniger, Wählerinnen 
und Wähler zu gewinnen. Die Diskussion um 
Linkspopulismus ist daher vor allem eine Frage 
danach, wie die Linke angesichts der zuneh-
menden Krise der politischen Repräsentation 
parlamentarische Mehrheiten erreichen kann.

Linkspopulismus als Chiffre stärkerer  
Politisierung

Gerade im Umfeld ehemaliger kommunis-
tischer Parteien entstand in den letzten Jahren 
eine Debatte über „Linkspopulismus“ als neue 
politische Strategie. Die Beispiele für erfolg-
reichen Populismus in der Politik in Europa 
zeigen aber schon, wie ambivalent dieses Kon-
zept ist. Reicht es doch von Syriza in Griechen-
land über die 5-Sterne-Bewegung in Italien bis 
hin zu Podemos. Auch wenn bei der 5-Sterne-
Bewegung mittlerweile offensichtlich ist, dass 
sie mit progressiven Bewegungen wenig zu 
tun hat, scheint ein Teil ihrer Anhänger das 
nach wie vor zu glauben.

Einig ist allen linkspopulistischen Ansätzen 
im Anschluss an Laclau und Mouffe die Her-
stellung von Antagonismen in der Politik. Nun 
ist dies sicherlich in Zeiten des immerwäh-
renden TINA-Prinzips zunächst ein richtiger 
Ansatz: Gegensätze benennen, gesellschaft-
liche Auseinandersetzungen politisieren. 
Problematisch ist dabei allerdings, mit wel-
chen Mitteln diese Antagonisierung erfolgen 
soll: nämlich nicht nach einem soziostruk-
turellen, sondern institutionenbezogenen 
„Ihr da oben – wir hier unten“. Dann geht es 
nicht um Arbeit vs. Kapital, sondern um „wir 
hier unten gegen die Gewerkschaftsbonzen“ 
oder schlimmeres. Letztlich geht es damit 
nicht um ein Infragestellen ökonomischer 
Strukturen, sondern um ein Infragestellen 

bisheriger Wege der politischen Demokratie 
im Land. In der bisherigen Praxis ist es meist 
dann doch auf einen simplen Austausch poli-
tischer Eliten hinausgelaufen, wie das Beispiel 
Griechenland zeigt, oder auf eine zunehmend 
autoritärer werdende Parteistruktur. Gerade 
das Beispiel Spanien zeigt, dass die linkspo-
pulistischen Ansätze bislang jedenfalls ohne 
einen auch populären Parteiführer nicht aus-
zukommen scheinen – mit der fatalen Wir-
kung, dass dieser allein sowohl die Bewegung 
„verkörpert“ wie auch dominiert.

Gefährlich ist auch die Reduktion komplexer 
politischer Fragen auf einfache „Ja-Nein-Sche-
mata“, deren jeweilige unterschiedliche Be-
antwortung dann direkt zur Abwertung des 
Gegenübers führen kann.

Letztlich ist es nachvollziehbar, dass Links-
populismus als Chriffre für eine stärkere 
Politisierung und durchaus auch stärkerer 
Kultur der Auseinandersetzung und klaren po-
litischen Abgrenzung dient.

Das Gegenstück zum Populismus sollte da-
her nicht als immerwährendes Streben nach 
Konsens selbst zwischen kaum miteinander 
zu vereinbarenden Positionen verstanden 
werden. Aber es sollte die Notwendigkeit po-
litischer Popularisierung mit der Komplexität 
von Gesellschaft und mit einer ernsthaften 
Rückbindung auch an politische Strukturen 
zusammen denken.

Entstehung des historischen Populismus

Aktuellen Debatten um einen linken Popu-
lismus blenden häufig die historische Dimen-
sion des Populismus aus, wie sie z.B. bereits 
2012 in der Zeitschrift „Totalitarismus und De-
mokratie“ geführt und analysiert wurde. Ein 
historisches Bewusstsein über Populismus ist 
jedoch wichtig, um seine Entstehungsbedin-
gungen, zentralen Diskurse und Vorstellungen 
der Repräsentation besser verstehen und poli-
tisch einordnen zu können.
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Populismus entsteht wie Faschismus „in 
Momenten der Krise“, so Diehl/Cavazzo 2012 
in ihrer Einleitung, und zwar insbesondere 
als Folge „der mangelnden politischen Reprä-
sentation des Volkes“. Die Rettung des Volkes 
soll mit Hilfe „eines charismatischen Führers“ 
erfolgen.�

Im Rechtspopulismus ist jedoch die Volks-
nähe stärker ausgeprägt als im Faschismus. 
Rechtspopulistische Führer geben sich volks-
näher, auch wenn sich vor allem Mussolini, 
aber auch Hitler, als „Mann aus dem Volk“ 
bzw. volksidentitär inszenierten.� Rechtspo-
pulismus ist auch sprachlich volksnah und 
nach Reisigl (2012) gekennzeichnet durch

ò	 eine Freund-Feind-Dichotomie,

ò	 eine vereinfachende, hypostastierende 
und personalisierende, den Gegner ab-
wertenden Sprache,

ò	 den Tabubruch „von unten“,

ò	 die „Froschperspektive“,

ò	 die politische Repräsentation aus dem 
Volk für das Volk,

ò	 „das Prinzip der pathetischen Dramati-
sierung und Emotionalisierung,

ò	 das Prinzip der Wiederholung,

ò	 das Prinzip der kalkulierten Ambivalenz

ò	 und das Prinzip der Erklärungs- bzw. Be-
freiungsverheißung.“�

�	 Paula Diehl/Stefano Cavazzo 2012: Einleitung, In: Totalitarismus und De-
mokratie 9/2012, 203.
�	 Martin Reisigl 2012: Rechtspopulistische und faschistische Rhetorik. Ein 
Vergleich, In: Totalitarismus und Demokratie 9/2012, 316 f.
�	�������������  ebd., S. 316.

Der historische Populismus Anfang des 
20. Jahrhunderts (vor allem der 1920/30er 
Jahre) blieb, so Karin Priester (2012), in Italien 
und Deutschland, anders als der stärker klas-
senübergreifende Faschismus, „auf ein hete-
rogenes, aber insgesamt ,populares´ (klein- 
und bildungsbürgerliches) Milieu begrenzt.“� 

Und doch nimmt der Populismus für sich in 
Anspruch, das ganze Volk zu vertreten. Er ka-
schierte damit seine einseitige klassenge-
bundene Repräsentation z.B. zu Gunsten des 
Mittelstandes und in Abgrenzung zur sozial-
demokratischen Arbeiter- und Handwerkerbe-
wegung.�

Den historischen Populisten gemeinsam 
sind ihre „programmatisch wenig ausformu-
lierten Zielvorstellungen (…) einer egalitären, 
sozial durchlässigen Mittelklassengesell-
schaft“, in Italien in Form eines nicht eingelös-
ten „Korporativismus“ „zur Überwindung des 
Klassenkampfes und zu einem ,dritten Weg´ 
jenseits von Staat und Markt“. In Deutschland 
waren dies volksgemeinschaftliche Vorstellun-
gen „teilweise in widersprüchliche Koexistenz 
mit individualistischer Aufstiegsorientierung“ 
und „gemeinschaftsorientierte(n) Ziele(n)“ 
selbstorganisierter Produzenten.“�

Der Populismus hat, wie Karin Prieter aus-
führte, eine reaktionäre, konservativ-natio-
nalistische, antisemitische (heute vor allem 
antiislamische) Tradition. Dies zeigen seine 
Modernitätskritik ebenso wie sein Sozialpopu-
lismus im Hinblick auf die Forderung nach einer 
sozialen Durchlässigkeit und Aufstiegsmög-
lichkeiten. Der populistische „Protest beruht 
auf einer Anti-Haltung, die sich per se weder 
gegen die Demokratie noch gegen den Kapita-
lismus richtet, sondern gegen das, was Popu- 
 

�	 Karin Priester 2012: Populismus und Faschismus in Europa – Wahlver-
wandtschaft oder Mesalliance?, In: Totalitarismus und Demokratie 9/2012, 217.
�	 Zum klassengebundenen Standpunkt (Mittelstandsvertretung) des Po-
pulismus siehe z.B. Reisigl 2012, S. 315, zur populistischen Strapaese in Italien 
und ihre politische Repräsentation der Mittelschichten sowie „Arbeiter in 
Kleinbetrieben ohne gewerkschaftliche Bindungen“ siehe zu Beispiel Pries-
ter 2012, S. 217.
�	 Priester 2012, S. 215.
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listen als Ineffizienz, Verengung, Abschottung 
oder, psychologisch, als Anmaßung und Arro-
ganz der Eliten wahrnehmen.“� Seine Tarnung 
als volksnah lässt den Populismus demokra-
tisch erscheinen. Durch seine Bündnisse mit 
dem zeitgenössischen Faschismus und seine 
teils auch faschistischen Anleihen, wie z.B. bei 
FPÖ oder Pegida, trägt er zunehmend zur Ero-
sion der Demokratie bei.�

Das historische Bewusstsein für den Popu-
lismus weist auf die Gefahren populistischer 
Politiken hin. Die Krise politischer Reprä-
sentation, die der Populismus für sich nutzt, 
braucht Antworten von links für eine Demo-
kratie im Sinne des Wortes: Herrschaft des 
Volkes (lat. populus).

Populare Demokratie und autoritärer  
Populismsus

Im Kern drehen sich die aktuellen Debat-
ten um die Frage, welche gesellschaftlichen 
Gruppen die Sozialdemokratie bzw. die linken 
Parteien durch welche Diskurse und politische 
Praxen repräsentieren sollen. Diese Frage ist 
eng damit verknüpft, dass weniger privilegier-
te und unterprivilegierte Milieus sich kaum 
noch an Wahlen beteiligen und auch von der 
Partei Die Linke nicht erreicht werden.

Grob zusammengefasst lassen sich vier 
Gruppen von Positionen ausmachen: Die erste 
grenzt sich scharf vom Populismus von links 
und rechts ab. Sie kritisiert die Gefahren für die 
pluralistische Demokratie durch die einfache 
Gegenüberstellung von oben und unten so-
wie die Mobilisierung von Affekten. In diesem 
Zusammenhang kritisieren sie auch den Deu-
tungsrahmen von Nation und Vaterland, der 
teilweise von Podemos und Syriza herange-
zogen wurde. Ihre VertreterInnen betonen die  
aufklärerische Dimension progressiver Politik, 

�	 ebd., S. 216.
�	 Zum Beispiel der FPÖ siehe Reisigl 2012; zur AfD und zu Pegida siehe z.B. 
Max Reinhardt 2015: Autoritäre Milieus, autoritäre gesellschaftspolitische 
Lager und Parteipräferenzen im Wandel? Biedermann und die Brandstifter, 
In: spw 3/2015, S. 26-34.

die sich von vereinfachenden und auf Affekte 
oder simple Antagonismen zielenden Anru-
fungen abgrenzen müsse.

Im Gegensatz hierzu stehen Positionen, 
die linkspopulistischen Strategien mehr oder 
weniger offen gegenüberstehen und sich 
teils sehr differenziert mit den Perspektiven 
der Theorien Laclaus, Mouffes für Strategie 
und Praxis linke Parteien und Bewegungen 
auseinandersetzen. Es geht ihnen u.a. darum, 
die prekarsierten Schichten zu erreichen. Sie 
plädieren für ein Bündnis von Unten und Mit-
te. Ein Teil deutet die Austeritätspolitik der EU 
und die mit ihnen verbundenen Auflagen für 
Griechenland zu sozialen Kürzungen und den 
Abbau von Arbeitnehmerrechten als autori-
tären Etatismus (Poulantzas). Parteipolitisch 
sind sie besonders im Spektrum der Partei Die 
Linke vertreten.

Ein weiterer Debattenstrang nimmt nicht 
direkt auf Linkspopulismus Bezug, sondern 
befasst sich mit der Frage, mit welchen Dis-
kursen, Erzählungen und solidarischen bzw. 
sozial-integrativen Politikprojekten die Linke 
mehrheitsfähig werden und die Repräsenta-
tionsprobleme linker Parteien überwunden 
werden können. Zumeist richten die Analy-
sen und Vorschläge den Blick auf das Volk, z. 
T. auch auf die Arbeitnehmermitte, aber auch 
auf die solidarischen Teile des Bürgertums. Sie 
unterscheiden sich u.a. darin, welche sozialen 
Gruppen sie mit welchen Diskursen – z.B. zu 
Wohlfahrtsstaatlichkeit, Verteilung, demokra-
tischer Teilhabe, Arbeits- und Zeitpolitik, In-
novationen, Ökologie usw. – und Erzählungen 
politisch ansprechen wollen und wie die Ver-
trauenskrise der SPD gedeutet wird.

Diese Debatten sind auf unterschiedliche 
Weise in der SPD-Linken, Teilen der Linkspartei, 
in Teilen der Gewerkschaften und linken cross-
over-Zusammenhängen verankert.

Im flügelübergreifenden, aber durch die 
Parteirechte dominierten, sozialdemokra-
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tischen Mainstream bewegen sich Debat-
ten, die sich auf die Mittelschicht beziehen, 
meist ohne diese Mitte nach unterschied-
lichen Milieus zu differenzieren. Die Gründe 
für die Repräsentationskrise der SPD werden 
kaum mit Blick auf die Vertrauensverluste 
seit Beginn der 2000er Jahre diskutiert und 
deren negative Auswirkung für die Wäh-
lerbindung unterschätzt. Dadurch blendet 
diese Sichtweise aus, dass die SPD sich im 
Gefolge der Politik der „Neuen Mitte“ zuneh-
mend auf die Milieus in eher gesicherten 
Verhältnissen verengt hat.

Um Diskurse, Erzählungen und Themen 
wird teils kontrovers debattiert, allerdings 
nicht mit einem grundlegenden Verände-
rungsanspruch, wie ihn z.B. die Strategie eines 
sozial-ökologischen Pfadwechsels skizziert.

Die Debatten zielen auf die moderne Ar-
beitnehmermitte, teils auf die konservativen 
Arbeitnehmermilieus.

Linker Populismus gilt als verpönt. Gleich-
wohl macht ein Teil der Akteure, vor allem der 
Parteirechten, mehr oder minder deutliche 
Zugeständnisse an autoritär-ausgrenzende 
Einstellungen, um – so ihre Hoffnung – Wäh-
lerInnen der AfD zurückzugewinnen.

Es fällt ins Auge, dass die Positionen und 
Debattenstränge auf die Repräsentation 
von teils unterschiedlichen sozialen Milieus 
abzielen und teilweise verschiedene gesell-
schaftliche Mobilisierungs- und Bündnisstra-
tegien verfolgen. Die moderne Arbeitneh-
mermitte verbindet Ansprüche nach mehr 
demokratischer Teilhabe mit solidarischen 
Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsmus-
tern und selbstbestimmter Lebensführung. 
Sie sind deutlich geringer autoritär und hier-
archieorientiert eingestellt als etwa die klein-
bürgerlichen ArbeitnehmerInnen. Nicht nur 
die Diskurse, sondern auch die Art und Weise, 
mit der sie sie popular – d.h. erfahrungsbezo-
gen – politisch mobilisiert werden können, 

unterscheidet sich demnach von den konser-
vativeren arbeitnehmerischen Milieus.�

Stuart Hall erkennt, zum Teil in Bezug auf 
Laclau, in den Strategien der Anrufung, Ver-
dichtung und Artikulation von rechten Dis-
kursen einen wichtigen Erklärungsansatz für 
den Aufstieg des Thatcherismus. Er grenzt au-
toritären Populismus von einer progressiven, 
popularen Demokratie ab. Zudem weist er dar-
auf hin, dass bestimmte Diskurse, wie z.B. des 
„Law and order“, stärker bei den konservativen 
Gruppen verankert sind als andere.10 So reprä-
sentiert beispielsweise die AfD durch fremden- 
und islamfeindliche sowie antifeministischen 
Diskurse vor allem das enttäuscht-autoritäre 
gesellschaftspolitische Lager, welches in den 
kleinbürgerlichen Arbeitnehmermilieus ver-
ortet werden kann, aber bis in das konserva-
tive Bürgertum hineinreicht.11 Ihre autoritären 
Wahrnehmungs-, Denk und Handlungsmuster 
können nicht einfach progressiv umgedeutet 
und mobilisiert werden.

In diesem Heftschwerpunkt kommen un-
terschiedliche Perspektiven auf die Debatte 
um linken Populismus und linke Repräsentati-
onsfähigkeit zum Ausdruck.

Die Artikel im Einzelnen:

Benjamin Opratko und Tobias Boos skizzie-
ren zunächst die Linkspopulismus-Debatte 
insbesondere der deutschen Linken. Während 
die Forderung Chantal Mouffes nach einer 
europaweiten linkspopulistischen Bewegung 
unklar definiert sei, begriffen einige Auto-
rInnen Linkspopulismus als Hinwendung zu 
einer Politik der sozialen Demokratie, die sich 
unter einer aktiven Beteiligung der Massen 
gegen die autoritäre und technokratische 
Austeritätspolitik wende. Der Streit in der Lin-

�	 Zu den Einstellungen der sozialen Milieus siehe z.B. Michael Vester/…. 
2015 (2001): Soziale Milieus im gesellschaftlichen Strukturwandel. Zwischen 
Integration und Ausgrenzung, Frankfurt a.M.
10	 Stuart Hall (2014): Populismus, Hegemonie, Globalisierung. Ausgewähl-
te Schriften.
11	 Siehe Reinhardt 2015.
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ken über Linkspopulismus habe zum Teil ei-
nen produktiven Charakter und setzt sich vor 
allem mit Typologien des Linkspopulismus, 
Institutionen oder politischer Sprache und 
Kommunikation auseinander. Andererseits 
nähmen diese nicht selten eine Defizitpers-
pektive ein. Unter der ahistorischen Interpre-
tationsfolie westlicher repräsentativ-liberaler 
Demokratien erscheine Linkspopulismus als 
deviante, letztlich demokratiefeindliche Po-
litikform. Ein falsches Verständnis der The-
orie Laclaus könne jedoch dazu führen, ein 
linkes Projekt nur als Konstruktion von äqui-
valenten antagonistischen Diskursen zu ver-
stehen. So werde die Führungsgruppe von 
Podemos kritisiert, weil sie sich einseitig auf 
die Kommunikationsstrategie konzentriert 
habe. Die Autoren kritisieren, dass die Rolle 
von Affekten und Emotionen, die vor allem 
der Rechtspopulismus strategisch in der De-
batte um Sicherheit nutze, unterschätzt wer-
de. Der Versuch, Behauptungen der Rechten 
rational zu widerlegen, reiche nicht aus. Statt 
jedoch rechte Deutungsmuster zu überneh-
men, müsste die Frage der Sicherheit anders 
verknüpft werden. Es gelte, die Ängste über 
einen (vermeintlichen) Abstieg, der mir Ge-
fühlen des Kontrollverlusts und der Entfrem-
dung von ehemals sinnstiftenden Institutio-
nen und Autoritäten verknüpft seien, in einen 
Antagonismus der Freiheit zu überführen.

Die Widersprüche im populistischen Den-
ken arbeitet Albrecht von Lucke heraus. Der 
Fokus auf Affekt und Konfrontation erlaube 
zwar die notwendige Zurschaustellung poli-
tischer Alternativen. Hinter der demonstra-
tiven politischen Gegnerschaft – Volk gegen 
Elite, Eurokraten gegen geknechtete Völker –  
lauere jedoch ein pathologischer Antipluralis-
mus. Deshalb sei der Populismus seinem We-
sen nach rechts, definiert durch seinen antili-
beralen, antibürgerlichen und letzten Endes 
nationalistischen Charakter. Der Versuch, 
Carl Schmitts Freund-Feind-Denken von links 
ins Emanzipatorische zu überführen, sei zum 
Scheitern verurteilt.

Daniel Keil untersucht die Zusammenhän-
ge zwischen der aktuellen Krisenkonstellati-
on und dem Erstarken neurechter/völkischer 
Bewegungen. Die EU könne auch aufgrund 
ihrer neoliberalen Konstitution, wie z.B. dem 
Fiskalpakt und der Wettbewerbsorientierung, 
die ökonomische Krise nicht mehr regulieren. 
Ihre politischen Institutionen und Akteure 
seien deshalb selbst in eine Legitimationskrise 
geraten. In der Migrationspolitik, die vorwie-
gend als Frage der Sicherheit verhandelt wer-
de, manifestierten sich besonders deutlich die 
Konflikte um unterschiedliche Vorstellungen 
der EU und ihre Werte, um nationalstaatliche 
Interessen oder Identität. Keil stellt eine Ver-
schiebung vom Rassismus zu einem ausgren-
zenden Kulturalismus fest. Der Rechten sei 
es gelungen, die Debatte um Flüchtlinge in 
Richtung einer autoritären Identitätslogik zu 
strukturieren. Eine linke Gegenstrategie dürfe 
sich jedoch nicht auf die Identitätslogik einlas-
sen, sondern müsse die grenzübergreifenden 
Interessen der subalternen Schichten solida-
risch bearbeiten.

Benjamin Mikfeld nimmt die Sozialstruk-
tur der Gesellschaft in den Blick. Die heutige 
„ökonomische und soziale Wirklichkeit“ un-
terscheide sich wesentlich von der Klassen-
gesellschaft des 19. Jahrhunderts und auch 
des Fordismus des 20. Jahrhunderts. Daher sei, 
so Mikfeld in einer Replik auf Horst Heimann, 
auch der alte Wohlfahrtsstaat nicht die Lö-
sung für ein solidarisches Projekt. Mit Bezug 
auf Hartmut Rosa konstatiert Mikfeld, dass 
es der SPD nicht mehr gelinge, „,Resonanz´ 
zu den sozial und kulturell auseinanderdrif-
tenden Teilen der Gesellschaft herzustellen“. 
Es komme darauf an, „konkurrierende poli-
tische Diskurse zu dekonstruieren und eigene 
entgegenzusetzen“, um die Hegemonie zu er-
langen. Grundlagen dafür seien eine Kritik am 
Kapitalismus und seine Einhegung, ein gelun-
genes „Sowohl als auch“ im Sinne Brandts z.B. 
bei der Verpflichtung der Sparsamkeit durch 
die Einführung eines „Gegengeschäfts“ zur 
Finanzierung fehlender Investitionen, ein Ge-
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nerationenprojekt wie ein „neues ,Solidarpro-
jekt´“ für die „Arbeitnehmermitte und aufstre-
bende soziale Gruppen“ und eine geeignete 
Sprache, die Haltung ausdrückt. Die spw kann 
hierzu, so Mikfeld, „als der letzte in der Sozi-
aldemokratie verbliebene Kreis“ auch unter 
Rückgriff auf fruchtbare Theorieansätze der 
letzten Jahrzehnte „einen wichtigen Beitrag 
leisten“ und zwar „im produktiven Dialog“ 
mit anderen Strömungen. Ein Strang dieses 
Dialogs könnten neue Formen der Wertaneig-
nung („Rent Seeking“) und damit auch die Fra-
ge des Schutzes öffentlicher Güter (Patente, 
Steuern etc.) sein.

Timo Grunden bezweifelt, dass die SPD von 
einer (links)populistischen Wende profitieren 
könnte. Statt sich in paternalistischen Mut-
maßungen über Einstellungen und Affekte 
der „kleinen Leute“ zu ergehen, sollte die SPD 
eine erfahrbare Politik konkreter Verbesse-
rungen für die demokratischen Milieus ge-
stalten, die auf Fortschrittsoptimismus und 
Selbstbestimmung in Solidarität beruht. Die 
Mittelschichten, Produkt und sozialer Träger 
der zum Institutionengefüge geronnenen 
Idee der Wohlfahrtsstaatlichkeit, seien die ge-
sellschaftliche Basis einer starken SPD.

Samir Amin sieht die Gefahr in „den an-
geblich >antipolitischen< populistischen 
Ideologien“ in dem eingeflößten Glauben an 
rückwärtsgewandte „Illusionen“. Die Mög-
lichkeiten der Selbstbestimmung der Völker in 
„Solidarität und Gleichheit“ werden aufgege-
ben oder bleiben ungenutzt – trotz der kultu-
rellen und ökonomischen Höherentwicklung 
und dem modernen Glauben an die Selbst-
bestimmung in der kurzen kapitalistischen 
Phase der Menschheitsgeschichte. Im von 
den Monopolen bestimmten Kapitalismus 
nehmen soziale Ungleichheit und Krisenhaf-
tigkeit immer weiter zu. Nach der Rezession 
folgt kein Wiederaufschwung mehr. Die Krise 
ist systemisch geworden und der Neoliberalis-
mus ist die die Monopole stützende Ideologie 
der freien Märkte. Wahlen tragen nicht mehr 

zur Veränderung des Systems bei, weil rech-
te und linke Parteien den Ordo-Liberalismus 
teilen. „Die Demokratie niedriger Intensität“ 
befördert den Aufstieg autoritärer Politiken. 
Samir Amin sieht vor allem im „Widerspruch 
zwischen den Nationen und Völkern der Pe-
ripherie und den herrschenden Klassen der 
imperialistischen Zentren“ den mittlerweile 
„wichtigsten treibenden Widerspruch der 
möglichen Veränderung der Welt“. Ein „re-
make“ der sozialen Revolutionen des Südens 
aus dem 20. Jahrhundert könne entworfen 
werden, da die „Triade“ aus USA, Europa und 
Japan heute mit ihren Interventionen nicht 
mehr „lokale Mächte (…) installieren, (…), son-
dern die betreffenden Gesellschaften“, wie im 
Irak, Syrien und Kongo, „zerstören“. Eine koor-
dinierte Strategie für „souveräne, nationale, 
populare Projekte“ könnte den Worst Case 
verhindern: „die Etablierung neofaschistischer 
Systeme in Nord und Süd.“	 ó
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Die populistische Herausforderung:  
Pure Vernunft darf niemals siegen
von Tobias Boos und Benjamin Opratko

Die Benennung einer politischen Partei, 
eines Politikers oder einer Politikerin als „popu-
listisch“ ist folgenschwer. Denn „Populismus“ 
ist zunächst vor allem eines: politischer Kampf-
begriff. Mit ihm verhielt es sich lange ähnlich 
wie mit der „Ideologie“. Wie der britische Li-
teraturwissenschaftler Terry Eagleton einmal 
launig bemerkte, ist diese „wie Mundgeruch 
immer das, was die anderen haben“ (Eagle-
ton 2000: 8). Niemand wollte populistisch 
sein, das Attribut war, jedenfalls in Europa, nie 
Selbstbezeichnung sondern stets Fremdurteil. 
So eingesetzt vollzieht die Bezeichnung eine 
doppelte Operation. Zum einen disqualifiziert 
sie das Gegenüber als gefährlichen Demago-
gen, der mit den Hoffnungen und Emotionen 
seiner UnterstützerInnen spielt; als einen, der 
leere Versprechungen tätigt, um an die Macht 
zu gelangen oder sich an dieser zu halten. Zum 
anderen stellt der Adressant sich selber ins 
Recht. Er markiert seinen eigenen Standpunkt 
als vernunftgeleiteten, der sich gegen die Irra-
tionalität errichtet. Anderen Positionen wird in 
dieser rationalistischen Geste die Legitimität 
abgesprochen. 

Lange Zeit wurde diese Operation fast aus-
schließlich gegenüber der politischen Rechten 
vollzogen. Ja, der Begriff Begriff „Populismus“ 
selbst wurde wie selbstverständlich der Rech-
ten zugeschlagen. Als in den 1990er Jahren 
rechtsextreme Parteien wie der Front National 
oder die Freiheitliche Partei Österreichs europa-
weit Aufsehen erregende Wahlerfolge feierten, 
wurde dies meist sorgenvoll als „Aufstieg des 
Rechtspopulismus“ diskutiert. In weiterer Folge 
wurde „Rechtspopulismus“ fast zum Pleonas-
mus, das Attribut „rechts“ konnte geflissentlich 
weggelassen werden. Dass populistische Par-
teien zugleich ausländerfeindlich und nationa-
listisch agierten, schien selbstverständlich. 

Die gegenwärtige Hochkonjunktur des Po-
pulismus-Begriffs in Deutschland hat auch 
mit dem Aufstieg neuer rechter und rechts-
extremer politischer Formationen zu tun. Die 
regionalen Wahlerfolge der AfD sowie die Stra-
ßenmobilisierungen von Pegida und Ablegern 
gelten als Beleg dafür, dass der Rechtspopu-
lismus nun auch in der Bundesrepublik ange-
kommen sei (vgl. Decker 2014; Häusler 2016). 
Sie findet allerdings unter veränderten Bedin-
gungen statt – denn das Debattenfeld hat sich 
in den letzten Jahren merklich und in zweierlei 
Hinsicht verschoben. Erstens wird die Bezeich-
nung, und mit ihr das Urteil, von seiner exklusi-
ven Verortung am rechten Rand des politischen 
Raums gelöst. Das Attribut „populistisch“ ist 
seit kurzem auch schnell bei der Hand, um po-
litische Kräfte von links zu disqualifizieren, die 
sich zum Beispiel gegen die Austeritätspolitik 
der Europäischen Union stellen. Wer etwa Jan-
Werner Müllers zuletzt viel diskutierten� Essay-
band zum Thema zur Hand nimmt, erblickt un-
ter dem Titel „Was ist Populismus“ nicht nur die 
Konterfeis von Rechtspolitikern wie Marine Le 
Pen, Geert Wilders und Viktor Orbán, sondern 
auch den verstorbenen Revolutionär und vene-
zolanischen Staatspräsidenten Hugo Chávez 
(Müller 2016). Als populistisch gilt in der me-
dialen und politischen Debatte Deutschlands 
zudem die junge Partei Podemos, die in Spani-
en die Opposition zur europäischen Austeritä-
tspolitik organisiert; auch SYRIZA in Griechen-
land wurde so geheißen, bis das Linksbündnis 
sich dem Druck der Troika-Institutionen beugte 
und den Widerstand gegen die Politik neolibe-
raler Strukturanpassung aufgab. Indem die in 
der Abgrenzung von Rassismus und Nationa-
lismus aufgeladene Vokabel nun jenen Kräften 

�	 Vgl. u.a. das Buchforum auf http://www.theorieblog.de/index.
php/2016/05/buchforum-jan-werner-mueller-wie-populistische-op-
position-den-demokratischen-pluralismus-gefaehrdet/.
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umgehängt wird, gerät die Populismus-Diskus-
sion allzu leicht zum Abwehrmanöver, das ge-
sellschaftliche Alternativen delegitimiert. Statt 
Politik als Konflikt zwischen unterschiedlichen 
Positionen und Auseinandersetzung um alter-
native gesellschaftliche Entwicklungsweisen 
zu verstehen, wird das Gegebene als vernünf-
tig, seine Herausforderung als irrational und 
gefährlich markiert. Darin wird der postpoli-
tische Charakter dieser Geste deutlich. Sie ver-
teidigt vor allem den Status-quo.

Eine zweite Verschiebung in der Populis-
mus-Diskussion der jüngsten Zeit, die mit der 
ersten einhergeht ist, dass zumindest einzelne 
linke Kräfte beginnen, sich selbst affirmierend 
auf den Begriff des Populismus zu beziehen. So 
etwa Podemos in Spanien: Íñigo Errejón, Wahl-
kampagnenleiter und sogenannte Nummer 
zwei von Podemos, nimmt für sich explizit die 
Position eines linken Populismus in Anspruch 
(vgl. Errejón/Mouffe 2015). Ein weiterer wich-
tiger Bezugspunkt sind zudem die progres-
siven Linksregierungen in Lateinamerika, auf 
deren Erfahrungen das Projekt Podemos stark 
Bezug nimmt (vgl. Iglesias 2015). Auch in der 
deutschen Linken kommt diese Debatte lang-
sam an (vgl. Solty/Werner 2016). Sie ist inspi-
riert von den Erfahrungen von Podemos, Syriza, 
aber auch von Bernie Sanders in den USA und 
Jeremy Corbyn in Großbritannien. Dazu kom-
men intellektuelle Interventionen wie jene der 
Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe, die 
für eine europaweite „linkspopulistische Be-
wegung“ wirbt (Mouffe 2015). Was darunter 
zu verstehen sei, bleibt jedoch recht vage. Posi-
tive Bezüge auf einen zu schaffenden Linkspo-
pulismus versprechen sich von ihm eine echte 
Alternative zur neoliberalen Einheitsfront, 
die den rechten Populisten das Monopol auf 
Opposition gegen die Eliten streitig machen 
könnte (vgl. Bebnowsky/Goes 2015; Nachtwey 
2016; Solty/Werner 2016). „Linkspopulismus“ 
ist in diesem Sinne Code für eine politische 
Besinnung auf ein Programm „sozialer De-
mokratie mit aktiver Massenbeteiligung“ 
in klarer Abgrenzung von „technokratischer 

Austeritätspolitik“ (Solty/Werner 2016: 283). 
Demgegenüber mahnen andere Linke, wie 
der Herausgeber der „Blätter für deutsche und 
internationale Politik“, Albrecht von Lucke, vor 
der linkspopulistischen „Versuchung und Ge-
fahr“ (Lucke 2015: 50): Die im Linkspopulismus 
enthaltene Dynamik der Polarisierung und 
Emotionalisierung der Politik würde verhee-
rende Folgen für das demokratische Gemein-
wohl zeitigen, die von der Linken nicht mehr 
eingefangen werden könnten. Thomasz Konicz 
(2016) bestreitet ebenfalls vehement, dass ein 
Linkspopulismus, zumal in Deutschland, poli-
tisch zum Positiven wirken könnte. Die damit 
aus seiner Sicht notwendig einhergehende 
Anbiederung an im Volk weit verbreitete ras-
sistische Ressentiments verwandle linken „na-
hezu zwangsläufig in Rechtspopulismus“.

Im deutschen Streit um den Linkspopu-
lismus werden aktuell grundlegende strate-
gische, weltanschauliche und gesellschafts-
theoretische Differenzen auch und gerade 
innerhalb der Linken neu vermessen. Gelegent-
lich ermöglicht er produktive und notwendige 
politisch-strategische Auseinandersetzungen, 
in denen die verschiedenen Positionen zu-
mindest sichtbar gemacht und gewogen 
werden können (vgl. Kaindl/Solty/Lucke 2016). 
Zugleich divergieren die zahlreichen Abhand-
lungen zum Thema jedoch stark in ihren theo-
retischen Bezügen und methodischen Heran-
gehensweisen. Es dominiert vorwiegend eine 
vergleichende Perspektive, die versucht un-
terschiedliche Typologien des Populismus zu 
erstellen. Der Fokus liegt hier zumeist auf den 
politischen Institutionen sowie Formen der 
Kommunikation. Weil jedoch zumeist westli-
che liberal-repräsentative Demokratien ahis-
torisch als Abgrenzungsfolie firmieren, kippen 
diese nicht selten in eine Defizitperspektive: 
Populismus wird als deviante Politikform ver-
standen, anti-institutionell, anti-pluralistisch 
und letztlich eine Gefahr für die Demokratie. 

Um sinnvoll über die Potenziale und Ge-
fahren des Populismus für progressive Politik 



32 spw 4 | 2016

ó ó Im Fokus

Ausgabe_171_2a.indd   10 26.05.09   14:07

zu diskutieren ist also eine theoretische Klä-
rung nötig. Nicht zuletzt um Missverständnis-
sen wie jenem zu entgehen, dem Thomasz Ko-
nicz aufsitzt, wenn er meint, die zentrale These 
des linken Populismus sei „Das Volk weiß am 
besten, was es will. Man muss ihm nur gut 
zuhören und ihm dienen“ (Konicz 2016). Tat-
sächlich bezieht sich die Politik des Linkspo-
pulismus, wie sie derzeit am prominentesten 
von Podemos in Spanien verfolgt wird, auf ein 
durchaus komplexes Set an gesellschaftstheo-
retischen Überlegungen. Diese sind vor allem 
mit dem Namen Ernesto Laclau verbunden. 
Der 2014 verstorbene politische Theoretiker 
war in den Jahren vor seinem Tod zu einem der 
wichtigsten öffentlichen Intellektuellen der 
progressiven Linksregierungen in Lateinameri-
ka aufgestiegen. Seine Thesen lieferten so et-
was wie den polittheoretischen Unterbau für 
deren auf die popularen Klassen gerichtete Po-
litik. Der laclausche Theoriebaukasten wurde 
häufig als eine Art Strategieanleitung gelesen 
(Boos/Schneider 2016). Auch die Führungs-
riege von Podemos und dort insbesondere Íñi-
go Errejón gründet weite Teile der linkspopu-
listischen Strategie auf Laclaus Überlegungen 
(vgl. Errejón/Mouffe 2015). Diese zu kennen ist 
nötig, um jene verstehen und einschätzen zu 
können.

Ernesto Laclaus Interesse am Populismus 
reicht weit zurück. Bereits in den 1970er Jahren 
beschäftigte sich der argentinische Theoreti-
ker mit dem Phänomen des Populismus (vgl. 
Laclau 1981). Bevor er 2005 mit dem Buch „On 
Populist Reason“ explizit zum Thema zurück-
kehrte, war er hauptsächlich durch sein ge-
meinsam mit Chantal Mouffe verfasstes, 1985 
erschienenes Werk „Hegemony and Socialist 
Strategy“ (dt. „Hegemonie und radikale De-
mokratie“, Laclau/Mouffe 1991) zu einem der 
prägendsten Theoretiker der globalen Linken 
geworden. In Retrospektivewar die Frage des 
Populismus jedoch auch in diesem Werk stets 
präsent. Das brachte Laclau den Vorwurf ein, 
dass ihm bei der Ausarbeitung seiner Hegemo-
nietheorie eigentlich stets eine populistische 

Hegemonie vorgeschwebt sei. Und tatsächlich 
wandeln sich seine Begriffe Hegemonie, Politik 
und Populismus in seiner letzten Schaffens-
phase zunehmend zu Synonymen. In „On Po-
pulist Reason“, stellt der schließlich fest, dass 
die Logik des Populismus nichts Geringeres sei 
als „der Königsweg, um etwas über die ontolo-
gische Konstitution des Politischen als solches 
zu verstehen“ (Laclau 2005: 67). Populismus 
ist ihm also nicht die Ausnahme, sondern die 
Regel der Politik im modernen Staat. Diese be-
steht maßgeblich im Ringen um Hegemonie, 
d.h. in der Auseinandersetzung darum, welche 
„Kollektivwillen“ ausreichend gesellschaft-
liche Zustimmung organisieren können, um 
ihr jeweiliges politisch-moralisches Projekt zur 
Leitidee gesellschaftlicher Entwicklung zu ma-
chen. Dieser Prozess, so Laclau, folgt einer spe-
zifischen Logik, die er anhand des Populismus 
meint besonders anschaulich illustrieren zu 
können. Letztlich fallen Populismus, Hegemo-
nie und Politik schlechthin für ihn zusammen. 

Was ist nun für Laclau der Populismus? 
Woraus besteht der „Theoriebaukasten“, den 
er den lateinamerikanischen und spanischen 
Linken vermacht hat? Laclau wählt als Aus-
gangspunkt seiner Populismusanalyse die 
Ansammlung unerfüllter gesellschaftlicher 
Forderungen und Anliegen. Zentral ist dabei, 
dass es ein antagonistisches Gegenüber gibt, 
das als Grund für das Nichterfüllen dieser For-
derungen ausgemacht wird. Gemein ist den 
Forderungen zunächst nur, dass sie unerfüllt 
bleiben und ihre Opposition zu diesem Gegen-
über. Das Gegenüber ermöglicht also erst die 
Konstruktion eines Gemeinsamen – es fun-
giert als „konstitutives Außen“. Die eigentlich 
heterogenen Forderungen können sich auf 
dieser Basis zu einer sogenannten Äquivalenz-
kette verbinden – eine Operation, die Laclau 
„Artikulation“ nennt. Um jedoch nicht nur 
eine kurzzeitige gemeinsame Identifikation zu 
sein, sondern fortbestehen zu können, muss 
das Gemeinsame wiederum in irgendeiner 
Weise eine Repräsentation erfahren. Eines der 
Kettenglieder übernimmt diese symbolische 
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Repräsentationsfunktion, indem sich die un-
terschiedlichen Anliegen in ihm konzentriert 
einschreiben. Laclau nennt dieses Glied, das 
immer mehr Bedeutungen und Forderungen 
in sich aufnimmt und nach außen repräsen-
tiert, einen „leeren Signifikanten“. Leer ist er, 
weil er durch das Einschreiben der anderen 
Forderungen und Anliegen selber tendenziell 
inhaltlich entleert wird.

Vor diesem Hintergrund erschließt sich die 
Hypothese von Podemos und ihr proklamier-
tes Ziel. eine soziale Mehrheit in eine poli-
tische Mehrheit umzuwandeln (Errejón 2014). 
„No nos representan“ – „sie repräsentieren 
uns nicht“ lautete der Slogan der Indignados, 
die sich ab dem 15. Mai 2011 auf der Puerta del 
Sol in Madrid versammelt hatten. Die Gründe 
und Anliegen der Protestierenden waren da-
bei überaus heterogen. Die Proteste im Zuge 
der politischen und ökonomischen Krise in 
Spanien hatten zunächst nur gemein, dass sie 
das Bestehende ablehnten. Podemos ist der 
Versuch, diese heterogene Ansammlung in 
einem gemeinsamen Projekt zu bündeln. Als 
antagonistisches Gegenüber fungiert dabei 
der Begriff der „Kaste“ (la casta). Sie steht für 
die alte Ordnung und ihre RepräsentantInnen, 
ein Klüngel aus politischen und ökonomischen 
Eliten, die als strukturell korrupt und dem Volk 
(el pueblo) äußerlich dargestellt werden.

Dieser Aspekt der Podemos-Strategie sowie 
deren Bezüge auf Laclau, d.h. die Konstruktion 
eines politischen Projektes, das sich entlang 
eines klaren Antagonismus konstituiert, wird 
und wurde weltweit intensiv diskutiert. Nicht 
selten wird im „Modell Podemos“ ein Aus-
weg aus der eigenen gesellschaftlichen Be-
deutungslosigkeit und in der populistischen 
Erneuerung eine Möglichkeit für neue linke 
Projekte auch außerhalb Spaniens gesehen. 
Insbesondere für linke Intellektuelle übt die 
Theorie Laclaus und ihre Applikation durch 
Pablo Iglesias und Íñigo Errejón eine starke 
Anziehungskraft aus. Neben den spektaku-
lären Mobilisierungen und Wahlerfolgen von 
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Podemos sind die Gründe für diese Attraktivi-
tät auch in der laclauschen Theorie selbst zu 
suchen. Bereits 1986 hatte die in diesem Jahr 
verstorbene US-amerikanische Marxistin Ellen 
Meiksins Wood kritisch auf deren intellektu-
elle Verführungskraft hingewiesen: Statt mü-
hevoller Maulwurfsarbeit versprächen Laclau 
und Mouffe dem linken Intellektuellen einen 
Platz in der Kommandozentrale der Geschich-
te. Falsch verstanden reduziere die Theorie den 
Aufbau eines linken Projekts auf die diskursive 
Konstruktion von Äquivalenzketten (Meiksins 
Wood 1986: 47-75). Das „Erdenken“ des rich-
tigen leeren Signifikanten unter dem sich alle 
versammeln können, wird dann zur prioritären 
Aufgabe linker Politik. Dies wurde zuletzt auch 
verstärkt der Führungsgruppe von Podemos 
vorgeworfen: Mit der Konzentration auf die 
Entwicklung immer neuer Kommunikations-
strategien hätte sie die praktische Organi-
sierung an der Basis vernachlässigt und die 
politischen Inhalte der diskursiven Form un-
tergeordnet. Einer der Mitgründer von Pode-
mos formulierte diese Kritik nach den letzten 
Wahlen im Juni bildhaft: „Die brillante Idee, das 
Wahlprogramm in Form eines IKEA-Katalogs 
zu drucken ist nutzlos, wenn sie nicht dazu bei-
trägt deine Pläne für das Land offen zulegen. 
Die Leute sind begeistert von der Katalogidee, 
wollen aber sehen wie die aufgebauten Möbel 
aussehen. Zumindest aber wollen sie dich mit 
den Werkzeugen in der Hand schrauben sehen 
– auch wenn es nur die mitgelieferten Inbus-
Schlüsselchen sind“ (Monedero 2016).

Neben den strittigen Fragen nach dem 
Verhältnis von Form und Inhalt, Führung und 
Basis, lokaler Organisierung und nationaler 
Strategie – die allesamt sowohl in Spanien als 
auch in der globalen Linken teils hitzig disku-
tiert werden – wird ein spezifischer Aspekt 
der linkspopulistischen Strategie oft vernach-
lässigt. Wir wollen auf ihn gesondert einge-
hen, weil er aus unserer Sicht eine zentrale 
Schwachstelle linker Politik benennt und zu 
beheben versucht. Es handelt sich um die Rolle 
von Affekten und Emotionen in der Politik. Es 

ist ein häufiger Fehler, das Projekt Podemos auf 
eine rationale Diskursstrategie zu beschrän-
ken. Vielmehr sticht der Versuch ins Auge, 
neue Narrative und Politikformen zu schaffen, 
die eine emotionale Bindung breiter Bevölke-
rungsteile an progressive politische Inhalte 
ermöglichen (Boos 2015). Auch dies findet sich 
bereits im Werk von Laclau. Dieser verwendet 
immerhin das komplette erste Drittel seiner 
Schrift zur „populistischen Vernunft“ darauf, 
einer liberalen Perspektive historisch-kritisch 
nachzuspüren, die in ihrer rationalistischen 
Politikkonzeption nichts als tiefes Misstrau-
en und Verachtung für die popularen Massen 
übrig hat. Getrieben von der Furcht vor Auf-
ständen, Tumulten und Rebellionen begannen 
bürgerliche Intellektuelle des 19. Jahrhunderts 
Erklärungen für das Verhalten dieser aus ihrer 
Sicht amorphen Massen zu suchen. Dies war 
die Geburtsstunde der Massen- und Grup-
penpsychologie, die in pathologisierender Per-
spektive die Suggestionsanfälligkeit des ge-
meinen Volkes als Ausdruck der Irrationalität 
und Affektsteuerung der Masse zu erkennen 
meinte. Ein rationales, vernunftbegabtes, stets 
männlich, weiß und europäisch gedachtes In-
dividuum wurde der irrationalen, emotionsge-
leiteten und devianten Masse gegenüberge-
stellt. Dazu imstande und berechtigt Politik zu 
machen, war aus ihrer Sicht selbstverständlich 
nur Ersteres. Diesem Rationalismus hält Laclau 
seine eigene Populismuskonzeption entge-
gen. Auf Lacans Psychoanalyse zurückgreifend 
argumentiert er, dass es ohne das Aufbringen 
affektiver Energie keinen Populismus, ja ei-
gentlich gar keine Politik geben kann (Laclau 
2005: 116). Für ihn bleibt jegliche hegemoniale 
Formation unverständlich „bezieht man nicht 
die affektive Komponente mit ein.“ (ebd.: 111).

Man muss dem spezifisch Lacan’schen Twist 
in der Argumentation Laclaus nicht zwingend 
zustimmen, trotzdem erscheint uns seine Kri-
tik an einer rein rationalistischen Politikkon-
zeption bedeutsam: Sowohl für ein tieferes 
Verständnis rechtspopulistischer Erfolge, als 
auch für strategische Überlegungen für linke, 
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emanzipatorische Projekte. Gerade in der Aus-
einandersetzung mit der populistischen Rech-
ten wenden deren GegnerInnen häufig jene 
rationalistischen und nicht selten elitistischen 
Haltungen an, die Laclau kritisiert. Hier offen-
bart sich die (häufig unreflektierte) Kontinui-
tät zur liberalen Tradition in der viele Arbeiten 
zum Populismus bis heute stehen.

Ein anschauliches Beispiel dafür lieferte 
jüngst der Umgang linksliberaler Kommenta-
torInnen mit Donald Trumps Wahlkampfstra-
tegie. Auf dem Parteitag, auf dem die Republi-
kaner, Trump zum Präsidentschaftskandidaten 
nominierten, waren fast alle Reden darauf 
angelegt, ein Gefühl der Furcht zu erzeugen. 
Amerika wurde als von allen Seiten bedroht 
dargestellt, die Gefahr für Leib und Leben als 
allgegenwärtig ausgerufen. Nur ein Präsident 
Donald Trump könnte Amerika wieder sicher 
machen. Ein zentrales Element dieses Nar-
rativs war das Thema Kriminalität. In einem 
CNN-Interview am Rande des Parteitags wur-
de Newt Gingrich, republikanischer Routinier 
und Trump-Unterstützer, darauf angespro-
chen, dass entgegen seiner Behauptungen die 
Zahl der Gewaltverbrechen in den USA laut 
FBI-Statistiken kontinuierlich gesunken und 
auf dem tiefsten Stand seit Jahrzehnten sei. 
Gingrich reagierte unbeirrt: Der durchschnitt-
liche Amerikaner sei nicht dieser Meinung 
und fühle sich nicht sicherer – und das sei es 
schließlich, was für ihn als Politiker zähle: „As 
a politician, I go with what people feel, and I 
let you go with the theoreticians“. „Liberals“ 
hätten vielleicht Statistiken, mit denen sie 
dies oder jenes theoretisch zeigen könnten, so 
Gingrich, „doch das ist nicht wo die Menschen 
sind“.� Es ist allzu einfach, diese Episode als Il-
lustration für die durchtriebene Strategie po-
pulistischer Führungsfiguren heranzuziehen, 
eine faktenblinde, emotionsgeleitete Gefolg-
schaft zu aufzuwiegeln. Genauso reagierten 
auch linksliberale KommentatorInnen in den 
USA, die Gingrich und Trump vorwarfen, so zu 

�	 https://www.youtube.com/watch?v=xnhJWusyj4I

tun als wären subjektive „Gefühle“ wichtiger 
als objektive „Fakten“. Und doch hat Gingrich, 
bei aller offen zur Schau getragenen Dem-
agogie, nicht nur Unrecht. Wenn Menschen 
massenhaft ihr Leben als unsicher erfahren, ist 
das ein soziales Faktum, dem mit dem Verweis 
auf aggregierte, statistisch aufbereitete Zah-
len nicht beizukommen ist. Natürlich ist die 
spezifische Furcht vor Straßenkriminalität, die 
hochgradig rassistisch aufgeladen ist, auch Er-
gebnis einer von der politischen Rechten und 
ihren medialen Vorfeldorganisationen insze-
nierten „moral panic“. Doch wenn die Antwort 
von links darauf ist, diese Erfahrungen als bloß 
subjektive Gefühle abzutun und ihnen die 
notwendige kollektive Einsicht in die objektive 
Wahrheit staatlich erhobener Datensätze ent-
gegenzusetzen, wird sie ungehört verhallen. 

Dies anzuerkennen, die notwendig affek-
tive Dimension von Politik zu verstehen, ist 
ein entscheidender und häufig übersehener 
Beitrag der an Laclau orientierten Populismus-
diskussion, der von Podemos auch zumindest 
versuchsweise in politische Praxis übersetzt 
wird. Statt die emotionalisierten Massen 
durch rationalistische Pädagogik darüber auf-
zuklären wie die Welt „wirklich“ ist, sind die 
von Podemos angebotenen Narrative darauf 
angelegt, Gefühle der Wut und Empörung zu 
organisieren und artikulieren. Ihre Organisie-
rungspraxen sollen helfen, Gefühle der Ohn-
macht zu überwinden und in ein positives 
Gefühl der kollektiven Selbstermächtigung zu 
überführen. „Podemos!“ heißt nicht umsonst 
„Wir können!“. 

Hieran ließe sich auch für die hiesige De-
batte produktiv anschließen – und zwei ver-
breitete, wenig produktive Anschlüsse in der 
Diskussion um linken Populismus umgehen. 
Der erste davon läuft darauf hinaus, das „Mo-
dell Podemos“ als PR-Strategie vom Reißbrett 
zu übernehmen. So beeindruckend die Kom-
munikationsstrategien, der Einsatz von Spra-
che und Ästhetik durch Podemos sind, sollte 
der Blick auf das Projekt des Linkspopulismus 
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nicht darauf verengt werden. Die Podemos-
Erfahrung wurde durch eine spezifische po-
lit-ökonomische Situation und eine wohl ein-
zigartige Kräftekonstellation ermöglicht (vgl. 
Zelik 2015). Der zweite wenig hilfreiche Stand-
punkt reproduziert die liberale Fiktion von der 
Politik als Sphäre purer Ratio, die vor den Ver-
unreinigungen durch Emotionen und Affekte 
geschützt werden müsse. So warnt Albrecht 
von Lucke die Linke vor der populistischen 
Versuchung, da diese auf die „Freisetzung po-
litischer Emotionen“ setze und dadurch „mit 
dem Feuer spiel[e]“ (Lucke 2015: 52). Das tut 
nachgerade so, als wären Emotionen nicht 
stets Teil von gesellschaftlichen Erfahrungen, 
die im politischen Raum von allen Kräften 
aufgerufen werden. Um den Refrain eines be-
kannten Popsongs zu zitieren: Pure Vernunft 
darf niemals siegen. Wer der Linken die Artiku-
lation dieser Erfahrungen und damit verbun-
denen Gefühlslagen versagt, überlässt sie den 
Anderen: Der populistischen Rechten, aber 
auch den Parteien des „extremen Zentrums“ 
(Ali 2015) – den konservativen und sozialdemo-
kratischen Verwaltern des Austeritätsregimes 
in Europa – die keinerlei Skrupel haben, starke 
Emotionen zur Sicherung der alten Ordnung 
anzufachen. Dies ließ sich etwa rund um das 
von der SYRIZA-Regierung in Griechenland 
einberufene Referendum über das Austeri-
tätsprogramm der Troika-Institutionen ein-
drucksvoll beobachten, aber auch im „Brexit“-
Referendum. 

Diese Erkenntnis alleine ist freilich noch 
kein Vorschlag für die aktuelle Auseinander-
setzung um einen linken Populismus. Sie soll 
jedoch dazu einladen, eine Reihe von Fragen 
neu zu stellen. Etwa danach, welche gesell-
schaftlichen Erfahrungen von links wie artiku-
liert werden können und sollen. Nehmen wir 
etwa das oben am Beispiel der Trump-Kam-
pagne aufgerufene Thema „Sicherheit“. Wie 
Oliver Nachtwey zuletzt kompakt und über-
zeugend dargelegt hat, ist in Deutschland seit 
den Agenda 2010-Reformen eine sich stetig 
ausweitende gesellschaftliche Zone der Un-

sicherheit entstanden (Nachtwey 2016). Die 
Erfahrungen jener, die in der „Abstiegsgesell-
schaft“ Sorge um den sozialen Statuserhalt 
haben müssen, werden zum großen Teil von 
der extremen Rechten artikuliert. Andernorts 
in Europa – etwa in Frankreich und Österreich – 
ist dieser Prozess schon deutlich weiter voran-
geschritten. Dort gelingt es rechtsextremen 
Populisten ein Narrativ wirksam zu machen, 
das die Wiederherstellung von sozialer Sicher-
heit mit der Vision einer national verfassten, 
rassistisch-exklusiven Gemeinschaft der Pro-
duktiven und Nützlichen verbindet. Eine von 
der Populismus-Debatte lernende linke Politik 
sollte darauf nicht reagieren, indem sie sich 
Elemente der nationalistischen Position zu 
eigen macht. Jedes Zugeständnis, ob in der 
Grenz- und Asylpolitik oder in Scheindebatten 
wie jener um das „Burkaverbot“, verstärkt nur 
die Äquivalenzketten der Rechten und deren 
Antagonismus. Ziel müsste vielmehr sein, die 
Frage der Sicherheit anders zu verknüpfen. Das 
setzt zunächst voraus zu begreifen, dass „Si-
cherheit“ keine in Kennzahlen darzustellende 
objektive Größe ist, sondern ein subjektives 
Gefühl das, wenn es von vielen erfahren und in 
einem politisches Narrativ aufgehoben wird, 
eine mächtige – und keineswegs illegitime 
– politische Kraft darstellt. Dabei kann es nicht 
darum gehen, wie der rechte Populismus ein 
paranoides Weltbild zu fördern, das dann als 
Treibstoff zur Legitimation politischer Repres-
sion eingesetzt wird. Es reicht aber auch nicht, 
auf die berühmte „soziale Frage“ zu setzen und 
darauf zu hoffen, dass die Menschen schon 
einsehen werden, dass diese für ihre „eigent-
lichen“ Interessen deutlich relevanter ist als 
die drohende Abschaffung von Weihnachts-
märkten durch die Islamisierung des Abend-
landes. Die subjektiven Verarbeitungsweisen 
des tatsächlichen oder befürchteten sozialen 
Abstiegs verbinden sich im Alltagsverstand 
massenhaft mit einem Gefühl des Kontroll-
verlustes und der Entfremdung von ehemals 
Orientierung stiftenden Institutionen: Politik, 
Kultur, Medien („Lügenpresse“!). Was hier von 
rechts populistisch artikuliert wird ist letztlich 
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eine Krise gesellschaftlicher Autoritäten. Anto-
nio Gramsci nannte dies in den 1930er Jahren 
eine „Hegemoniekrise“. Die Aufgabe wäre 
heute, Angst vor Unsicherheit und Wut über 
eine als gegen einen selbst gerichtet erfah-
rene Umwelt in einen Antagonismus zu über-
führen, der größere Freiheit verspricht. Das ist 
keine kleine Herausforderung. Sie kann nicht 
theoretisch bewältigt, nur in der politischen 
Praxis angegangen werden. Sie setzt jedoch 
voraus, den Standesdünkel des Linksliberalis-
mus gegenüber jenen zu überwinden, die dort 
verächtlich das Volk genannt werden.	 ó
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Links wie Rechts: Die strukturelle Identität der Populismen
von Albrecht von Lucke

Die soziale Demokratie in Europa steht vor 
einem Jahr der Entscheidungen: Am 2. Oktober 
sollte eigentlich in Österreich die Bundesprä-
sidentenwahl wiederholt werden. Dann wird 
sich erweisen, ob der rechtspopulistische Kan-
didat Norbert Hofer diesmal gewinnt – oder 
ob das Notbündnis der Demokraten noch ein-
mal gegen ihn zusammenhält.

Ende April, Anfang Mai wählt Frankreich sei-
nen Präsidenten. Viel spricht dafür, dass Kon-
servative und Front national diesmal – wieder 
– die Wahl unter sich ausmachen. Jedenfalls 
wirkt der sozialistische Premier François Hol-
lande heute allemal so angeschlagen wie 2002 
der traurige Lionel Jospin.

Und in der Bundesrepublik? Hier erscheint 
die SPD – unter welchem Spitzenkandidaten 
auch immer – mit Blick auf die Bundestags-
wahlen 2017 genauso chancenlos, was die 
eigene Kanzlerschaft anbelangt, wie schon 
2009 und 2013.

Österreich, Frankreich, Deutschland: Für alle 
drei Länder sind zwei Phänomene kennzeich-
nend – der Aufstieg der Rechtspopulisten und 
der Niedergang der alten Sozialdemokratie. 

Angesichts der historischen Krise der Sozial-
demokratie plädieren mehr und mehr Linke für 
eine neue, linkspopulistische Antwort auf den 
erstarkenden Rechtspopulismus. Ideengebe-
rin   und prominenteste theoretische Stimme 
dieser für Europa relativ neuen Strömung ist 
die belgische Politikwissenschaftlerin Chantal 
Mouffe. Sie votiert – gegen die Neue Rechte, 
aber auch gegen die Sozialdemokratie – für 
einen Kurs der radikalen Konfrontation und 
einen neuen linken Populismus: „Ich bin über-
zeugt, dass wir in den kommenden Jahren eine 
tiefe Veränderung der in Europa einst vorherr-
schenden politischen Grenzen erleben werden 

und dass die entscheidende Konfrontation 
zwischen dem linken Populismus und dem 
rechten Populismus stattfinden wird.“�

Die „populistische Situation“ und der Wi-
derspruch der Chantal Mouffe

In ihrem grundlegenden Essay „Über das Po-
litische“ aus dem Jahr 2007 beschreibt Mouffe 
genauer, wie die linkspopulistische Strategie 
auszusehen habe.� Darin bricht sie mit der 
Idee, dass es gerade für linke Politik stets auf 
den vernünftigen Kompromiss ankommt, der 
auf guten Gründen zu basieren habe und dem 
sich daher letztlich niemand in der politischen 
Auseinandersetzung verweigern dürfe. Eine 
derartige diskursbasierte Konsenskultur über-
schätze, gerade aus linker Perspektive, die 
Möglichkeiten vernünftiger Argumentation. 

Statt auf Vernunft und Konsens setzt 
Mouffes Strategie der Linken daher auf Emo-
tion und Konfrontation. Dabei nimmt sie ganz 
bewusst Anleihen bei dem wohl umstrittens-
ten Theoretiker des Politischen, nämlich bei 
Carl Schmitt. Dieser hatte das Politische als 
die Auseinandersetzung zwischen Freund und 
Feind definiert, notfalls bis zum Tode.� Mouffe 
will dieses hoch-gefährliche Modell daher zivi-
lisieren: Aus Feinden wie bei Carl Schmitt wer-
den bei ihr Gegner, die um die kulturelle Hege-
monie und politische Vormachtstellung ringen 
– allerdings mit weiterhin unvereinbaren Po-
sitionen, gerade auch was das Verhältnis der 
Sozialdemokraten und der eigentlichen, radi-
kalen Linken anbelangt. 

�	 Chantal Mouffe, Für einen linken Populismus, http://www.ipg-journal.
de/rubriken/soziale-demokratie/artikel/fuer-einen-linken-populismus-
857/, 30.3.2015.
�	 Chantal Mouffe, Über das Politische, Frankfurt a.M. 2007.
�	 Carl Schmitt, Der Begriff des Politischen, Berlin 1932. 
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Chantal Mouffe analysiert dabei schonungs-
los die sozialdemokratischen Fehler des „Drit-
ten Weges“ von New Labour unter Tony Blair 
und der „Neuen Mitte“ unter Gerhard Schröder, 
zieht daraus allerdings folgenreiche Schlussfol-
gerungen: Sie schreibt jede gemeinsame Politik 
der wahren Linken mit links-liberalen oder sozial-
demokratischen Parteien ab, da Letztere „an den 
Mechanismen der neoliberalen Hegemonie eine 
zu große Mitschuld tragen, als dass sie eine Al-
ternative zu bieten hätten“. Stattdessen komme 
es in dieser „populistischen Situation“ darauf an, 
„eine klare Grenze zwischen den Eliten des Esta-
blishments (la casta) und dem ‚Volk’ “ zu ziehen.�

Mouffe plädiert also hier für Populismus 
reinsten Wassers. „Wir sind das Volk und ihr 
seid es nicht“ – das ist der Kern eines jeden Po-
pulismus. „Hier das reine, gute Volk – und dort 
die bösen, fremden Eliten, die es ausbeuten.“ 
Das ist die neue rechts- wie links-populistische 
Kampfanordnung in Europa. 

Allerdings gibt es im Denken Chantal 
Mouffes – wie bei jedem linken Populismus 
– einen dramatischen Widerspruch. 

Einerseits plädiert sie für klare agonistische 
Positionen, also für erkennbare politische Geg-
nerschaft – und das völlig zu Recht, weil jede 
funktionierende Demokratie politische Alter-
nativen braucht. Andererseits zerschlägt sie 
die Gleichwertigkeit dieser Alternativen, wenn 
sie im nächsten Moment behauptet: „Ihr seid 
die Kaste, wir sind das Volk.“ Das ist ein katego-
rialer Widerspruch: Man kann nicht sich wider-
streitende Positionen als politische Alterna-
tiven wollen und gleichzeitig sagen: „Nur wir 
sind im Besitz der Wahrheit und des Rechts, 
denn wir sind – oder sprechen für – das Volk.“

Aber genau das macht Populismus aus: Er 
braucht keine anderen Parteien, er braucht 
nur eine Partei. Er braucht kein pluralistisches 
Parteiensystem. Denn es kann – angesichts 

�	 Chantal Mouffe, Für einen linken Populismus, a.a.O., 30.3.2015.

der einen „Volkspartei“ als Manifestation des 
Volkswillens – letztlich keine Vielfalt gleichbe-
rechtigter Parteien geben.

Populistisch heißt antipluralistisch

Das aber untergräbt den Pluralismus, den 
es in jeder Demokratie braucht. Mouffes Wille, 
„einen progressiven Gemeinwillen herzustel-
len mit dem Ziel, ‚ein Volk’ zu schaffen“ – in 
klarer Konfrontation gegen die neoliberalen 
Eliten – ist im Ergebnis eine klare Absage an 
den Pluralismus als den Inbegriff der demokra-
tischen Kultur des Westens. 

Deswegen ist die Idee des „Links-Populis-
mus“ letztlich – wenn man linke Politik als mit 
undemokratischen Positionen unvereinbar be-
greift – ein Widerspruch in sich, weil er immer 
ein exklusives „Wir“ propagiert. Populismus 
ist, um es auf den Punkt zu bringen, seinem 
Wesen nach rechts – immer vorausgesetzt, 
dass wir linkes Denken gerade als demokra-
tisch und pluralistisch begreifen. 

Aber genau das, seine Absage an den Plura-
lismus, macht den Populismus heute – in einer 
Zeit eminenter Parteien-, ja teilweise längst 
Demokratieverdrossenheit – so attraktiv. Der 
Populismus ist damit zweierlei: ein Symptom 
der Krise der demokratischen (Nicht-mehr-) 
Repräsentation – und gleichzeitig die rechte 
Antwort darauf, aber keineswegs eine taug-
liche linke. 

Laut der Leipziger »Mitte«-Studie 2016 be-
fürworten heute 21 Prozent „eine Partei, die 
das gesamte Volk verkörpert“. Gleichzeitig 
laufen gerade im Osten erhebliche Anhänger 
der Linkspartei, als der einstigen Protest- und 
Volkspartei (im Sinne des Wahren und Guten 
gegen die bösen westlichen Eliten), in dem Au-
genblick zur neuen Protest- und Volkspartei 
AfD über, da sich die eigenen Leute, Beispiel 
Ramelow, an der schwierigen Gestaltung des 
Landes versuchen – und damit selbst zur ver-
meintlich bösen Elite werden.
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Hier also, in dieser antielitären, aber im Kern 
auch antipluralistischen und antiliberalen Tra-
dition, manifestiert sich die Austauschbarkeit 
von linkem und rechtem Populismus. 

Und genau das macht ihn so attraktiv für 
Rechte wie für autoritäre Linke. „Die Techno-
kraten der Troika fürchten die Demokratie wie 
ein Vampir das Licht“, heißt es bei Sahra Wagen-
knecht – in klassisch populistischer Diktion (hier 
die böse Elite, da das gute Volk). Folgerichtig sagt 
sie sowohl der „Mafia“ der Troika als auch dem 
„Kürzungs-Taliban“ Wolfgang Schäuble den 
Kampf an. Ganz in diesem Geiste sprach auch 
der damalige griechische Finanzminister Yannis 
Varoufakis vom „Terrorismus“ der Troika. 

Was sich hier formiert, ist eine angeblich 
internationalistische Linke mit allerdings hoch 
nationalen, ja nationalistischen Tönen und 
Forderungen – stets gerichtet gegen die ver-
meintliche „EU-Diktatur“. Kommissionschef 
Jean-Claude Juncker oder EU-Parlamentsprä-
sident Martin Schulz stehen für Wagenknecht 
denn auch nur für den „traurigen Gipfel einer 
widerwärtigen Erpressungspolitik“.

Diesem populistischen Jargon – hier die Brüs-
seler Bonzen, dort die gedemütigten Völker – ist 
daher stets auch der Beifall der europäischen 
Rechten um Marine le Pen gewiss. Faktisch ge-
hen linker und rechter Radikalismus eine fatale 
Symbiose ein. Immer getreu der Devise: Die 
Schuldigen sind immer die Anderen – und in je-
dem Fall die Brüsseler Technokraten. 

Unter der Hand – wieder Freund gegen Feind

Hier manifestiert sich das zweite zentra-
le Problem der Populismustheorie Chantal 
Mouffes: Im linkspopulistischen Denken bricht 
sich das alte Schwarz-Weiß-Denken Bahn, ja 
schlimmer noch: eine gefährliche Freund-Feind-
Terminologie, der jeder Kompromiss zuwider 
ist. Hier zeigt sich, wie gefährlich es ist, dass sie 
die Verteidigung der liberalen Tradition aufgibt 
– zugunsten einer Revitalisierung Carl Schmitts. 

Die von ihr auserwählten theoretischen Anti-
poden, Ulrich Beck und Jürgen Habermas, wa-
ren und sind ja gerade nicht der Meinung, dass 
wir keine konfliktive Auseinandersetzung mehr 
bräuchten und es nur auf Konsens und Harmo-
nisierung ankäme, im Gegenteil. Der politische 
Konflikt, die leidenschaftlich politische Ausein-
andersetzung sind der Inbegriff des Politikver-
ständnisses bei Habermas, allerdings immer 
unter der Voraussetzung des gleichen Geltungs- 
und Wahrheitsanspruchs auf beiden Seiten. 

Ganz anders bei Mouffe, die mit der Gegen-
überstellung von Casta und Volk der einen Seite 
den eben zuerkannten agonalen Geltungsan-
spruch gleich abspricht. Obwohl sie also für 
sich reklamiert, den Freund-Feind-Begriff Carl 
Schmitts zu zivilisieren – und aus einem anta-
gonistischen, immer auf Leben und Tod zielen-
den Freund-Feind-Verhältnis eine agonistische 
Gegnerschaft zu machen –, handelt sie sich 
– gerade durch ihre eigene Unterscheidung von 
gutem Volk und böser Casta –  Schmitts Freund-
Feind-Denken unter der Hand wieder ein.

Es entpuppt sich im Ergebnis als naiv, zu 
glauben, dass man Schmitts Freund-Feind-Un-
terscheidung populistisch zivilisieren könne. 
Vielmehr zeigt gerade der deutsche Kontext, 
was sein Denken –   innerhalb und außerhalb 
der Linken – für Konsequenzen hat. Am Ende 
steht stets der alte, böse Satz: „Wer hat uns 
verraten? Sozialdemokraten.“ 

„Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten“

Speziell im Falle Griechenlands kann man wie 
in einem Brennglas die Umsetzung des linkspo-
pulistischen Projekts studieren, aber auch seine 
ungeheuren Gefahren. Hier zeigte sich in aller 
Schärfe, wie schwer – ja vielleicht unmöglich 
– es ist, Populismus tatsächlich zu zivilisieren. 
Am Ende schlägt das Gefühl jede Ratio – und die 
populistische Revolution frisst ihre Kinder: So 
steht selbst Alexis Tsipras in den Augen seiner 
einstigen radikalen Parteigänger inzwischen 
längst auch auf der falschen Seite. 
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Aber der Reihe nach, erinnern wir uns: Vor 
gut einem Jahr setzte Tsipras selbst, durch die 
Anberaumung des griechischen Referendums, 
eine ungeheure nationale Emotionalisierung in 
Gang. Umgehend war nur noch von griechischer 
„Würde“, nationalem „Stolz“ und dessen „De-
mütigung“ die Rede. Gegner des „Oxi“, des Nein 
zu den Sparmaßnahmen, wurden als Verräter 
und Volksfeinde tituliert; das griechische Volk 
war hilfloses Opfer infamer neoliberaler Eliten. 
Binnen Kürzestem war in der aufgeputschten 
Bevölkerung also nicht mehr von Gegnern, son-
dern von Feinden die Rede, in nationaler wie in-
ternationaler Hinsicht. Wenn etwa Plakate des 
deutschen Finanzministers mit der Überschrift 
„Fünf Jahre lang hat er euer Blut getrunken, 
jetzt sagt Nein zu ihm“ oder „Wanted. Dead or 
alive“ versehen wurden, dann war damit die 
Grenze zur Feindschaft klar überschritten. 

All das erinnert in fataler Weise an den Jar-
gon der 1920er Jahre, als die deutsche Rechte 
im angeblichen „Schandfrieden von Versailles“ 
die Demütigung eines ganzen Volkes anpran-
gerte und so breite Massen gegen die „Novem-
berlumpen“ der Sozialdemokratie mobilisierte. 
Letztlich nahmen die Feinde der Weimarer 
Republik, auf der Rechten wie auf der Linken, 
die viel zu wenigen überzeugten Demokraten 
unter Beschuss und in die Zange – mit dem 
bekannten Ergebnis: der Zerstörung der ersten 
Republik auf deutschem Boden.

Systemkritik von rechts

Aus der dunklen Geschichte der gespaltenen 
deutschen Linken wissen wir: Gerade der Ver-
ratsvorwurf ist ihre wohl schlimmste Erblast. Er 
macht vor nichts und – siehe Tsipras – nieman-
dem halt. Ein derartiger „linker Populismus“, 
erst einmal geweckt, frisst seine Kinder.

Die Geschichte aber lehrt auch, wer dabei 
in aller Regel gewinnt: nämlich die radika-
le Rechte. Denn die von Mouffe behauptete 
Trennschärfe zwischen linkem und rechtem 
Populismus ist eine bloße Illusion. Faktisch 

überwiegen die Gemeinsamkeiten: der anti-
liberale Zug und die autoritäre Stoßrichtung 
gegen das parlamentarische „System“. 

Angesichts der Geschichte der Bundesre-
publik haben wir uns daran gewöhnt, derartige 
„Systemkritik“ als ein eher linkes Phänomen zu 
begreifen. Um 1968 glaubte sich die Linke in 
der Tradition Adornos einem großen Verblen-
dungszusammenhang aus Konsumwirtschaft, 
Politik und Medien ausgesetzt. Daher gelte es 
gegen die Mainstream-Medien – und speziell 
gegen die „Springer-Presse“ – zu demonstrie-
ren und Alternativen aufzubieten. Gleichzeitig 
firmierte die parlamentarische Demokratie als 
bloß „bürgerliche“, gegen die rätedemokra-
tische Formen zu entwickeln seien. 

Heute ist dieses anti-bürgerliche Ressenti-
ment dagegen wieder dort gelandet, wo es ur-
sprünglich eben (auch) herkam – nämlich von 
ganz rechts, aus der Kritik an den Parteien des 
„Systems von Weimar“. Daher ist es so fatal, 
wenn Oskar Lafontaine in klassischer NS-Diktion 
die anderen Parteien als „Systemparteien“ de-
nunziert.� Denn auch die Wutbürger von Pegida 
treten dezidiert gegen „das System“ auf, womit 
sie neben der Politik längst auch die angebliche 
„Lügenpresse“ meinen. So steht die neue Rechte 
in erster Linie für die völlige Ablehnung dessen, 
was man als „politisch-medialen Komplex“ be-
zeichnen könnte: die vermeintlich bösen „Eliten“ 
aus Medien und Politik. Hinter dem Ruf „Wir sind 
das Volk“ der Demonstranten verbirgt sich der 
vulgär-rousseauistsche Gedanke, dass der allge-
meine Volkswille heute auf der Straße artikuliert 
wird und nicht mehr in den Parlamenten. 

Am Ende immer Nationalismus

Wer daher auf der radikalen Linken wie 
Chantal Mouffe auf die Freisetzung politischer 
Emotionen setzt, spielt mit dem Feuer. Bereits 
heute erleben wir die Rückkehr nationalisti-

�	 Im „Tagesspiegel“, 11.10.2014, und in der „Jungen Welt“, 10.1.2015, spricht 
Lafontaine von den „Systemparteien CDU, CSU, SPD, FDP und Grünen“, von 
der AfD ist dabei ironischerweise nicht die Rede.
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scher Stereotype, die man seit gut 50 Jahre für 
überwunden hielt und die dem Feind ein Ge-
sicht geben – sei es das von Wolfgang Schäuble 
oder eben auch von Alexis Tsipras, wenn nun er, 
so seine radikalen Kritiker, sein Volk verrät. 

Hier zeigt sich auch eine weitere Parallele: Der 
Populismus – ob von links oder von rechts – lan-
det am Ende immer in der Nationalismusfalle. 
Das erleben wir auch und gerade in der Flücht-
lingsdebatte, in der ganz offensichtlich auch der 
Wagenknechtsche Populismus nicht ohne das 
nationalistische Wir auskommt („Wer Gastrecht 
missbraucht, der hat Gastrecht verwirkt“). 

Bis heute gab es nie den (erfolgreichen) Ver-
such, dagegen eine populistische europäische 
Gegenfront aufzubauen. Zwar unternahmen 
Tsipras und Varoufakis anfangs den Versuch, 
eine andere Idee von Europa durchaus populis-
tisch zu vertreten und populär zu machen. Doch 
spätestens mit dem „Oxi“ – gegen die Bonzen 
von Brüssel – wurde dieser Protest sofort natio-
nal gewendet. Selbst von den Gewerkschaften 
wurde während der Krise nicht ernsthaft ver-
sucht, dem aufflammenden Nationalismus 
einen Europopulismus, oder genauer: eine po-
puläre Europapolitik entgegen zu setzen. Dabei 
hätte es durchaus große, nationen-übergreifen-
de Proteste geben können, auf denen die Ge-
werkschaftsbosse und ihre Kumpel gemeinsam 
hätten verkünden können: „Wir vertreten unse-
re Interessen nicht national und gegeneinander, 
sondern international und solidarisch“. 

Europa auf diese Weise wirklich populär 
zu machen, das hätte ein spannendes Projekt 
sein können. Von Beginn der Krise an einen eu-
ropäischen populus zu formulieren, das wäre 
ein wirklich inklusives „Wir“ gewesen.

Dagegen zeigte sich während der EU-, Euro- 
und Griechenland-, aber auch während der 
Brexit-Krise die Nähe (und Artverwandtschaft) 
von Populismus und Nationalismus. Am Ende 
erweist sich die nationale „Volksgemeinschaft“ 
in aller Regel als das stärkste „Wir“.

Die Gefahr eines jeden linken Populismus à 
la Mouffe, Lafontaine und Wagenknecht be-
steht daher stets darin, den Propagandisten 
der Neuen Rechten in die Hände zu arbeiten. 

So versucht der einstige Linke und heutige Na-
tionalchauvinist Jürgen Elsässer längst alle Anti-
Westler, von links wie rechts, in einer nationalis-
tischen Querfront gegen das „System“ der EU 
zu sammeln: „Nach dem Zusammenbruch des 
Ostblocks sind alle negativen Elemente der UdS-
SR auf die EUdSSR übergegangen: Das Politbüro 
mit den allmächtigen Kommissaren sitzt nicht 
mehr in Moskau, sondern in Brüssel; je mehr 
sich Westeuropa entchristianisiert, desto mehr 
findet das Dritte Rom [Putins Moskau] wieder 
zum Glauben; der Kampf gegen die Familie und 
für die sexuelle Umerziehung werden in der 
EU unter dem Titel Gender Mainstreaming in 
einem Maße betrieben, wie es nicht einmal im 
Frühbolschewismus der Fall war.“�

Der gemeinsame Feind ist dabei stets klar – 
der verlogene Westen. Wo auf diese Weise die 
Grenzen zwischen links und rechts verschwim-
men, bleibt am Ende ein kruder „internationa-
listischer“ Nationalismus – gegen die Brüsseler 
Eurokraten. Schon heute sind die Gewinner 
der links-populistischen Eskalationsstrategie 
daher all jene Rechtspopulisten, die schon lan-
ge in der EU und ihren Institutionen den Ur-
sprung allen Übels sehen.

Europa und Deutschland am Scheideweg

Die große Aufgabe einer aufgeklärten Linken 
besteht dagegen darin, zu einer Kultur des Kon-
flikts, aber auch des Kompromisses zurückzukeh-
ren – ohne die eigenen Grundüberzeugungen 
dabei aufzugeben. Tatsächlich erreicht man, wie 
das Fiasko der Griechenlandkrise zeigt, den von 
Mouffe angestrebten „progressiven Gemein-
willen“ gerade nicht durch die Freisetzung von 
Emotionen und radikale Konfrontation auch in-
nerhalb der linken Bewegung, sondern nur durch 
harte argumentative Auseinandersetzung auf 

�	 Jürgen Elsässer, Querfront in Europa, in: „Compact“, 6/2014.
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der einen Seite, aber auch durch die Bereitschaft 
zum Kompromiss auf der anderen Seite. Konflikt 
und Kompromiss – das sind die beiden Seiten ei-
ner Medaille jeder linken Politik, die sich nicht nur 
in Fundamentalopposition ergehen will. 

Fest steht: Europa steht heute an einem 
Scheideweg. Im schlimmsten Falle erleben wir 
einen neuen ideologischen Bürgerkrieg in ganz 
Europa, mit radikalen Verfeindungen zwischen 
den Nationen und den verschiedenen poli-
tischen Lagern. Im besten Fall gelingt es dage-
gen einer neuen erstarkten Linken, eine echte 
Alternative zur angeblichen Alternativlosigkeit 
der deutschen Austeritätspolitik zu entwickeln. 

Denn an diesem Punkt bleibt Mouffes Dia-
gnose natürlich richtig: Die Alternativlosigkeit 
der Politik Angela Merkel als heimlich-unheim-
liche Kanzlerin Europas ist dramatisch – und 
sie hat entscheidend mit zum Entstehen po-
pulistischer Parteien geführt. Damit trägt aber 
auch die Linke – mit ihrer selbstverschuldeten 
Chancenlosigkeit – Verantwortung für die 
Konjunktur der Rechtspopulisten in Deutsch-
land und weiten Teilen Europas.

Linker Populismus – als primäre Abgrenzung 
von der Sozialdemokratie – ist daher nicht 
die Lösung, sondern ein Teil des Problems der 
rechten Dominanz. Denn ohne die Sozialde-
mokratie wird es keine mehrheitsfähige Linke 
in Deutschland und Europa geben. Oder zuge-
spitzt gefragt: Was macht die Linkspartei in 
zwanzig Jahren, bei weiter forciertem Nieder-
gang der SPD? Ist sie dann weiterhin das stolze 
selbstgerechte bessere „Wir“ von 10 Prozent 
– ohne Aussicht auf Mehrheitsfähigkeit? 

Ohne kooperative Linke keine Alternative 
– zu Merkel und der Neuen Rechten

Hier zeigt sich: Die Definition der SPD als 
Teil des Austeritätsblocks ist selbst Teil des Pro-
blems. Dennoch gibt es auf der radikalen Lin-
ken bis heute wenig Interesse daran, anstelle 
des reinen „Abgrenzungs-Wir“ von der SPD ein 

anderes, gemeinsames „Wir“ zu konstruieren. 
Im Gegenteil: Die Festschreibung der SPD auf 
den hegemonialen Block vergattert die Partei 
auf Dauer – und ungeachtet aller Korrekturen 
an der verheerenden Agenda-Politik – auf eine 
neoliberale Position. Dieser kategorische Aus-
schluss von Kooperation und Kompromiss mag 
der radikalen Linken das Gefühl der moralischen 
Überlegenheit verleihen, wirklich politisch ist er 
nicht. Im Gegenteil: Er schreibt die rechts-kon-
servative Hegemonie auf Dauer fest.

Dagegen müsste es die Aufgabe einer poli-
tisch radikalen Linken sein, endlich eine gemein-
same, mehrheitsfähige Alternative denken und 
herstellen zu wollen. Dafür aber müsste viel 
mehr nicht an Exklusion und Abgrenzung, son-
dern an Inklusion stattfinden – und zwar ganz 
konkret zwischen allen drei Parteien in R2G.

Unsere Demokratie ernst genommen – und 
vor allem die Wählerinnen und Wähler –, be-
darf es endlich wieder einer wählbaren Option 
von links. Für diese Legislaturperiode dürfte es 
dafür zu spät sein, aber spätestens 2018 muss 
dieses Projekt parteiübergreifend in Angriff 
genommen werden.

Spätestens dann muss die Linke endlich sel-
ber wieder populäre, mehrheitsfähige Positi-
onen formulieren. Zu diesem Zweck gilt es, die 
Unterscheidung von populär und populistisch 
ernst zu nehmen. Populäre linke Positionen 
sind mehr denn je gefragt, die, ohne populis-
tisch zu werden, aber auch ohne Konflikte der 
verschiedenen Strömungen zu verkleistern, 
immer auch auf Mehrheitsfähigkeit und damit 
auf politische Gestaltungsmacht abzielen soll-
ten. Nur so – und nicht durch linken Populismus 
inklusiver linker Selbstzerfleischung – wird die 
europäische Linke aus ihrer gemeinsamen his-
torischen Krise wieder herausfinden. 	 ó

û  Albrecht von Lucke, Jahrgang 1967, Jurist und Politikwissenschaftler, ist Re-
dakteur der „Blätter für deutsche und internationale Politik“ (www.blaetter.de) 
und regelmäßiger Kommentator in Hörfunk und Fernsehen. Jüngste Buchpu-
blikation: „Die schwarze Republik und das Versagen der deutschen Linken“ 
(Droemer).
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Die politische Krise der EU, Migrationspolitik und das 
Erstarken der neuen Rechten
von Daniel Keil

Dass die Europäische Union (EU) sich in ei-
ner tiefgreifenden Krise befindet, ist keine allzu 
originelle Feststellung. Ebenfalls offensichtlich 
ist das Erstarken (neu)rechter Bewegungen 
und der Zuwachs rassistischer und antisemi-
tischer Gewaltakte. Dass beides miteinander in 
irgendeiner Form zusammenhängt, zeigte sich 
unter anderem am britischen Referendum zum 
Ausstieg aus der EU und dem Zuwachs von 57 
Prozent bei sogenannten Hate Crimes nach dem 
Votum für den Brexit�. In Deutschland wurde 
2015 ein trauriger Höhepunkt rechter Gewalt vor 
allem gegen Flüchtlinge und deren Unterkünfte 
verzeichnet, der 2016 wahrscheinlich nochmal 
übertroffen wird�. Augenscheinlich dabei ist 
die Verknüpfung von rassistischen Antimigrati-
onsmotiven mit der Ablehnung der EU, welche 
fast schon die Diskurshoheit über die Frage nach 
der Verfasstheit der EU gewinnen konnte. Dabei 
wird die Transformation der Wahrnehmung von 
tatsächlich krisenbedingten sozialen Erosionen, 
die jüngst als „Abstiegsgesellschaft“ (Nachtwey 
2016) charakterisiert wurden, in kulturalistische 
Codes – wie bspw. den Code der „Islamisierung“ 
(vgl. Schiedel 2015) – forciert. Eine Analyse die-
ser Situation steht nun vor dem Problem, nicht 
in zu einfache Erklärungen zu verfallen, die den 
Rechtsruck in der Gesellschaft allein aus der öko-
nomischen Krise entstammend deuten, sondern 
vielmehr auch die Krise selbst in ihrer Komplexi-
tät und relativen Kontingenz zu begreifen.

Die seit 2008 dauernde Finanzkrise hat sich 
schon länger zu einer „Vielfachkrise“ (Demiro-
vic et. al. 2011) entwickelt, die weit mehr ist, als 
eine ökonomische strukturelle Krise und meines 
Erachtens dabei ist, in eine handfeste politische 

�	 http://www.independent.co.uk/news/uk/home-news/brexit-hate-
crime-racism-reports-eu-referendum-latest-a7106116.html.
�	 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/fluechtlinge-asylunter-
kuenfte-weiter-im-visier-rechter-straftaeter-a-1105795.html.

Krise überzugehen. Hierbei nimmt die EU eine 
besondere Rolle ein, da sie ein zentraler Akteur 
in der Krisenbearbeitung ist und auch mit der 
durch sie konstituierten neoliberal-autoritären 
Wettbewerbsordnung (vgl. Fisahn 2012) maß-
geblich die gesellschaftlichen Konflikte struktu-
riert. Beispielhaft nachzuvollziehen ist dies an 
der Durchsetzung des Fiskalpaktes und der Eco-
nomic Governance, mit denen eine europäische 
Schuldenbremse und die Verschärfung des Sta-
bilitäts- und Wachstumspaktes außerhalb des 
Europarechts etabliert wurde und mit denen 
die Austeritätspolitik autoritär festgeschrieben 
wurde (vgl. Oberndorfer 2012). Das hat, kurz ge-
sagt, zur Folge, dass die Krise mit den Mitteln 
bearbeitet wird, die ihr zugrunde liegen und 
sich die politischen Institutionen dabei selbst 
Spielräume in der Bearbeitung nehmen. Diese 
Festschreibung bedeutet daher notwendig eine 
autoritäre politische Form als auch eine Zuspit-
zung der gesellschaftlichen Widersprüche. Das 
paradoxale an dieser Konstellation ist, dass sich 
einerseits die soziale Situation öffnet – Krisen 
sind immer in gewissem Sinne relativ offene 
Situationen, da der Ausgang ungewiss ist (vgl. 
Vobruba 2015) – andererseits aber alternative 
Lösungen blockiert sind (vgl. Röttger 2013: 153). 
Diese Situation wird häufig mit Gramsci be-
schrieben als eine in der „das Alte stirbt und das 
neue nicht zur Welt kommen kann“ (1998: 354). 
Daraus ergibt sich eine Konstellation, in der sich 
die vielfältigen gesellschaftlichen Konflikte aus-
weiten, seien es die zwischen der EU und ihren 
Mitgliedsstaaten, zwischen Kapitalfraktionen 
oder zwischen subalternen und herrschenden 
Klassen(fraktionen). Das drückt sich eben auch 
in einer Ausweitung auf die gesamte Gesell-
schaft aus. Hierhin gehören solche Stichworte 
wie Legitimationskrise, Hegemoniekrise usw., 
die benennen, dass die derzeitigen politischen 
Institutionen die Krisenbearbeitung immer 
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weniger händeln und die Widersprüche nicht 
mehr prozessieren können. Daraus folgt wie-
derum eine Autoritarisierung, die wiederum 
zu weiteren Entfremdungserscheinungen vom 
politischen System führt. In dieser Krisenkons-
tellation haben rechte und autoritäre Kräfte es 
geschafft, die ausgetragenen Kämpfe zu prä-
formieren, was nicht aus dem Nichts kommt, 
sondern einen langen Vorlauf hatte. Im Zen-
trum steht dabei die Migrationspolitik, bei der 
sich ebenfalls gesellschaftliche Polarisierungen 
feststellen lassen. Um die Gemengelage nun 
zu analysieren ist es zunächst notwendig, kurz 
darzustellen, wie die EU überhaupt zu begreifen 
ist und welche Rolle darin Grenz- und Migrati-
onspolitik spielt, um im zweiten Schritt die Be-
deutung der sogenannten „Flüchtlingskrise“ zu 
beleuchten. Im Anschluss daran wird die Bedeu-
tung neurechter/völkischer Bewegungen und 
ihr autoritärer Antiinstitutionalismus beschrie-
ben um schließlich mit einigen Bemerkungen zu 
möglichen linken Gegenstrategien zu schließen.

Die Staatlichkeit der EU und die Migrati-
onspolitik

Mit den Verträgen von Maastricht 1992 hat 
sich das europäische Projekt tiefgreifenden Ver-
änderungen unterzogen, da dort die Vertiefung 
der Integration durch die „Errichtung einer Wirt-
schafts- und Währungsunion“, die Schaffung 
einer „gemeinsame[n] Außen- und Sicherheits-
politik“ sowie die Einführung „einer Unionsbür-
gerschaft“ (Vertrag über die Europäische Union, 
Art. B) festgelegt wurde. Damit startete eine 
neue Phase der EU, die auch Veränderungen 
der Staatlichkeit bedeutete. Die EU entwickelte 
sich in ihrer komplexen Form aus intergouver-
nementalen, supranationalen und nationalen 
Apparaten zu einem Staatsapparateensemble, 
das weder als ein Staatenbund noch als ein ei-
gener Staat zu sehen ist. Vielmehr ist ein euro-
päisches Staatsapparate-Ensemble ohne Staat 
entstanden“ (Wissel 2015: 27), dessen innere 
Kohärenz weder gegeben noch naturwüchsig 
erreicht werden kann. Damit wurde allerdings 
das Terrain, auf dem Auseinandersetzungen 

um die Kohärenz geführt werden, verändert. 
Insbesondere die Frage der (Außen)Grenzen 
und der Unionsbürgerschaft sind hierbei als 
zentrale Bestandteile des Staatsprojekts Euro-
pa zu begreifen. Denn mit der Schaffung einer 
gemeinsamen europäischen Außengrenze und 
deren Überwachung durch die europäische 
Grenzschutzagentur Frontex wird auch die EU 
territorial (vgl. Buckel 2013: 57). Das bedeutet, 
dass neben den nationalen Territorien auch ein 
tatsächlich europäisches entstanden ist, was 
in vielfältiger Weise die nationalen durchzieht 
und mit diesen verbunden ist. Mit der Unions-
bürgerschaft entsteht damit so etwas wie eine 
europäische Bevölkerung, die auch ein Teil des 
europäischen Staatsprojekts ist. Verbunden ist 
die Konstituierung der Bevölkerung nach innen 
mit der Abgrenzung nach außen, die rechtliche 
Schaffung der Bevölkerung mit der rechtlichen 
Abwertung des so konstruierten anderen. Hier-
bei sind die Grenzen und dabei die Migrations-
politiken der EU zentral, da so materiell ein „glo-
bales Fremdes“ (vgl. Cetti 2014) erzeugt wird. 
Die EU-Außengrenze als transnationaler Staats-
apparat im Entstehen  ist derzeit nicht nur das 
Element, in dem die Europäisierung am weites-
ten fortgeschritten ist, sondern auch in ihren 
vielfältigen Effekten ein zentrales Element der 
Strukturierung gesellschaftlicher Kämpfe. Be-
greift man die Entwicklung der EU als Staatlich-
keit im Werden, die noch keinen eigenen Staat 
ausgebildet hat und deren Geschichte auch 
nicht zwingend darauf hinauslaufen muss, dann 
gehört dazu die Veränderung der Verknüpfung 
von Territorialität und identitätsstiftender Ge-
schichtserzählung (vgl. Keil 2015a). Dies ist zen-
tral verbunden mit der Bestimmung einer dazu-
gehörigen Bevölkerung und damit denjenigen, 
die nicht dazugehören. Die Komplexität der EU 
ergibt sich daraus, dass hierin eine europäische 
Dimension kollektiver Identität materiell ent-
steht, diese aber mit den nationalen (zumindest 
teilweise) in Konflikt steht, dass es darüber hin-
aus Konflikte zwischen den Mitgliedsstaaten 
gibt und diese Konflikte irgendwie prozessiert 
werden müssen. Anhand der europäischen Au-
ßengrenze kann dieser Konflikt zwischen den 
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nationalen Interessen und Europäisierungs-
tendenzen nachgezeichnet werden und ge-
zeigt werden, wie mit der Grenzschutzagentur 
FRONTEX ein Apparat geschaffen wurde, der zu 
einem zentralen Europäisierungsmotor wurde 
(Huke/Lüddemann/Wissel 2014). Zugleich hat 
man es mit diesen Veränderungen von Grenzen 
und Territorialität mit einer darum gruppierten 
Rekonfiguration des Rassismus zu tun, der sich 
institutionell mit der Grenzpolitik verändert 
und beispielsweise darin zum Ausdruck kommt, 
Grenz- und Migrationspolitik hauptsächlich als 
Sicherheitspolitik zu verhandeln und damit ille-
galisierte Migrant_innen per se zu Kriminellen 
zu machen, wenn sie nicht in das Nützlichkeits-
schema der EU passen. Auf der inhaltlichen Ebe-
ne bedeutet dies eine Verschiebung des Ras-
sismus zu einem Kulturalismus, der nicht mehr 
von »Rassen« sondern von vermeintlich unver-
einbaren und unveränderbaren »Kulturen« aus-
geht. Insofern kulminieren in den Konflikten um 
Migrationspolitik verschiedene Dimensionen 

gesellschaftlicher Widersprüche und Transfor-
mationen, die dabei von Identitätskonflikten 
über die Frage, wie die EU aussehen sollte, über 
europäische Werte bis zu dem Aufeinandertref-
fen unterschiedlicher nationalstaatlicher Inter-
essen und Machtverhältnisse reichen. Daher ist 
derzeit die Migrationspolitik ein Zentrum der 
politischen Auseinandersetzungen und die Kri-
se der EU wird dort fundamental sichtbar.

Elemente der politischen Krise am Beispiel 
der sogenannten „Flüchtlingskrise“

Der Begriff der politischen Krise soll nicht 
nur die umfassendere Bedeutung der derzei-
tigen Krise markieren, sondern auch die spezi-
fische relative Eigenständigkeit des Politischen 
hervorheben. Damit gemeint ist zunächst 
einmal, dass sich weder eine gesellschaftliche 
Klasse(nfraktion) hegemonial behaupten kann, 
noch die politischen Institutionen in der Lage 
sind, die Krisenphänomene so zu bearbeiten, 
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dass sie händelbar werden. Vielmehr spitzen 
sich die Widersprüche zwischen den gesell-
schaftlichen Kräften entscheidend zu. Da die 
Konstitution der EU auf Wettbewerb beruht 
und die Austeritätspolitik eben genau diesen 
Wettbewerb dogmatisch durch die umfassende 
Vermarktlichung von gesellschaftlichen Bezie-
hungen vor der Krise retten will, wird zugleich 
den Institutionen die Möglichkeit genommen, 
politisch regulierend einzugreifen. Darin liegen 
die autoritären und entdemokratisierenden 
Tendenzen begründet, ebenso wie die Legiti-
mitätskrise der EU. Augenscheinlich wurde die 
Verbindung der Hegemoniekrise mit der Legi-
timitätskrise in der europäischen Politik gegen 
Griechenland, als Deutschland seine dominante 
Rolle in der EU zeigte und die Austeritätspolitik 
mit Zwang gegen das Votum des griechischen 
Referendums durchsetzte. Die neoliberale 
Konstitution der EU untergräbt dabei systema-
tisch die demokratische Einbindung subalterner 
Interessen, so dass mittlerweile sehr breit die 
Auflösung des Zusammenhangs von Kapita-
lismus und Demokratie diskutiert wird (z.B. 
Merkel 2015, Streeck 2015). Sichtbar wird dies in 
einem weiteren Element einer politischen Krise: 
der „tiefen Krise der Parteienvertretung und der 
tiefen ideologischen Krise“ (Poulantzas 1973: 72). 
In einer solchen Situation gerät die politische 
Herrschaft über die gesamte gesellschaftliche 
Formation in eine Krise, was bedeutet, dass die 
politische Herrschaft und ihre Institutionen 
selbst instabil werden.

Anzeichen einer solchen Instabilität konnten 
während des letztjährigen Sommers im Um-
gang mit der gestiegenen Anzahl von Flüchtlin-
gen beobachtet werden. Angela Merkels „Wir 
schaffen das“ (FAZ 31.8.15) machte eine Reihe 
von Verwerfungen innerhalb der deutschen 
Regierung wie auch innerhalb der EU sichtbar. 
Gerade innerhalb der EU wurden schon be-
stehende Konflikte um Migrationspolitiken 
weiter verschärft. Beispielsweise verschärften 
sich Konflikte zwischen EU-Mitgliedsstaaten, 
die eine längere Geschichte hatten. Die Weige-
rung der EU-Staaten, das italienische Programm 

Mare Nostrum nach dessen Auslaufen nicht 
weiter finanziell zu unterstützen, weshalb es 
eingestellt werden musste, ging insbesondere 
„auf Drängen des deutschen Innenministers 
Thomas de Maizière“ (Schwierz/Ratfisch 2015: 
7) zurück. Diese Konflikte um die Aufnahme von 
Flüchtlingen führten dazu, dass Luxemburgs 
Außenminister Asselborn erstmals öffentlich 
von der Möglichkeit eines Zerbrechens der EU 
sprach (SZ 9.11.2015). Ebenfalls wurde die For-
derung Deutschlands, europäische Erstaufnah-
melager an sogenannten Hotspots (dort wo 
viele Flüchtlinge ankommen) einzurichten, von 
Italien und Griechenland abgelehnt ebenso 
wie beispielsweise Ungarn sich querstellte. Die 
Frankfurter Rundschau kommentierte das da-
mit, dass im „Streit über die Flüchtlingspolitik“ 
Europa „zerfasert“ (FR 14.10.2015).

Aber auch innerhalb Deutschlands spitzten 
sich die Widersprüche und Auseinanderset-
zungen um Migrations- und Asylpolitik zu. 
Sichtbar wurde dies an der permanenten Unei-
nigkeit der Regierungsparteien untereinander 
und selten offen ausgetragenen Streitigkeiten. 
So drohte beispielsweise der CSU-Vorsitzende 
Seehofer mit „bayrischer Notwehr“ gegen die 
Politik der Kanzlerin. Es gab Brandbriefe und 
große Konflikte innerhalb der Regierung, so 
zwischen Merkel und dem Innenminister (FR 
06.10.2015/Tagesschau.de 07.10.2015). Hierbei 
zeigte sich auch ein Riss zwischen den Kapi-
talfraktionen und ihrer Repräsentation in den 
Regierungsparteien. Denn Merkel lag zwar, 
liest man sich die Stellungnahmen der Unter-
nehmerverbände� zur Flüchtlingspolitik durch, 
auf deren Linie, aber große Teile der CDU/CSU 
mit ihrer antimigrantischen und Anti-Asylpo-
litik im Widerspruch dazu standen. Schließ-
lich zeigte sich die Instabilität auch daran, 
dass die am 23.10.2015 in Kraft getretene erste 
Asylrechtsverschärfung keinen Endpunkt der 
Debatte darstellte, sondern sogleich von der 

�	  Im Prinzip begrüßten alle Verbände, die etwas verlautbart haben, den 
Kurs Merkels, immer mit dem Hinweis, dass Migration notwendig sei, um 
die Wirtschaftskraft aufrechtzuerhalten, aber immer auch mit dem Interes-
se, den Mindestlohn zu torpedieren.
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Regierungskoalition am 5.11.2015 selbst mit 
einem neuerlichen Beschluss zum Asylverfah-
ren wieder herausgefordert wurde, während 
normalerweise ein Gesetzesbeschluss einen 
Kompromiss darstellt, der dann auch Bestand 
hat. Das führte schließlich zur zweiten Ver-
schärfung des Asylrechts�. Diese hier nur sehr 
vage angedeuteten Konflikte waren allerdings 
keine, die sich rein auf EU- oder Parteien-
Ebene beschränkten, sondern sich vielmehr 
ausgeweitet auf die gesamte Gesellschaft 
darstellten. Das Aufkommen und Erstarken 
neurechter, völkischer und autoritärer Bewe-
gungen wurde zu einem wichtigen Faktor, der 
auch die Konflikte auf Parteienebene massiv 
beeinflusste und weiter zuspitzte.

Autoritärer Anti-Institutionalismus: die kon-
formistische Rebellion gegen die EU

In einer Situation, in der die gegebenen Ins-
titutionen die Krisenphänomene nicht mehr 
bearbeiten können und selbst in die Krise 
geraten, weiten sich die gesellschaftlichen 
Widersprüche aus und werden zunehmend 
in offenen gesamtgesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen ausgetragen. Ein Symptom 
davon sind die vielfältigen (neu)rechten Bewe-
gungen, die seit spätestens 2014 in Deutsch-
land Zulauf und massiven Einfluss auf mediale 
Diskurse erlangt haben. Bei genauerem Blick 
zeigt sich, dass mit der Krise auch in vormals 
festen Milieus Brüche entstehen, die zu Neu-
orientierungen und Reorganisationen führen, 
was man insbesondere am Konservativismus 
festmachen kann, innerhalb dessen eine ver-
mehrte Orientierung an und Offenheit gegen-
über völkischen Motiven zu beobachten ist 
(vgl. Keil 2015b). Hierbei kann ein autoritäres 
Syndrom (vgl. Nachtwey 2015) analysiert wer-
den, das sich aus verschiedenen Elementen zu-
sammensetzt�: 

�	  Zu den „Asylpaketen“ I und II siehe die Homepage von Pro Asyl (www.
proasyl.de).
�	  Eine detaillierte Analyse kann hier leider aus Platzgründen nicht erfol-
gen. Dem Folgenden liegen die Analyse verschiedener Reden, Texte und 
Blogeinträge von Pegida bis zu konservativen Publizist_innen zugrunde.

ò	 das »Volk« gegen die Parteien, gegen die 
Medien, gegen links, Antifeminismus, 
Rassismus, 

ò	 Europa vs. Islam, 

ò	 mehr oder weniger versteckter Antisemi-
tismus 

ò	 sowie ein antiwestliches Ressentiment 
und Russlandzuwendung. 

Zentrum des autoritären Syndroms ist die 
völkische Vorstellung des »Volkes« als natür-
lich-homogener Organismus, der durch die 
sozialen Destabilisierungen in der Krise ange-
griffen werde. Alles was dieser als natürlich 
vorgestellten Homogenität widerspricht, wird 
als Feind markiert und angegriffen. So wird 
darin die EU zu einem Außen, dass in Zusam-
menarbeit mit finsteren Mächten die Souve-
ränität und Homogenität zersetzen möchte. 
Dagegen wird ein Bild nationaler Souveränität 
gesetzt, in der der Wille des »Volkes« unmittel-
bar eins ist mit der staatlichen Politik. In dem 
neurechten/völkischen Programm eines »Eu-
ropas der Vaterländer« erscheinen dabei »der 
Islam« und Europa als unvereinbare Gegensät-
ze und (Zwangs)Migrant_innen ebenso wie 
ihre Unterstützer_innen als Feinde. Indem die 
EU und insbesondere die deutsche Politik als 
Auswuchs eines linken Mainstreams halluzi-
niert wird, kann sich diese autoritär-völkische 
Vorstellungswelt als rebellisch und widerstän-
dig proklamieren. Aus diesem Grundmotiv 
heraus rührt das anti-institutionelle der au-
toritären Bewegungen, was auch als codierte 
Form antisemitischer Stereotype begriffen 
werden kann. Denn wie Adorno feststellte, er-
füllen „Klischees vom Politiker und vom Büro-
kraten“ ähnliche Funktionen wie das „Klischee 
der Juden“ (Adorno 1973: 124). Die EU in ihrer 
tatsächlich autoritären Struktur wird darin 
verdinglicht und transformiert in das gegen 
die »Völker« und die nationale Souveränität 
gerichtete Unterfangen unsichtbarer Kräfte 
und böser Bürokraten. Erschreckenderweise 
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ist es im Zuge der „Flüchtlingskrise“ von rechts 
gelungen, die Debatte insbesondere über 
Flüchtlinge so zu strukturieren, dass sie von 
vorneherein in eine autoritäre Identitätslogik 
gepresst ist.

Linke Gegenperspektiven?

Eine linke Gegenstrategie müsste zunächst 
in ihrer Analyse die Komplexität der EU zur 
Kenntnis nehmen und die Spezifik der Staat-
lichkeit im Werden begreifen, zu der eben auch 
die Rekonfiguration der (Aus)Grenz(ung)en ge-
hört. Um dies adäquat zu kritisieren darf die 
Linke sich nicht in eine Identitätslogik begeben. 
Beispielsweise wird der Mythos nationaler Sou-
veränität derzeit verstärkt bemüht (in Kam-
pagnen für einen linken Ausstieg aus der EU), 
was aber in letzter Konsequenz nur dazu führt, 
sich das Kampffeld von den rechten vorgeben 
zu lassen (vgl. Keil 2016). Eine wirksame linke 
Gegenstrategie müsste vielmehr gegen solche 
Vereinheitlichungen argumentieren und die 
grenzübergreifenden Interessen der Subalter-
nen solidarisch bearbeiten und stärken. Hierfür 
muss sie weder die EU noch den Nationalstaat 
verteidigen, sondern die Kräfteverhältnisse, in 
denen sie selbst, steht ernst nehmen und sich 
darin eindeutig positionieren. Und das hieße 
ganz praktisch, zunächst einmal den täglichen 
rassistischen, antisemitischen und antilinken 
Gewaltakten entgegenzutreten. Die schwie-
rigere Aufgabe besteht schließlich darin, neue 
Wege zu suchen, die der Negation der autori-
tären und irrationalen Verhältnisse und der 
darin enthaltenen Krisenverlängerung durch 
völkische Gewalt zuarbeiten könnten.	 ó
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Vorwärts immer.
Eine mehrheitsfähige SPD braucht einen neuen „Deutungsrahmen“ der ökonomischen 
und sozialen Wirklichkeit

von Benjamin Mikfeld

1.	 Vorbemerkungen und eine kleine Replik 

Eine anspruchsvolle und selbstkritische De-
batte darüber, ob und wie die deutsche Sozial-
demokratie zumindest mittelfristig wieder in 
der Lage sein kann, politische Mehrheiten zu 
organisieren bzw. Koalitionen jenseits einer 
großen Koalition anzuführen ist sicher nötig. 
In spw 213 unternimmt Horst Heimann einen 
Versuch.� Auf zehn Seiten wirft er die Frage 
auf, wie die SPD wieder über die 25- oder 30-
Prozent-Marke kommen und welchen Beitrag 
auch das Projekt „spw“ dazu leisten könne. 
Heimann beklagt zu Recht ein „Theoriede-
fizit“ und plädiert für eine Theorie des Kapi-
talismus und ein reformpolitisches Konzept. 
Eine seiner zentralen Antworten lautet: Dem 
„Deutungsrahmen“ des Neoliberalismus den 
„Deutungsrahmen“ des Wohlfahrtsstaates im 
Sinne eines „neuen Solidaritätsprojekts“ ent-
gegensetzen. Konkret schlussfolgert er: höhere 
Steuern für „Superreiche“, höhere Renten und 
Hartz-IV-Sätze. Er formuliert in seinem Beitrag 
die Analyse, dass wir zur „Klassengesellschaft 
des 19. Jahrhunderts“ zurückkehren. Diese aus 
meiner Sicht wenig hilfreiche Polemik und 
auch einige seiner Schlussfolgerungen nehme 
ich zum Anlass, ihm teilweise zustimmend zu 
widersprechen. Die hier formulierten Anmer-
kungen – nicht in erster Linie zum erwähnten 
Beitrag in der spw als vielmehr zur Entwick-
lung der SPD – mögen zuweilen anekdotisch 
und überspitzt sein. Es geht mir aber nicht um 
oberflächliche Schuldzuweisungen. Das Pro-
blem wurzelt tiefer und bei einigen der Kritik-
punkten muss sich der Autor dieses Beitrags 
auch selbst einbeziehen. 

�	 Heimann 2016

2.	 Die Erzählung vom Wohlfahrtsstaat und 
das progressive Dilemma 

Mein wesentlicher Hinweis lautet, dass 
es nicht funktionieren wird, den alten „Deu-
tungsrahmen Wohlfahrtsstaat“ der Sozialde-
mokratie wieder zu aktivieren. Wir müssen 
ihn unter Einbeziehung moderner aufstre-
bender Gruppen neu begründen und die 
Entfaltung der Produktivkräfte in der sich 
wandelnden Arbeitsgesellschaft als zentrales 
Element eines solchen Deutungsrahmens be-
greifen. 

Für zumindest die westdeutschen und ge-
werkschaftlich-sozialdemokratischen Teile der 
Linken ist das „goldene Zeitalter“ der Nach-
kriegsjahrzehnte immer noch der analytische 
und wohl auch emotionale Bezugspunkt. 
So ziemlich alle Kritiken des Jetzt nehmen 
Bezug auf den Wandel des Kapitalismus im 
Übergang vom keynesianischen Wohlfahrts-
staat zum liberale(re)n Kapitalismus seit den 
1980er Jahren. Die wesentlichen Stichworte 
sind bekannt: Globalisierung, sektoraler Wan-
del hin zu mehr Dienstleistungsarbeit, Dere-
gulierung, Privatisierung, Finanzialisierung 
und in der Summe eine Zunahme der Un-
gleichheit. Die Verteilungskonflikte werden 
zudem langfristig durch den demografischen 
Wandel und aktuell zumindest kurzfristig 
durch die Flüchtlingsmigration verschärft. 
Der politische Fokus des tradierten „Deu-
tungsrahmens Wohlfahrtsstaat“ liegt im We-
sentlichen auf (Sekundär-)Verteilungsebene, 
verbunden mit der Hoffnung, dass der gute 
alte Wohlfahrtstaat wiederherzustellen sei, 
wenn man an einigen steuer- und sozialpoli-
tischen Stellschrauben drehe. Doch der Struk-
turwandel seit den 80er Jahren hat neue und 
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über den Nationalstaat hinausgehende Ins-
titutionen, Diskurse und Dispositive sowie 
eine veränderte Gouvernementalität u.a. der 
Eigenverantwortung hervorgebracht, die po-
litische Gestaltungsmöglichkeiten begrenz-
en, politische Einstellungen, Verhaltens- und 
Konsummuster prägen und die nicht ohne 
Weiteres durch „Umverteilung“ aus der Welt 
zu schaffen sind. 

Mit dem Wandel des Kapitalismus hat sich 
auch die Klassen- und Milieustruktur ver-
ändert, so dass wir die Klassengesellschaft 
des 21. Jahrhunderts und nicht die des 19. 
Jahrhunderts in den Blick nehmen sollten. 
Auch Parolen wie die einer Spaltung zwi-
schen dem obersten und den restlichen „99 
Prozent“ (Occupy-Bewegung) verstellen den 
Blick für die alten und neuen Spaltungs- und 
Distinktionslinien. Zweifelsohne stellt sich 
die soziale Verteilungsfrage angesichts der 
Entkopplung Vieler vom Wohlstandzuwachs 
und eines zunehmenden und kaum organi-
sierten „Dienstleistungsproletariats“.� Doch 
die sozialen Konfliktlinien werden durch 
weitere verschärft und überlagert. Hierzu 
gehört zum einen die ungleiche Fähigkeit 
und Bereitschaft, sich in den Bewährungspro-
ben des beschleunigten Kapitalismus zu be-
haupten. Peter Glotz sprach schon 1999 von 
„Kulturkämpfen im digitalen Kapitalismus“ 
und wachsenden Konflikten um die Lebens-
führung zwischen Milieus der Beschleuni-
gung und der Entschleunigung.� Offenbar 
sind nicht alle Gruppen in der Gesellschaft 
für diese Hyperindividualisierung bereit oder 
für sie gerüstet. Robert Castel differenziert 
zwischen einerseits „Individuen im Übermaß, 
die sich in ihrer Subjektivität einkapseln, und 
dabei vergessen können, dass sie in einer Ge-
sellschaft leben“ und andererseits „bloßen 
Individuen“, denen die Voraussetzungen für 
gesellschaftliche Unabhängigkeit fehlen.�  
Auch Zukunftsoptimismus und Zukunftspes-

�	 Staab 2014
�	 Glotz 1999
�	 Castel 2011, S. 21

simismus bilden zwei Pole, die nicht allein 
mit sozialen Kategorien zu greifen sind, wie 
eine Studie des Bundesarbeitsministeriums 
über Wertewelten von Erwerbstätigen zeigt.� 
Ein weiterer Konflikt ist der Postmaterialis-
mus. Die Linke und die Neuen Sozialen Bewe-
gungen haben große Verdienste im Einsatz 
für Basisdemokratie, Ökologie, Gleichstellung 
und Multikulturalismus. Doch je mehr sich 
das urbane linksliberale Bürgertum vor allem 
für diese Themen einsetzt und eine kosmo-
politisch-ökologische Lebensführung an den 
Tag legt, wächst die Distanz zu proletarischen 
und verunsicherten Milieus. Es mag zutref-
fen, dass in der für die SPD zentralen „Ar-
beitnehmermitte“ wichtige grundlegende 
Prinzipien wie Leistungsgerechtigkeit und 
ein solidarischer Sozialstaat weiterhin über-
wiegendgeteilt werden. Aber auch in dieser 
„Mitte“ nehmen Statusverteidigungen und 
Abgrenzungen nach unten zu. Der Sozialfor-
scher Carsten Wippermann diagnostiziert zu-
dem eine sich seit Beginn des aktuellen Jahr-
zehntes verschärfende Gabelung der Mitte in 
diejenigen, die nach mehr Konstanz und Ver-
lässlichkeit streben und diejenigen, die flexi-
bel Marktchancen zu ergreifen versuchen.�

Das Zusammenwirken einer „Entdemo-
kratisierung des Kapitalismus vermittels Ent-
ökonomisierung der Demokratie“� und dieser 
soziokulturellen Pluralisierung verschärft die 
demokratische Krise der Repräsentation. Dies 
umso mehr als ökonomische Entwicklungen 
von Teilen der politischen Elite als Sachzwang 
und „alternativlos“ dargestellt werden. Der 
Vertrauensverlust der politischen Eliten und 
das wachsende Partizipationsbegehren der 
Bürger führen in ihrem Zusammenwirken zu 
einer demokratischen Spaltung. Auf der ei-
nen Seite haben wir Lobbyismus, eine (obere) 
Mittelschichtszentriertheit der Leitmedien 
und vieler politischer Entscheider sowie neue 

�	 https://www.arbeitenviernull.de/mitmachen/wertewelten/studie-
wertewelten.html
�	 Wippermann, 2011
�	 Streeck2013, S. 28
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demokratische Formen wie Plebiszite und 
überkomplexe Wahlverfahren, die stärker von 
Bürgern mit einem hohem ökonomischen, 
sozialen und kulturellen Kapital genutzt wer-
den. Am anderen sozialen Ende werden die 
theoretisch vorhandenen Möglichkeiten der 
Einflussnahme praktisch nicht genutzt. Dies 
hat einen Teufelskreis aus sozial selektiver 
demokratischer Beteiligung und einer eben-
so selektiven Responsivität der politischen 
Entscheidungen zur Folge.�

In der Konsequenz führt dies zu einem 
progressiven Strategiedilemma: Falls es das 
Willy-Brandt-Bündnis aus linker Jugend, 
linksliberalem Bildungsbürgertum und Ar-
beitnehmerschaft jemals so gegeben hat– 
heute gibt es das nicht mehr. Man muss nur 
die sozialen Mikrokonflikte im Alltag in den 
Blick nehmen. Das linksliberale Bürgertum 
mag grundsätzlich für soziale Gerechtigkeit 
sein. Aber es wohnt in den sanierten Altbau-
ten, aus denen Kleinverdiener, Rentner und 
Migranten verdrängt werden. Jeder neue Bio-
laden und jedes vegane Hipster-Café ist eine 
kleine Provokation für den im Ex-Arbeiter-
kiez lebenden Handwerksgesellen. Die einen 
investieren strategisch in die Bildung ihrer 
Kinder, die anderen glauben nicht mehr an 
das Aufstiegsversprechen durch Bildung. Da 
politisch wirkmächtige Deutungsrahmen der 
sozialen Frage fehlen, suchen sich diese Kon-
flikte andere, zuweilen antipolitische Bahnen: 
gegen die liberalen Meinungseliten, gegen 
„Genderwahn“, gegen „faule Griechen“ und 
natürlich Migranten. Man muss Peter Sloter-
dijks „psychopolitischen“ Ansatz nicht teilen; 
aber sein schon vor Jahren formulierter Hin-
weis, dass die SPD nicht mehr hinreichend 
in der Lage ist, die Ängste und zuweilen den 
„Zorn“ auch in Teilen der Arbeitnehmerschaft 
aufzunehmen (und man muss hinzufügen: 
konstruktiv in solidarische Politik umzulen-
ken), ist nicht ganz falsch.� Das rechtskon-

�	 Schäfer 2015
�	 Sloterdijk 2006, S. 320 

servative Bürgertum wie ein Alexander Gau-
land (AfD) hat dies erkannt und sieht in den 
verunsicherten Arbeitnehmermilieus seine 
Basis, um mit einer Politik des „Enragement“ 
ihre eigenen Kränkungen des Hinspiels von 
1968 und den Folgen zu verarbeiten und nun 
zum Rückspiel anzusetzen. Die Gegenbewe-
gungen zu Sozialbeziehungen, die zum An-
hängsel des Marktes werden10 können eben 
auch regressiv sein. 

3.	 Strategie- und Resonanzfähigkeit der 
Sozialdemokratie 

Die SPD oszilliert auf Bundesebene nun 
schon seit geraumer Zeit in einem Korridor 
von 20 bis 25 Prozent der Wählergunst und 
fragt sich, warum das so ist. Schon das Fehlen 
einer ernsthaften strategischen Debatte dar-
über kann als Krisen- und Ermattungssymp-
tom gewertet werden. Stattdessen fragt die 
Partei sich, warum sie trotz gutem Programm 
nicht gewählt und gute Regierungsbilanzen 
nicht honoriert werden. Sicher, wenn das Pro-
fil des Kandidaten nicht zur Kampagne passt, 
wie bei der Bundestagswahl 2015 ist das nicht 
gut. Aber das ist nicht der Kern. Sicher, mit ei-
ner als sozial unausgewogen empfundenen 
Politik (wie auch immer man in der Sache zu 
ihr steht) im letzten Jahrzehnt ging Vertrau-
enskapital verloren. Doch der dauerhafte 
Absturz unter die 30-Prozent-Marke setzte 
erst etwa Anfang 2013 ein. Hat die SPD ein 
Erkenntnisproblem? Oder ein Umsetzungs-
problem? Liegt es an inneren Strukturen und 
Blockaden? Oder sind es nicht nur spezifische 
Probleme der SPD, sondern der internationa-
len Sozialdemokratie? 

Zumindest kann man folgende Diagnose 
festhalten: Um Wahlprogramme und -kam-
pagnen und Personen alleine geht es wohl 
nicht. Ganz offenkundig gelingt es der SPD 
nicht mehr „Resonanz“11 zu den sozial und 

10	 Polanyi 1978
11	 Rosa 2016 
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kulturell auseinanderdriftenden Teilen der 
Gesellschaft herzustellen, um einen kompli-
zierten eher sozialpsychologischen Begriff 
zu bemühen. Resonanz gelingt offenbar nur 
noch dort, wo hinreichend Vertrauen und Zu-
trauen in Partei und Personen, gesellschaft-
liche Verankerung, emotionale Bindungen 
an die Wählermilieus, politische Gestaltungs-
ressourcen somit auch ein gemeinsam emp-
fundener Zukunftsoptimismus vorhanden 
sind. Nicht mehr in allen Ländern und Kom-
munen gelingt es, mit dem Profil des sozial-
demokratischen Interessenausgleichs den 
Anspruch einer Volkspartei aufrecht zu erhal-
ten. Insofern hilft die Devise, von Olaf Scholz 
oder Malu Dreyer zu lernen, hieße siegen zu 
lernen, kaum weiter. In anderen Regionen, vor 
allem im Süden und Osten der Republik ist 
womöglich der Fadenriss der Zuschreibung 
der SPD als der zentralen sozialintegrativen 
Kraft im Parteiensystem eingetreten, so dass 
eine Revitalisierung womöglich nur durch ein 
politisches Comeback im Bund zu denken ist. 

Diese „Resonanz“ bekommt die herkömm-
liche Politikforschung mit ihren Kategorien 
wie dem Ann-Arbor-Modell (das nach der Zu-
stimmung zu Kandidat, Programm und Par-
tei fragt) nicht zu fassen. Es ist durchaus ein 
Fortschritt, dass die Politikwissenschaft ihren 
Horizont erweitert und sich der Bedeutung 
von Sprache und Emotionen zuwendet.12 
Doch allzu oft laufen die Vorschläge mancher 
Strategieberater – sofern sie nicht ohnehin 
nur bewundernd auf zynisch-taktische Coups 
wie der asymmetrischen Demobilisierung 
der Union blicken–  auf das Design von neu-
en „Frames“13 oder die Arbeit an einer neuen 
„Erzählung“ hinaus. Ein neuer „Deutungsrah-
men“ muss jedoch mehr sein als nur ein nor-
mativer Sprachcode, der den richtigen „Spin“ 
formuliert. Er muss in der Lage sein, konkur-
rierende politische Diskurse und Dispositive 
zu dekonstruieren und eigene entgegenzu-

12	 Vgl. Korte (Hg.) 2015
13	 Wehling 2016 

setzen. Bei der Arbeit an Hegemonie geht es 
nicht nur um Worte, sondern auch um Dis-
kurswelten und die sie prägenden Milieus, 
Institutionen und Strukturen. Kurzum: um 
politische Macht.14

Wenn wir versuchen zum Kern des Pro-
blems vorzudringen, müssen wir das zu-
nächst das vielfach analysierte Schisma be-
nennen, das darin besteht, dass aus dem 
Wahlkampfslogan „Innovation und Gerech-
tigkeit“ von 1998 nie eine Synthese wurde, 
sondern ein innerparteilich ausgetragener 
Gegensatz. Wenn die SPD noch über so etwas 
wie einen gemeinsamen „Meta-Deutungs-
rahmen“ verfügt, dann ist es der einer indus-
triell geprägten (Fabrik-)Gesellschaft, dem sie 
inhaltlich, habituell und organisationskultu-
rell noch verhaftet ist, der sich aber vom All-
tagsbewusstsein vor allem jüngerer Generati-
onen immer mehr entfernt. Zugleich bietet sie 
drei teils konkurrierende, teils beliebig kombi-
nierte Deutungsrahmen an. Zum einen den 
der „kalten“ Innovations-Sozialdemokratie, 
die industrielle Wertschöpfung im globalen 
Wettbewerb dynamisch entfalten will. Ihre 
Begeisterung für Finanzmärkte und Niedrig-
lohnsektoren hat zwar abgenommen, aber sie 
sieht den Königsweg der Sozialpolitik im indi-
viduellen Empowerment durch Bildung. Zum 
anderen die „warme“ Gerechtigkeits-Sozial-
demokratie, die letztlich in der Verteilungs-
frage den Hauptwiderspruch von fast allem 
sieht. Teils quer dazu liegt die postmateriell-
ökologische Sozialdemokratie, die den Wachs-
tumsimperativ kritisch hinterfragt. 

Auch wenn sich der Konflikt in den letzten 
Jahren entschärft hat, in vielen wichtigen 
Einzelthemen wie dem Mindestlohn und 
der Bürgersicherung weitgehend Einverneh-
men besteht und in Programmdokumenten 
durchaus der Versuch einer Synthese unter-
nommen wurde, bleiben diese Deutungsrah-
men dennoch für sich bestehen. Keiner ist für 

14	 Mikfeld / Turowski 2014
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sich mehrheitsfähig, schon gar nicht dort, wo 
für die SPD der Fadenriss einer Zuschreibung 
als sozialintegrative Volkspartei eingetreten 
ist. Die Suche nach den Ursachen können wir 
auf vier mit einander verbundenen Ebenen 
vornehmen, wobei die Wettbewerbslage im 
veränderten Parteienspektrum hier aus Platz-
gründen außer Acht gelassen wird. 

Erstens: Kein gemeinsames Verständnis 
von der Wirklichkeit 

Die SPD ist keine antikapitalistische Par-
tei. Doch ihre historische Mission sollte es 
sein, den jeweils aktuellen Kapitalismus und 
seine Entwicklungstrends zu verstehen, zu 
kritisieren, herauszufordern und durch Re-
geln und Institutionen einzuhegen. Man 
muss kein Marxist sein, um nachzuvollzie-
hen, dass zunehmende Widersprüche zwi-
schen der Entwicklung der Produktivkräfte 
und den gegebenen Produktionsverhältnis-
sen unsere Gesellschaft immer wieder an 
Weggabelungen führen. Es eröffnen sich 
„Momentum“-Situationen, in der politische 
Entscheidungskonflikte und Machtverhält-
nisse über die weitere Richtung entscheiden. 
Doch über diese Umbrüche gibt es weder 
eine geteilte Analyse, noch einen wirkungs-
mächtigen Streit. Es fehlen das Interesse, die 
Akteure und Orte der Verständigung. Wie 
die SPD beispielsweise zum Finanzkapita-
lismus steht, war über viele Jahre völlig un-
geklärt. Die von Franz Müntefering initiierte 
„Heuschrecken“- Debatte erzeugte große 
Aufmerksamkeit aber endete im Nichts. Als 
die Partei 2007 in der Endphase der Erarbei-
tung des aktuellen Hamburger Grundsatz-
programms war, wurde die Maßnahme einer 
Besteuerung von Finanztransaktionen (für 
sich genommen gewiss kein Allheilmittel) 
von führenden Wirtschaftspolitikern mit 
dem Hinweis abgelehnt, dies sei „linksradika-
le Symbolpolitik“. Nur wenige Monate später 
war die Finanzkrise da. Dieselben Akteure 
forderten nun eine Finanzmarktsteuer, als sei 
es das Selbstverständlichste der Welt. Nun 

mag jede Idee ihre Zeit haben, aber es fehl-
te über viele Jahre die Ernsthaftigkeit in der 
Auseinandersetzung mit der ökonomischen 
Wirklichkeit. Ebenso wenig ist der SPD eine 
eigene Interpretation der Finanz- und Euro-
krise, die Begründung einer Alternative zur 
deutschen Austeritätspolitik und somit zu-
mindest die Chance auf Durchsetzung einer 
sozialen Krisenpolitik für Europagelungen. 
Wurde es wirklich konsequent versucht oder 
ist die Fähigkeit zu Analyse und Strategie 
einem taktischen Lavieren gewichen, das sich 
von tagesaktuellen Stimmungen leiten lässt? 
Wenn die Publizistik heute noch ein Indiz für 
die intellektuelle Aktivität und Substanz ei-
ner Partei ist, sieht es nicht gut aus. Substan-
zielle aktuelle „Werke“ prominenter Sozialde-
mokraten vermisst man. Die Lücke füllt eine  
Sahra Wagenknecht mit ihren Bestsellern 
und Talkshowauftritten. 

Zweitens: Fehlende programmatische Dia-
lektik 

Gerne werden in der SPD Willy Brandt-Zi-
tate als Begründung für alles Mögliche her-
angezogen. So auch sein Satz, die SPD sei 
eine Partei des „Sowohl-als-auch“. Als Günter 
Gaus im Jahr 1964 Willy Brandt in einem In-
terview mit seinem Satz vom viel bemüh-
ten sozialdemokratischen „Sowohl-als-auch“ 
konfrontiert, erwiderte dieser: „Man kann 
heutzutage nur ein guter Realist sein, wenn 
man auch an Wunder glaubt“. Diese produk-
tive Dialektik aus Pragmatismus und Utopie 
ist jedoch verloren gegangen. Auch die Nach-
kriegsprosperität war eine – wenn auch nur 
zeitweise erfolgreiche – Synthese von markt-
wirtschaftlicher Dynamik und dem Ausbau 
sozialer Rechte und politischer Regulierung. 
Heute fehlt eine klare programmatische Stra-
tegie der mit langem Atem ausgestatten pro-
duktiven Auflösung von Zielkonflikten und 
Widersprüchen. Programme sind Forderungs-
kataloge ohne innere Kohärenz und damit na-
türlich auch keine Basis für ein „Narrativ“. Oft 
ist bei Konfliktthemen die Rede von „Chan-
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cen und Risiken“. Aber für wen? Zu oft gehen 
wir konservativen Diskursen und Topoi wie 
der sparsamen „schwäbischen Hausfrau“ auf 
den Leim, in der Hoffnung, sie damit neutra-
lisieren zu können. Um nur ein Beispiel (von 
vielen denkbaren) zu nennen: In der „Födera-
lismuskommisson II“ wurde die Einführung 
der seit 2011 geltenden „Schuldenbremse“ im 
Grundgesetz mitgetragen. Die Verpflichtung 
des Staates auf „Sparsamkeit“ ist nicht nur 
ein (kaum wieder zu ändernder) Verfassungs-
paragraph. Sie ist Gouvernementalität, die 
nicht nur politisches Handeln sondern auch 
Denkweisen prägt. Von einem ernsthaften 
Versuch zumindest eines „Gegengeschäfts“ 
im Sinne eines zugleich durchzusetzenden 
politischen Instruments, das dem Wider-
spruch zwischen wachsenden privaten Ver-
mögen und unzureichenden privaten und vor 
allem öffentlichen Investitionsquoten begeg-
net und dem Ganzen einen anderen „Dreh“ 
gibt, ist mir nichts bekannt. 

Drittens: Strukturen und Personal

Die fehlende Resonanz mit den Bürgern 
und die Repräsentationslücke sind nicht nur 
medial vermittelt. Es wurde viele Male ana-
lysiert, dass die organisatorischen und sozi-
alräumlichen Orte der Verständigung zwi-
schen Partei und Wählern immer weniger 
funktionieren. Und immer wieder wurden 
neue Initiativen der Parteireform entfaltet, 
die aber weniger Wirkung hatten als erhofft. 
Flächendeckend kann man die SPD nicht 
mehr als aktions- und kampagnenfähig be-
zeichnen, auch weil Nachwuchs fehlt. Umso 
mehr wird der „lebendige Ortsverein“ als 
Monstranz hochgehalten, was ja auch nicht 
ganz verkehrt ist, solange man nichts Bes-
seres hat. Das erwähnte progressive Strate-
giedilemma zeigt sich auch hier: Es erfordert 
intensive „Kümmerer“- Energie, um z.B. in den 
sozial benachteiligten Stadtteilen zumindest 
erkennbar zu sein. Zugleich müssten die al-
ten Parteistrukturen längst auf die mobile, 
zeitarme, digitale und vernetzte Gesellschaft 

ausgerichtet werden, auch um attraktiv für 
eine neue Generation zu sein. 

Die Generation „Willy wählen“ war die 
letzte, die mit Generationenerfahrung und 
-anliegen in die SPD eingetreten ist. Wir nach-
folgenden Generationen hatten kein poli-
tisches Generationenprojekt, waren zahlen-
mäßig gering und zudem in vielen Konflikten 
auch um „Innovation“ oder „Gerechtigkeit“ 
verhakt. Als über Einzelinstrumente hinaus-
gehendes gemeinsames Projekt ist vielleicht 
die Energiewende zu nennen, die aber nur 
bedingt auf die SPD einzahlt. Die Post-Kohl-
Generationen in der CDU haben immerhin die 
kulturelle Modernisierung gegen die „Alten“ 
durchgesetzt. Hinzu kommt, dass die Vielfalt 
der Wählerschaft sich nicht mehr im Funkti-
onärs- und Mandatskörper widerspiegelt. In 
der Mitgliedschaft mag es „bunter“ aussehen, 
aber die Selektionsmechanismen begünsti-
gen diejenigen, die über die Ressourcen, die 
Lust und die Machttechniken verfügen, sich in 
innerparteilichen Bewährungsproben durch-
zusetzen. Dies wird durch die Schrumpfung 
nicht besser. Weniger Mitglieder bedeutet: 
weniger Vielfältigkeit und weniger Auslese 
guter Leute. Weniger Wähler und Mandate 
haben wiederum zur Folge, dass die Konkur-
renz um Listenplätze bei Wahlen zunimmt 
und die Bereitschaft Sozialdemokraten „von 
Außen“ in die Parlamente zu holen abnimmt. 
Keinem Mitglied ist es vorzuwerfen, wenn es 
die Gelegenheit nutzt, ein Mandat zu erlan-
gen, auch wenn es nicht zuvor eine Karriere in 
der Wirtschaft, als Betriebsrat, in der Wissen-
schaft oder sozialen Bewegungen hatte. Wir 
brauchen aber wieder mehr solcher Leute in 
Funktionen und Mandaten. Zudem muss die 
Partei sich fragen, welche Karriereförderung 
und Bildung sie für ihre Repräsentanten will. 
Der Verweis auf die Parteischule des SPD-Par-
teivorstands mag etwas platt, aber illustrativ 
sein: In ihrer Anfangsphase wurde „National-
ökonomie“ bei Rudolf Hilferding und Rosa 
Luxemburg gepaukt, heute lehrt im Ausbil-
dungsgang „Kommunalakademie“ jemand 
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vom „Deutschen Empowerment-Institut“ per-
sönliche Karrieretechniken. 

Doch vielleicht liegt die Antwort weniger in 
einer Reform der Organisation, sondern eher 
der politischen Attraktivität für neue Gruppen. 
Ein neues „Solidaritätsprojekt“ ist ohne die 
Arbeitnehmermitte und aufstrebende sozi-
ale Gruppen nicht denkbar. Diese fragen aber 
nicht nur nach der „Verteilung“, sondern nach 
eigener Statussicherheit und der Zukunfts-
fähigkeit der Politik bzw. des Landes in viel-
facher Hinsicht. Strategisch wichtig werden 
die Wissensarbeiter (und auch qualifizierten 
Fachkräfte) vor allem der „Generation Y“, die 
nicht mehr an den Wirtschaftsliberalismus 
glauben, teils eigene Erfahrungen mit „Preka-
rität“ mitbringen und mit den neuen Produk-
tivkräften der digitalen und vernetzten Welt 
aufgewachsen sind. Sie sind offen für eine 
Neukonfiguration von „Innovation“ und „Ge-
rechtigkeit“, die dann aber kein bloßes Zurück 
in den fordistischen Wohlfahrtstaat bedeutet. 
Dass die Ideen der Commons (Gemeingüter) 
sowie eines bedingungslosen Grundein-
kommens (BGE) in dieser Gruppe eine hohe 
Attraktivität haben, zeigt ja das Bedürfnis 
nach neuen solidarischen Lösungen, zugleich 
aber auch die Zweifel, ob die kapitalistische 
Ökonomie von innen und der gute alte Sozi-
alstaat noch reformierbar sind. Wir müssten 
mit ihnen darüber streiten, ob das BGE wirk-
lich die beste Lösung ist oder wir nicht auf 
einen Ausbau von bedarfsgerechteren sozi-
alen Bürgerrechten setzen sollten. Auch wenn 
eine Eintrittswelle wie bei „Willy wählen“ bei 
der kommenden Bundestagswahl ganz si-
cher nicht zu erwarten ist, sollte sich die SPD 
intensiv um diese Gruppe bemühen. Diese 
zu gewinnen löst nicht das Problem der Re-
präsentationskrise in anderen Teilen der Ge-
sellschaft. Aber wir werden sie als Träger und 
Vermittler dafür brauchen „die alte Idee der 
Solidarität intellektuell und sozialmoralisch 
interessant (zu) machen“.15

15	 Bude, S. 71

Viertens: Haltung und Sprache 

Die Entkopplung zwischen Politik und Bür-
gern zeigt sich auch im Gebrauch der Sprache. 
Allein das Thema der abgenutzten, formel-
haften und leidenschaftslosen Sprache der 
Sozialdemokratie wäre einen eigenen Beitrag 
wert. Und man möge bitte Erhard Epplers 
Buch „Kavalleriepferde beim Hornsignal“16 
zur Pflichtlektüre in den Empowerment-Se-
minaren der Parteischule machen. In der Ver-
wendung einer politischen Plastiksprache, die 
immer alles „weiterentwickeln“ will, sind sich 
die etablierten Parteien sehr ähnlich. Der SPD 
ist aber eine klare Werthaltung abhanden ge-
kommen. Wir reden nicht von sozialen Rech-
ten, sondern ganz liberal von Chancen. Auch 
der Unterschied zwischen dem sozialdemo-
kratischen Begriff der Chancengleichheit und 
dem konservativen der Chancengerechtigkeit 
ist kaum noch bekannt. Sozialdemokraten 
die „Eigenverantwortung“ als zentralen Wert 
der SPD hochhalten, haben in Bezug auf ein 
kluges „Framing“ so ziemlich alles falsch ge-
macht. Ähnlich verhält es sich mit den mehr-
fach versuchten Experimenten mit dem mo-
dischen Begriff der „Fairness“. Hierzu bemerkt 
Heinz Bude zu Recht: „Fairness sollen die Libe-
ralen sagen, aber Sozialdemokraten dürfen 
das nicht sagen. Das ist ein Ausverkauf des 
bisschen Kapitals, das sie noch haben“.17 Gan-
ze Kampagnen basierten auf Begriffen wie 
„Mut“ und „Stärke“. Wann genau waren wir 
denn mutig im Sinne unserer Wähler? Doch 
bevor jetzt manche in die Hände klatschen, 
seien weitere Sprachsünden erwähnt. Eine ist 
der politische Paternalismus, der ständig von 
den „kleinen Leuten“ und den „schwachen 
und den starken Schultern“ redet und man 
sich fragt, was der gering entlohnte Security-
Mann und die zierliche Investmentbankerin 
von dieser Metapher wohl so halten. Ebenso 
wenig hilfreich ist die vor allem in der Partei- 
und Gewerkschaftslinken sowie der kritischen 

16	 Eppler 1992
17	 Bude, S. 72 
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Sozialwissenschaft gepflegte Krisenrhetorik, 
der zufolge alles immer schlimmer werde und 
wir längst in einer Abstiegs- oder Prekariats-
gesellschaft leben. Eine so undifferenzierte 
Analyse ist nicht nur empirisch unredlich, sie 
befördert, wenn auch ungewollt, politischen 
Zorn und Apathie.

In der Summe wird daraus ein Strategie-
problem, das im Wesentlichen darin besteht, 
dass die SPD nicht mehr in der Lage ist, sich 
im (nicht konfliktfrei zu denkenden) reso-
nanten Wechselspiel mit relevanten Teilen 
der Gesellschaft auf eine Interpretation so-
zialer Wirklichkeit und die daraus resultie-
renden politischen Schlussfolgerungen zu 
verständigen.

4. Zur spw: Es wäre an der Zeit für ein neu-
es „Theorie“projekt

Die SPD hat den Strukturwandel des Kapi-
talismus seit den 80er Jahren teils machtlos 
über sich ergehen lassen (müssen), teils auch 
affirmativ begleitet und forciert. Dass sich 
am Horizont nun ein neuer digitaler Kapita-
lismus abzeichnet, könnte eine Chance sein. 
Unsere Gesellschaft wird mit neuen Wider-
sprüchen konfrontiert sein und nach neuen 
Antworten suchen. Der Wirtschaftsliberalis-
mus als wichtiger ideologischer Gegenspieler 
hat seine Unschuld und Wirkungsmacht wie-
derum eingebüßt. Die SPD muss die sich bie-
tenden „Momentum“-Phasen der Auflösung 
alter „Gewissheiten“ erkennen und eigene 
Deutungen und Lösungen anbieten. Dies 
geschieht aber nur, wenn dies intellektuell, 
konzeptionell und diskurspolitisch vorberei-
tet wird. Auch die wirtschaftsliberale Wende 
kam in den 80er Jahren schließlich nicht aus 
dem Nichts. 

Vielleicht könnte das Projekt spw hier ei-
nen wichtigen Beitrag leisten, denn viele in 
den letzten Jahrzehnten diskutierten und ent-
wickelten Theorieansätze sind noch frucht-
bar. Allein wäre das spw-Projekt damit ver-

mutlich überfordert. Vor allem darf es nicht 
bei Theorie- und Bildungsarbeit im selbstre-
ferentiellen Kreis bleiben, es muss auch Füh-
rung und Mainstream der SPD mit einbezie-
hen. Zudem kann es nicht nur darum gehen, 
Kritik zu üben bzw. nur Gerechtigkeits- und 
Verteilungsfragen aufzuwerfen. Wir müssen 
der Frage nachgehen, wie die Produktivkräfte 
der digitalen Ökonomie im sozialdemokra-
tischen Sinn zur Entfaltung gebracht werden 
können und eine eigene sozialdemokratische 
Synthese von „Innovation und Gerechtigkeit“ 
zu entwickeln. Uwe Kremers Formulierung 
von den „sozialistischen Potenzialen“, die wir 
in Umbrüchen in den Blick nehmen sollten, 
bleibt hier zentral. 

Vielleicht ist es nun an der Zeit, hinter den 
Kulissen der Tagespolitik ein neues sozialde-
mokratisches Analyse-, Theorie- und Politik-
projekt für den Kapitalismus des 21. Jahrhun-
derts anzugehen. Hier könnte spw als der 
letzte in der Sozialdemokratie verbliebene 
Kreis mit einem solchen Anspruch eine wich-
tige Rolle spielen. Anders als bei früheren 
Initiativen wie den Herforder- oder den 53 
Thesen wäre es möglicherweise gar nicht 
sinnvoll, das „für sich“ bzw. in Abgrenzung zu 
anderen Strömungen in der Sozialdemokratie 
zu tun, sondern im produktiven Dialog (nicht 
zwingend im Einklang) mit ihnen. Denkbare 
Fragen für ein solches Projekt wären: 

Welche progressiven Potenziale für Pro-
duktivität und nachhaltigen Wohlstand bie-
tet der digitale Kapitalismus? Was muss zur 
Entfaltung gebracht werden, wo sind neue 
Ansätze der Einhegung, neue politische Ak-
teure und auch Eigentumsformen erforder-
lich? 

Kann der Moderne Finanz- und Digitalka-
pitalismus eine andere Verteilungslogik und -
politik neu begründen? Es wäre ein möglicher 
Ansatz, sich der „neuen Landnahme“ und 
bestimmter Formen des „Rent Seeking“ anzu-
nehmen. Also der Formen der Aneignung von 
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Wert, die nicht auf eigener produktiver Leis-
tung beruhen bzw. die Vorleistungen der Ge-
sellschaft und des Staates „privatisieren“: Die 
Liste ist lang: Sie reicht von der Wertsteige-
rung der Immobilien in den Städten, die durch 
kulturelle Leistungen der Bürger aufgewertet 
wurden über bestimmte Finanzgeschäfte 
und die Patentierung von Entwicklungen, die 
durch öffentliche Forschung finanziert wur-
den bis hin zur kommerziellen Verwertung 
von Daten und Content den Bürger in den di-
gitalen „Informationsraum“ einbringen. Die 
Thematisierung dieser „Landnahme“ könnte 
einen neuen Diskurs über die Genese von 
Werten, über leistungsgerechte Besteuerung 
aber auch die Bedeutung öffentlicher Güter 
hervorbringen. 

Welche neuen Arbeitsformen und Lebens-
weisen bilden sich heraus und wo liegen die 
progressiven Potenziale jenseits des traditi-
onellen männlichen Normalarbeitsverhält-
nis? Und wie kann ein moderner Sozialstaat 
aussehen, der sowohl den neuen, für sozial-
demokratische Werte offenen Leitmilieus des 
frühen 21. Jahrhunderts als auch denen ge-
recht wird, die sozial und kulturell entkoppelt 
sind? 

Sowohl die hier formulierte Kritik als auch 
die aufgeworfenen Fragen sind mit Blick auf 
das Ziel, kurzfristig wieder 30 Prozent der 
Wähler zu gewinnen sicher unbefriedigend 
bzw. kein hilfreicher und ausreichender Rat-
schlag für Wahlkampfplaner. Gleichwohl ist 
jenseits des Tages- und Wahlkampfgeschäfts 
eine Verständigung darüber nötig, was die 
Mission der Sozialdemokratie im frühen 21. 
Jahrhundert eigentlich sein könnte. 	 ó
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Es hilft, es auszusprechen: Sozialdemo-
kratengehören zur politischen Elite – und 
zwar alle, die von der Kommune bis zum 
Bund Ämter und Mandate bekleiden oder 
auch nur durch ihre Parteiarbeit Einfluss auf 
die Entscheidungen in Räten, Parlamenten 
und Exekutiven nehmen. Sozialdemokraten 
sind Pragmatisten. Die SPD ist eine staats-
tragende Partei. Vor allem ist sie eine Mittel-
schichtspartei. Genauer: eine Partei für die 
Mittelschichtsgesellschaft, jener politischen 
und sozialen Ordnung, in der Armut und ex-
orbitanter Reichtum die Ausnahme sind und 
das Gros der Sozialstaatsbürger ein selbst-
bestimmtes Leben in sozialer Sicherheit füh-
ren kann. All das ist sie aus guten Gründen, 
und übrigens nicht erst seit 1998, 1969 oder 
seit der Verabschiedung des Godesberger 
Programms 1959, sondern ihrem Anspruch 
nach schon seit der Weimarer Republik (Lö-
sche/Walter 1992: 70-76). Keine dieser Eigen-
schaften ist für ihre Misere verantwortlich. Im 
Gegenteil: Eher ist die SPD all das viel zu we-
nig. Es handelt sich um – ungenutzte – Stär-
ken, nicht um Schwächen. 

Genau das bestreiten indes die mehr oder 
weniger wohlwollenden Kritiker der SPD von 
rechts bis links. Beide Seiten dichten der Sozi-
aldemokratie eine historische Rolle als Partei 
der „kleinen Leute“ besonderer Art an, die sie 
heute nicht mehr ausfülle. Das sei nicht nur 
der Grund für ihren eigenen Niedergang, son-
dern auch für den Aufstieg der Rechtspopu-
listen. Im Umkehrschluss gibt es eine Rettung 
vor der AfD und für die SPD nur dann, wenn 
die Sozialdemokraten in ihre alte Rolle zu-
rückfinden, vielleicht auch indem sie die ein-
mal freigesetzten Energien des Populismus 
für sich zu nutzen versuchen. 

Die Renaissance der Mittelgesichtsgesellschaft  
– und der SPD
von Timo Grunden

Doch diese – mittlerweile gängige – Inter-
pretation ist keine stimmige zeitgeschichtliche 
Analyse, sondern politisches Historienkino mit 
zwei unterschiedlichen Plots. Die konservative 
Erzählung spielt auf „Downton Abbey“, jenem 
fiktiven Ort der so erfolgreichen wie kitschigen 
TV-Verharmlosung der englischen Klassen-
gesellschaft. Hätte die Kleine-Leute-SPD ihre 
Ladyschaft, die Kanzlerin, daran gehindert, so 
viele Gastarbeiter aus allen Herren Ländern 
auf das Anwesen zu holen, hätte das politische 
Leben noch jene harmonische Ordnung, die 
der „kleine Mann“ braucht und von „seiner 
SPD“ – dem nationalen Betriebsrat und ihrer 
Majestät loyalen Opposition – auch erwartet. 
Die linke Erzählung mutet dagegen wie eine 
politische Adaption des Drehbuchs zu Mel 
Gibsons „Braveheart“ an: Der Freiheitskampf 
wurde verraten (von wem wohl?), die verblie-
benden Freiheitskämpfer sind isoliert und zer-
stritten, das unterdrückte Volk wendet sich ab 
und sucht Schutz bei neuen Herren.

Gewiss ist die linke „Braveheart-Erzäh-
lung“ meiner polemischen Zuspitzung zum 
Trotz besser begründet als das konservative 
Downton-Abbey-Narrativ. Dennoch führen 
beide Erzählstränge in die Irre. Sie vermuten 
die Wählerpotentiale der SPD an den falschen 
Orten der Gesellschaft und unterschätzen die 
Attraktivität des sozialdemokratischen Ideals 
einer Mittelgeschichtsgesellschaft. Sie be-
ruhen auf „Gerüchten“ über die politischen 
Einstellungen von Menschen im unteren Ein-
kommensdrittel und unterstellen Schnitt-
mengen im Wählerpotential von Rechtspopu-
listen und Sozialdemokratie, die es nicht gibt 
– jedenfalls nicht im vermuteten Umfang. 

Anstatt autoritären und (sozial-)populis-
tischen Versuchungen nachzugeben, sei es 
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aufgrund von Minderwertigkeitskomple-
xen gegenüber den Konservativen oder aus 
Angst vor der AfD und den Linken, muss die 
SPD wieder das bieten, was man von demo-
kratischen Eliten erwarten darf: Politischen 
Führungsanspruch durch Fortschrittsoptimis-
mus und ein Zukunftsbild, das in den Farben 
realistischer Zuversicht gemalt wird. Die öko-
nomische und politisch-kulturelle Gestaltung 
der Einwanderungsgesellschaft ist das Feld, 
auf dem der Parteienwettbewerb der Zukunft 
ausgetragen wird, auf dem die Nationalisten 
geschlagen werden und die Sozialdemokra-
tie reüssieren kann – trotz all ihrer Probleme 
und strategischen Defizite. Gefordert ist der 
Wohlfahrtsstaat, der sein umfassendes Inte-
grationsversprechen wieder einlösen muss. 
Herausgefordert ist die Sozialdemokratie, die 
beweisen kann, dass die offene Gesellschaft 
und ihr Wohlfahrtsstaat stärker, gerechter 
und erfolgreicher sind als alles, was ihre 
Feinde zu bieten haben. Aufstieg, Sicherheit 
und Selbstbestimmung sind für alle möglich, 
die sich anstrengen wollen – für Einwanderer 
und für Einheimische.

Erzählungen von Recht, Ordnung und Klas-
senidentität

„Ganz falsch!“ rufen FAZ-Herausgeber, Ex-
Chefredakteure der Rheinischen Post und an-
dere konservative Publizisten, die der SPD Rat-
schläge erteilen. Sie haben plötzlich ein Herz 
für die „kleinen Leute“ und glauben zu wissen, 
was diese wollen: keine Willkommenskultur, 
keine offene Gesellschaft, keine „Hunderttau-
sende Migranten, die Deutschland bereichern 
sollen“, aber doch nur „Konkurrenten auf dem 
Wohnungs- und Arbeitsmarkt sein werden“ 
(Kohler 2016). Was der „kleine Mann“ wirklich 
wolle sei „Recht und Ordnung.“ Aber genau 
das wollten ihnen die weltfremden Funktio-
näre der SPD nicht geben. So treibe man die 
Arbeiter in die Arme der AfD. Gegen Rechts 
bekomme man sie jedenfalls nicht mehr auf 
die Straße (Reitz 2016). 

Die Herren der konservativen Publizistik 
reden über die SPD und ihre Wählermilieus 
wie Pinguine über den Nordpol. Sie verbreiten 
Gerüchte über den „kleinen Mann“, der – au-
toritär und unselbstständig wie er sei – „alles 
Gute von oben“ erwarte (Reitz 2016) und an-
sonsten zur Intoleranz neige. Abgesehen da-
von, dass die Mehrheit der „kleinen Männer“ 
Frauen mit prekären Jobs im Dienstleistungs-
sektor sind, ist es auch dieser herablassende 
Paternalismus marktliberaler Provenienz, der 
Menschen in die Protestwahl treibt, weil er 
sie zu Objekten sozialpolitischer Erziehungs-
maßnahmen degradiert. An dieser Stelle setzt 
nun die linke „Braveheart-Erzählung“ ein, die 
ich entlang der Argumentation Didier Eribons 
referiere. Der französische Soziologe versucht 
am Beispiel der eigenen Familie zu erklären, 
wie aus Wählern der Kommunisten Anhän-
ger des Front National wurden (Eribon 2016). 
Trotz der überaus wichtigen Unterschiede zu 
Deutschland inspiriert sein überaus lesens-
wertes Buch auch die hiesige Debatte, auch 
weil er besonders eingängig und scharfsinnig 
zu formulieren versteht. 

Eribons Hauptargument ist der politische 
Identitätsverlust. Die „offizielle Linke“ – ge-
meint ist die Sozialistische Partei – habe den 
ehemals kommunistischen Arbeitern den kol-
lektive Identität stiftenden Klassenkampf ge-
nommen. »Nicht mehr von Ausbeutung und 
Widerstand war die Rede (...) Nicht mehr von 
Klassenverhältnissen und sozialem Schicksal, 
sondern von „Zusammenleben“ und „Eigen-
verantwortung“ (Eribon 2016: 120). »Wenn 
man „Klassen“ und Klassenverhältnisse ein-
fach aus den Kategorien des Denkens und 
Begreifens und damit aus dem politischen 
Diskurs entfernt, verhindert man noch lange 
nicht, dass sich all jene kollektiv im Stich ge-
lassen fühlen, die mit den Verhältnissen hin-
ter diesen Wörtern objektiv zu tun haben (...). 
Mit der Wahl der Kommunisten versicherte 
man sich seiner Klassenidentität, man stell-
te diese Klassenidentität durch die politische 
Unterstützungsgeste für die „Arbeiterpartei“ 
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gewissermaßen erst richtig her. Mit der Wahl 
des Front National verteidigt man hinge-
gen still und heimlich, was von dieser Iden-
tität noch geblieben war (... ).« Die Wahl der 
Rechtsradikalen sei ein Akt »politischer Not-
wehr«, der verzweifelte Versuch die eigene 
»Würde« zu verteidigen, »die seit je mit den 
Füßen« getreten werde (Eribon 2016: 122, 123). 

Das erklärt aber noch lange nicht, warum 
die ehemaligen Wähler der Arbeiterparteien 
zu den Rechtsradikalen überlaufen müssen 
(»politische Notwehr«), anstatt zu linksso-
zialistischen oder linkspopulistischen Alter-
nativen. Wenn es wirklich stimmt, dass die 
ehemaligen kommunistischen Arbeiter in 
Frankreich seit „seit je“ „beherrscht“, „unter-
drückt“ und mit »mit den Füßen« getreten 
wurden, zeugt das zunächst einmal nur vom 
Totalversagen der Kommunistischen Partei, 
die für ihre Anhängerschaft offenbar nichts 
erreicht hat. Man darf annehmen, dass ihr 
das auch gar nicht wichtig war. Im Gegen-
teil: Eine pragmatistische Reformpolitik für 
gesellschaftlichen Fortschritt durch kon-
tinuierliche Veränderungen und konkrete 
Verbesserungen wäre schließlich auf etwas 
hinausgelaufen, was Kommunisten verächt-
lich „Sozialdemokratismus“ nennen und das 
die Existenzberechtigung einer Kommunisti-
schen Partei in Frage stellt. 

Zudem beschreibt Eribon nicht den poli-
tischen Mentalitätswandel der Arbeiterklas-
se, sondern nur jenen eines ganz spezifischen 
Milieus, dem „Restproletariat“ (Walter 2006), 
das den Aufstieg in die Mittelschichtsmilie-
us der Angestellten und Facharbeiter nicht 
geschafft hat bzw. nicht schaffen konnte. 
Die Aufsteiger fürchten heute, dass sie ih-
ren sozialen Status wieder verlieren. Für die 
Bundesrepublik und die deutsche Sozialde-
mokratie sind jene Arbeitnehmergruppen 
bedeutsamer, die durch den Strukturwandel 
von der Industrie in den Dienstleistungssek-
tor mit geringeren Löhnen und weniger Si-
cherheit gedrängt wurden. Sie machen das 

Gros derer aus, die gemeinhin als „kleine Leu-
te“ bezeichnet werden und denen man nun 
eine Affinität für den Rechtspopulismus un-
terstellt. Warum aber wenden sie sich nicht 
der Linken zu? Weil in diesen Milieus – trotz 
ihrer Entfremdung von der SPD – noch im-
mer die Werte und Ideale der sozialdemo-
kratischen Arbeiterbewegung lebendig sind: 
Recht auf sozialen Aufstieg und soziale Si-
cherheit durch Leistungsgerechtigkeit, Leis-
tungswillen und Bildung. Die politische Kul-
tur der linkspopulistischen Systemopposition 
– „Klassenkampf“ und „Klassenidentität“ um 
ihrer selbst willen – ist ihnen genauso fremd 
wie die aggressive Rhetorik notorischer Isra-
el-Hasser und DDR-Unrechtsverharmloser.

Gerüchte über den „kleinen Mann“

Nichts verärgert Menschen im unteren 
Einkommensdrittel mehr als sie „kleine Leu-
te“ zu nennen. Dass die SPD in diesen Wähler-
milieus nur noch selten die Mehrheitspartei 
ist, liegt auch daran, dass Sozialdemokraten 
das immer noch tun, sie vor allem aber so be-
handelt haben. Diese Menschen wollen eben 
nicht „klein“ sein, sondern gleichberechtigte 
(Sozial-)Staatsbürger, die ein Leben in Selbst-
bestimmung und sozialer Sicherheit führen 
können. Stattdessen scheint es so, als sei ihr 
Abstand zur Mitte der Gesellschaft größer als 
zu Flüchtlingen und Migranten, also zu Men-
schen die (noch) keine Bürger dieses Landes 
sind. Mit den Flüchtlingen kehren diese Ex-
klusionserfahrungen in das politische Be-
wusstsein zurück und werden in der Wahlka-
bine gerächt. Aber das gilt längst nicht für die 
Mehrheit der Wählerinnen und Wähler aus 
diesen Gruppen. 

Dass Menschen mit geringer Formalbildung 
und geringen Einkommen ein natürliches 
Wählerreservoir für Nationalisten, Rassisten 
und Reaktionäre bilden, ist ein gefährliches 
Gerücht, weil es dazu verleitet, die Einstellun-
gen einer politisch verhaltensauffälligen Min-
derheit – pars pro toto – zum Orientierpunkt 
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(sozial-)demokratischer Politik zu machen. 
Nur weil man Koch, Verkäuferin oder arbeits-
lose Alleinerziehende ist, heißt das noch lange 
nicht, dass man gegen Offenheit, Toleranz und 
ein humanes Asylrecht stimmt (Yendell/De-
cker/Brähler 2016). Bei den Landtagswahlen 
vom März 2016 wählten zwischen 20 und 
35 Prozent der Arbeiter und Arbeitslosen die 
AfD. Zwei Drittel bis 80 Prozent taten das aber 
nicht! Auch ist die AfD mitnichten die Erbin des 
sozialdemokratischen Wählerreservoirs, ob-
wohl nach einer Forsa-Analyse immerhin ein 
Drittel ihrer gegenwärtigen Sympathisanten 
Haushaltseinkommen im Niedriglohnbereich 
beziehen. Das ist aber nicht das klassische 
SPD-Klientel und war es auch nie (schon in der 
Weimarer Republik hatte die SPD unter den 
Angestellten zeitweise mehr Anhänger als 
unter den Arbeitern; (Walter 2006, 2009: 61-
73). Nur etwa 25 Prozent ihrer Sympathisanten 
zählen zur ehemals SPD-affinen Gruppe der 
unteren Mittelschichten mit Haushaltsein-
kommen von 70 bis 100 Prozent des Medians. 
42 Prozent erzielen Einkommen über dieser 
Marke, die Hälfe davon zählt zur Oberschicht 
mit Einkommen von über 150 Prozent (FAZ.net 
v. 30. Mai 2016).

Ausländerfeindliche, autoritäre oder an-
tisemitische Einstellungen finden sich un-
ter Deutschen mit geringeren Einkommen 
oder Bildungsabschlüssen zwar häufiger als 
im Durchschnitt der Bevölkerung. Dennoch 
können auch in diesen Gruppen – je nach 
Fragestellung – deutliche Mehrheiten von 70, 
80 oder 90 Prozent zu den „demokratischen 
Milieus“ gezählt werden (Dcker/Kies/Eggers/
Brähler 2016). So banal es klingt, die wichtigs-
te „erklärende Variable“ für die Wahl nationa-
listischer und rassistischer Parteien ist eine 
nationalistische und rassistische Einstellung 
(was übrigens bei Eribon auch sehr deutlich 
wird), die nicht unmittelbar an den Sozialsta-
tus gebunden ist.

Es geht hier nicht darum, das Ausmaß xe-
nophober Einstellungen zu bagatellisieren. 

Aber der Muslime hassende „kleine Mann“ 
ist für die SPD schlichtweg nicht erreichbar; 
und die von sozialen Ungerechtigkeiten frus-
trierte Mehrheit der Geringverdiener wird 
nicht deshalb zur SPD zurückkehren, weil ihr 
plötzlich islamophobisch angehauchte Politi-
kangebote unterbreitet werden oder ihr eine 
proletarische Klassenidentität angeboten 
wird. Über die Mehrheit der deutschen Wäh-
ler im unteren Einkommensdrittel lässt sich 
das gleiche sagen, wie es der Historiker Tho-
mas Frank über die entsprechenden Milieus 
in den USA getan hat: „Es geht um Leute, die 
nicht so begabt sind [um in Princeton oder 
Yale zu studieren /TG]. Sie sind immer noch 
Amerikaner, sie sind produktiv. Sie wollen 
Teil der Mittelschicht sein und sie haben ein 
Recht darauf“ (Frank 2016).

„Der Sozialismus, von dem wir träumen“

Was aber wünscht man sich genau, wenn 
man Teil der Mittelschicht sein will? Ent-
scheidender als die oft verwendete statis-
tische Definition von 70 bis 150 Prozent des 
Medians der Haushaltseinkommen ist das 
begründete Gefühl, aufgrund eigener Leis-
tungen einerseits sowie dem Schutz der so-
zialstaatlichen Institutionen andererseits in 
einer Sphäre sozialer Sicherheit zu leben, die 
Teilhabe an ökonomischer Prosperität und 
demokratischer Mitbestimmung verspricht. 
Die „Mittelschichtsgesellschaft“, die geringe 
soziale Ungleichheit mit individueller Selbst-
bestimmung verbindet, kommt den gesell-
schaftspolitischen Zielen der reformistischen 
Sozialdemokratie deshalb nahe, weil in ihr die 
„herrschende Klasse“ der Bourgeoise durch 
die „Mehrheitsklasse“ (Dahrendorf 1992: 45) 
der aufsteigenden Arbeiter und Angestell-
ten als gesellschaftliches Machtzentrum ab-
gelöst wird. Mit Hilfe eines demokratischen 
Staates, so schon Ferdinand Lassalle, werden 
die Arbeiter „eine Summe von Bildung, Macht 
und Freiheit erlangen, die ihnen sämtlich als 
einzelnen schlechthin unersteiglich wäre.“ 
(zit. n. Potthoff/Miller 2002: 34).
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Das demokratische und reformistische Kal-
kül wird sich nach dem Zweiten Weltkrieg als 
richtig erweisen. Dank der wohlfahrtsstaatli-
chen Expansion gelingt die soziale Integration 
der „Arbeiterklasse“. Die Klassengesellschaft 
verwandelt sich in eine Mittelschichtsgesell-
schaft, die Sozialdemokratie in eine Partei der 
demokratischen Mittelschichtsmilieus, die 
ihren Wählerinnen und Wählern den Aufstieg 
und Verbleib in der gesellschaftlichen Sphä-
re sozialer Sicherheit verspricht. Die Kunde 
vom Erfolg der europäischen Sozialdemokra-
tie dringt auch durch den eisernen Vorhang, 
wie Egon Bahr in seinen Memoiren zu berich-
ten weiß: »Als ich von Palmes Frage erzählte, 
was er denn für seinen nächsten Wahlkampf 
nach allem Erreichten noch fordern könne, 
bemerkte Leo [sein sowjetisches Pendant im 
„Kanal“ zwischen Bonn und Moskau / TG]: 
„Die Schweden haben eigentlich schon den 
Sozialismus, von dem wir träumen.“« (Bahr 
1999: 551).

Nun leidet heute keine sozialdemokra-
tische Partei mehr unter den Problemen eines 
schwedischen Premiers zu Beginn der 1970er 
Jahre. Die Bundesrepublik ist ein Land, indem 
die Ungleichheit der Vermögen und Einkom-
men zu groß und die Chancen auf sozialen 
Aufstieg zu gering sind. Es ist ein Land, dessen 
Mittelschichten ihren materiellen Wohlstand 
für unsicher halten, deren Lebensentwürfe 
oft an den Realitäten einer flexibilisierten 
Arbeitswelt scheitern und die an der Unbe-
rechenbarkeit der eigenen Biographie leiden 
(Bude 2014). Die große Herausforderung der 
Sozialdemokratie ist heute die Frage, ob und 
wie es ihr gelingen kann, die soziale Realität 
ihrem Ideal der Mittelschichtsgesellschaft 
wieder anzunähern. Die Diskussion entspre-
chender wirtschafts-, sozial- und finanzpoli-
tischen Strategienbeanspruchte den Raum 
eines eigenen Artikels. Woher aber soll die 
demokratische Unterstützung für eine mo-
derne Politik der sozialen Gerechtigkeit kom-
men? Wer auf einen neuen „Klassenkampf“ 
von unten hofft, wird sich neben Wladimir 

und Estragon unter den Baum setzen müs-
sen. Die gesellschaftliche Basis einer starken 
SPD, die das Land in die Renaissance der Mit-
telschichtsgesellschaft führen will, werden 
nur die Mittelschichten selbst sein können. 
Die wohlfahrtsstaatliche Expansion hat sie 
einst hervorgebracht. Heute bestimmen sie 
Ausmaß und Richtung wohlfahrtsstaatlicher 
Interventionen. Ohne die Unterstützung 
dieser nach wie vor wahlentscheidenden 
Gruppen, wird es nicht gelingen, eine Politik 
der sozialen Gerechtigkeit für das untere Ein-
kommensdrittel durchzusetzen. Die großen 
Schwierigkeiten, die Barack Obama bei der 
Durchsetzung seiner Gesundheitsreform hat-
te, illustrieren diesen Zusammenhang. Wer 
nicht von staatlichen Investitionen, Dienst-
leistungen und Sicherungssystem profitiert, 
sondern sie auf dem Markt kaufen muss, ist 
nicht bereit über seine Steuern staatliche Hil-
fe für Benachteiligte zu finanzieren. 

Kurzum: Der Wohlfahrtsstaat muss im-
mer auch ein Wohlfahrtsstaat für die Mittel-
schichten und ihre Bedürfnisse sein. Andern-
falls werden ihre Interessen gegen jene des 
unteren Drittels ausgespielt. Wohlfahrtsstaa-
ten, die sich auf „Bedürftige“ konzentrieren, 
sind immer nur schwache Wohlfahrtsstaaten 
des liberalen bzw. angelsächsischen Regimes.

Acht Millionen Stimmen

Die Zielgruppen der Sozialdemokratie sind 
jene „demokratischen Milieus“, von denen be-
reits die Rede war. Wählerpotentialanalysen 
für den SPD-Parteivorstand beziffern das 2013 
nicht ausgeschöpfte, aber immer noch mobi-
lisierbare Reservoir zusätzlicher Stimmen auf 
über acht Millionen. Diese Wählerinnen und 
Wähler zeichnen sich durch relativ homogene 
Einstellungen und Erwartungen aus: Sie sind 
pro-europäisch und unterstützen eine Politik 
gegen soziale Ungleichheit. Für sie bedeutet 
soziale Gerechtigkeit vor allem Leistungsge-
rechtigkeit, die sich in materieller und imma-
terieller Anerkennung niederschlagen muss. 
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Der Wohlfahrtsstaat soll sozial Benachteiligte 
„stützen“, aber nicht „tragen“. Er soll die viel-
fältigen Formen und Vorstellungen eines ge-
lingenden Lebens gleichermaßen absichern, 
aber nicht vorgeben, wie ein „partnerschaft-
liches“ Familienleben oder eine „solidarische“ 
und „nachhaltige“ Lebensführung auszuse-
hen hat. Der Staat ist Partner, nicht Patron. Er 
überlässt seine Bürger nicht der kalten neoli-
beralen „Eigenverantwortung“, behandelt sie 
aber auch nicht als Mündel. 

Zusammenhalt und Solidarität bedeuten 
den Wählerinnen und Wählern des SPD-Po-
tentials viel, denn nur durch die Verwirkli-
chung dieser Werte, erlangen sie das, was 
ihnen am wichtigsten ist: Selbstbestimmung. 
Sie wollen ein weltoffenes und tolerantes 
Land und erkennen in Einwanderung eine 
Chance. Angesichts der Aggressivität, mit der 
die Feinde der offenen Gesellschaft ins Feld 
ziehen, erwarten sie schlagkräftigen Wider-
stand und reagieren überaus allergisch, wenn 
(sozialdemokratische) Politiker mit dem rech-
ten Blinker spielen.

Kurzum: Die potentiellen Wähler der SPD 
denken und fühlen weitaus sozialdemokra-
tischer als man am linken und rechten Rand 
der Sozialdemokratie gemeinhin glaubt. 

Warum aber sind diese Gruppen (noch) 
nicht Wählerinnen und Wähler der SPD? 
Weil es die Partei bisher versäumt hat, ein 
Zukunftsbild zu entwerfen, das der SPD wie-
der ein Profil mit Alleinstellungsmerkmalen 
verleiht. Die Flüchtlingsmigration hat die 
deutsche Gesellschaft aus ihrer Gegenwarts-
fixierung gerissen, die die Kanzlerin meis-
terhaft zu pflegen verstand. Jetzt zwingen 
die Einwanderer das Land dazu, sich endlich 
den ökonomischen und sozialen Problemen 
zu stellen, die schon vor der jüngsten Migra-
tionsbewegung einer Lösung harrten. Jeder 
Integrationsplan wird ein sozial- und wirt-
schaftspolitischer Deutschlandplan sein 
müssen.

Gleichwohl: Man kann sozialer und libe-
raler Demokrat sein, ohne ein Narr zu sein. 
Die Akzeptanz von Einwanderung und der Zu-
sammenhalt der Einwanderungsgesellschaft 
beruhen gleichermaßen auf Werten und Nor-
men, die von beiden Seiten – von Einwander-
ern und Einheimischen – geteilt und befolgt 
werden. Und tatsächlich: In Gruppendiskussi-
onen und Tiefeninterviews, die in Nordrhein-
Westfalen mit Wählern zur Flüchtlingspolitik 
durchgeführt wurden, schauen die Wähle-
rinnen und Wähler aus dem SPD-Potential 
mit gemischten Gefühlen auf die Migranten 
muslimischen Glaubens. Ihre Sorgen kreisen 
um die Meinungs- und Religionsfreiheit, um 
die Zukunft der toleranten und friedlichen 
Gesellschaft, um die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau, um die Rechte von Schwulen 
und Lesben, um individuelle Selbstbestim-
mung im Allgemeinen und sexuelle Selbstbe-
stimmung im Besonderen. Ist der Staat wil-
lens und fähig, „unsere“ liberalen Werte im 
Zweifelsfall auch durchzusetzen? 

Die besorgten Blicke mögen sich auf mus-
limische Einwanderer richten. Aber die Sor-
gen selbst kreisen um den Erhalt der offenen 
Gesellschaft und um jene Errungenschaften 
der letzten 50 Jahre, die AfD-Chef Meuthen 
als Irrwege des links rot-grünen versifften 
68er Deutschlands bezeichnet. Das ist die 
Pointe der referierten Studien: Die AfD bläst 
zum Sturm auf Werte und Institutionen, die 
die Mehrheitsgesellschaft verteidigen will. 
Die Führer der AfD glauben wirklich, dass ihre 
hässliche Kreuzung aus ökonomischem Neo-
liberalismus und völkischem Nationalismus 
eine Verlockung für die schweigende Mehr-
heit der Deutschen sei, wenn nicht gar die 
Essenz aller ihrer politischen Sehnsüchte. Die 
AfD ist fremd im eigenen Land.

Du bist nicht allein!

Die demokratischen Mehrheitsmilieus in 
Deutschland verlangen nach einem realis-
tischen, aber gleichwohl optimistischen Zu-
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kunftsentwurf. Die programmatisch und ide-
ologisch entkernten Unionsparteien werden 
ihn nicht liefern. Ihre Zukunftsversprechen 
enden mit schwarzen Nullen und PKW-Maut-
systemen. 

Die optimistische und realistische Zu-
kunftserzählung für Deutschland handelt 
von einem Land, indem die enormen Produk-
tivitätsfortschritte der digitalen Ökonomie 
in Kaufkraft für alle verwandelt werden. Es 
ist ein Land, das wirtschaftlich und techno-
logisch zur Spitzengruppe der Welt gehört. 
Es ist ein Land mit Vollbeschäftigung, indem 
die Mitte wieder wächst und die Aussicht auf 
sozialen Aufstieg weitaus realistischer ist als 
die Angst vor dem Abstieg. Ein Kind ist für 
eine alleinerziehende Köchin kein Armutsri-
siko und für eine alleinerziehende Akademi-
kerin kein Karriere-Hindernis mehr. Gute und 
bezahlbare Wohnungen sind wieder der Nor-
malfall, kein Glücksfall. Junge Eltern müssen 
sich nicht mehr fragen, wie viel Familienzeit 
ihr Job erlaubt. Stattdessen werden sie ge-
fragt, wie sich ihr Job an ihre Vorstellungen 
eines gelungenen Familien- und Arbeitsle-
bens anpassen lässt. Wem das Leben aus den 
Händen gleitet, fällt nicht ins Bergfreie, son-
dern erhält eine zweite oder dritte Chance.

Die Ära einer Politik jenseits von Links und 
Rechts (Giddens 1997), des Fahrens auf Sicht 
von Alternativlosigkeit zu Alternativlosigkeit, 
geht zu Ende. Die Sozialdemokratie muss 
wieder die alten Tugenden der Arbeiterbe-
wegung verkörpern: Fortschrittsoptimismus 
und Solidarität.

Es wird Morgen in Deutschland und Du bist 
nicht allein!	 ó
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Der Kapitalismus  bildet nur eine kur-
ze Klammer in der langen Geschichte der 
Menschheit; freilich eine entscheidende 
Klammer, denn sie hat die materiellen (die ge-
waltige Entwicklung der Produktivkräfte und 
der wissenschaftlichen Kenntnisse) und die 
kulturellen Bedingungen hervorgebracht (die 
Affirmation der Moderne, die auf dem Prinzip 
beruht, dass die Menschen ihre Geschichte 
selbst machen und damit das traditionelle 
Prinzip der Treue zu den Glaubensformen der 
Vorfahren ersetzen), die die Vorstellung einer 
kommunistischen Zukunft erlauben. Diese 
wird aufgefasst als eine höhere Etappe der 
universalen Zivilisation, die die Konkurrenz im 
Dienste des schnellen Profits durch die Werte 
der Gleichheit und Solidarität ersetzt. 

Doch hat heute die menschliche und ver-
nünftige Option zugunsten des Kommunis-
mus (nach einem langen sozialistischen Über-
gang) keinen Rückenwind. Die Allgemeinheit 
scheint sich sicher zu sein, dass man in der 
Gegenwart leben, seinen individuellen Platz 
behaupten und darauf verzichten muss, die 
Zukunft zu denken. In dieser Atmosphäre willi-
ger Resignation geben die Völker das kollektive 
Handeln auf, das nötig und möglich ist, um 
„die Welt zu verändern“. Sie verzichten folglich 
auf die unerlässliche Ausübung ihrer souve-
ränen Rechte auf Demokratie und gehen auf 
Abstand zur „Politik“. Die Hindernisse schei-
nen ihnen unüberwindbar, umso mehr, als sie 
– ausnahmsweise – ein paar Siege im Rahmen 
ihrer nationalen Institutionen davontragen, 
wobei die Zwänge der Globalisierung ihre 
Hoffnungen schnell wieder zunichte machen. 
Sie sind folglich allzu bereit, den angeblich 
„antipolitischen“ populistischen Ideologien 

�	 Aus dem Französischen von Peter Jehle, geb. 1954, Privatdozent für Ro-
manische Philologie an der Uni Potsdam, Übers. und Mithg. von Gramscis 
Gefängnisheften, Mithg. der Zs. „Das Argument“ und des „Historisch-kri-
tischen Wörterbuchs des Marxismus“.

Herbst des Kapitalismus, Frühling der Völker?1

von Samir Amin

Glauben zu schenken, die ihnen neue, auf die 
Wiederkehr des Vergangenen gerichtete Illusi-
onen einflößen.

Und doch ist die heutige globalisierte kapi-
talistische Gesellschaft bereits unübersehbar 
in eine systemische Krise geraten, die sie nicht 
überwinden wird, ohne die fundamentalen 
Axiome des Kapitalismus selbst in Frage zu 
stellen. Der Herbst des Kapitalismus wird aller-
dings nur dann zum Frühling der Völker wer-
den, wenn diese die Resignation überwinden 
und sich für die demokratische Ausübung ih-
rer Autonomie in einer klugen und wirksamen 
Strategie des sozialistischen Übergangs zum 
Kommunismus engagieren. 

Die Völker haben in der Vergangenheit in 
Systemen von langer Dauer gelebt, die hun-
derte, ja tausende von Jahren Bestand hatten. 
Anders die vom Kapitalismus zurückgelegte 
Strecke: eine lange, sein Aufblühen vorberei-
tende Inkubation (zehn Jahrhunderte), eine 
kurze glänzende Blütezeit (das 19. Jahrhun-
dert) und ein langer Niedergang, der bereits 
das gesamte vergangene Jahrhundert andau-
ert und noch lange so weitergehen kann. 

Die Bildung von Monopolen am Ende des 
19. Jahrhunderts beendete die Transparenz 
der Marktkonkurrenz und ersetzte sie durch 
das Dunkel einer manipulierten Geschäftsfüh-
rung durch die Monopole. Diese Bewegung 
beschleunigte sich im Laufe des letzten Drit-
tels des 20. Jahrhunderts. Die Zentralisierung 
der Kontrollmacht der Monopole hat alle wirt-
schaftlichen Aktivitäten auf den Status von 
Zulieferern reduziert; der durch diese Aktivi-
täten geschaffene Wert wird abgeschöpft und 
in Monopolrente verwandelt. 

Dieses System steckt in einem fatalen Wi-
derspruch. Mit der – ständig wachsenden 
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– Ungleichheit in der Verteilung von Einkom-
men und Reichtum kann eine größer wer-
dende Masse der Monopolrente nicht mehr 
in die Finanzierung des Wachstums angelegt 
werden und muss die Flucht nach vorne hin 
zu Finanzspekulationen antreten. Die normal 
verlaufenden Krisen des Kapitalismus hatten 
die Form eines U; dieselbe Logik, die zur Rezes-
sion geführt hatte, sorgte nach einer kurzen 
Periode begrenzter Restrukturierung für den 
Wiederaufschwung. Unsere systemische Krise 
hat die Form eines L, d.h. dass die Logik, die sie 
verursacht, nicht mehr zu ihrer Überwindung 
taugt; die dafür nötigen strukturellen Verän-
derungen sind inakzeptabel, denn sie müssten 
die Vorteile der Monopole selbst abschaffen. 
Diese haben sich alle Machtpositionen ge-
sichert: Die Aufrechterhaltung ihrer ökono-
mischen Macht wird fortan garantiert durch 
die Ausübung ihrer exklusiven politischen 
Macht. Es gibt mithin keinen möglichen Aus-
weg aus der systemischen Krise als die sozi-

alistische Option. Es handelt sich nicht mehr 
um einen Ausweg aus der Krise des Kapitalis-
mus, sondern um einen Ausweg aus dem Ka-
pitalismus in der Krise.

Die Möglichkeit, sich des fatalen Charak-
ters dieses Widerspruchs tatsächlich bewusst 
zu werden, wird durch den Diskurs des „Neo-
liberalismus“ verhindert, der behauptet, die 
Märkte würden sich selbst regulieren. Das 
ist wissenschaftlich falsch, aber das liberale 
Virus hat die Öffentlichkeit davon überzeugt! 
Nichts widersetzt sich der Ausübung der poli-
tischen Macht der Finanzoligarchie (das „eine 
Prozent“, von dem bei Occupy Wall Street die 
Rede war). Die politischen Parteien, die rech-
ten wie die linken, die sich um die Fahne des 
Ordo-Liberalismus geschart haben, verlieren 
ihre Glaubwürdigkeit und geben dem Auf-
stieg der „Anti-Politik“ Nahrung. Die Wahlen 
sind bedeutungslos geworden; für diejenigen, 
die das Sagen haben, sind sie ohnehin nur in-

www.geheimdienste-vor-gericht.de

22.10.16
Forum Geheimdienste und Demokratie 
10 Uhr | Humboldt-Universität 
Theaterinszenierung
19.30 Uhr | Maxim Gorki Theater

G_H_IMDI_NST_
VOR G_RICHT

Kriminelle V-Leute, illegale Abhörpraktiken, 

machtlose Kontrolleure.

      Was muss sich ändern?



68 spw 4 | 2016

ó ó Im Fokus

Ausgabe_171_2a.indd   10 26.05.09   14:07

sofern „legitim“, als sie den Bedürfnissen des 
sogenannten Marktes entsprechen. Die reprä-
sentative Demokratie mit Wahlen und meh-
reren Parteien schafft ab, was die Ausübung 
des demokratischen Rechts in seinem Wesen 
ausmacht: das Recht, das System zu verän-
dern. Die Demokratie niedriger Intensität 
bahnt dem Erfolg der demagogischen Reden 
der neofaschistischen Populismen und der 
auf die Vergangenheit gerichteten Illusionen 
den Weg. 

Da es auf diese Weise unmöglich gewor-
den ist, das System politisch in Frage zu stel-
len, kann der fatale Widerspruch dadurch im 
Zaum gehalten werden, dass Kontrollmittel 
der Globalisierung von extremer Gewalttätig-
keit zum Einsatz kommen. Das weltweite Aus-
greifen des Kapitalismus wirkte von Anfang an 
polarisierend. Die Zentren des Systems – die 
imperialistischen Mächte – gestalten die Glo-
balisierung durch Politiken, die auf jede ihrer 
Entwicklungsetappen genau zugeschnitten 
sind. Die Peripherien werden auf diese Weise 
zu einer ständigen strukturellen Anpassung 
gezwungen. Der Imperialismus und der his-
torische Kapitalismus sind untrennbar. Heute 
erfüllt der weltweit gewordene Ordo-Libera-
lismus diese Funktion. 

Der Widerspruch zwischen den Natio-
nen und Völkern der Peripherien und den 
herrschenden Klassen der imperialistischen 
Zentren ist zum wichtigsten treibenden Wi-
derspruch der möglichen Veränderung der 
Welt geworden. Der Süden ist die „Zone der 
Stürme“, und es ist kein Zufall, wenn die ers-
te Welle von Revolutionen im 20. Jahrhundert 
im Namen des Sozialismus von Russland (dem 
„schwächsten Kettenglied“, wie Lenin sagte) 
und China ausgegangen ist und mit den na-
tionalen Befreiungen in Asien und Afrika eine 
abgeschwächte Form angenommen hat. 
Heute ließe sich ein remake dieser Geschich-
te entwerfen, insofern dem neuen kollektiven 
Imperialismus der Triade (USA, Europa, Ja-
pan) die Mittel fehlen, um die Beherrschung 

der Welt mit ihren Finanzmonopolen anders 
denn durch den permanenten Krieg gegen 
die widerspenstigen Nationen und Völker des 
Südens aufrechtzuerhalten. Das Ziel dieser In-
terventionen besteht nicht mehr darin, lokale 
Mächte zu installieren, die für einen arbeiten, 
sondern die betreffenden Gesellschaften zu 
zerstören, wie man am Irak, an Libyen, Syrien 
und am Kongo sehen kann.

Ein remake des 20. Jahrhunderts entspricht 
nicht den Anforderungen unserer Zeit. Der 
Kapitalismus verfährt nicht mehr im Modus 
„schöpferischer Zerstörung“, wie Schumpeter 
sich vorstellte. Seine dreifach zerstörerische 
Dimension, vom Individuum (das auf den Sta-
tus des Konsumenten reduziert ist) über die 
Natur hin zu ganzen Gesellschaften und die 
Mittel, die ihm für diese massive Zerstörung 
zur Verfügung stehen, machen eine von allen 
Völkern des Nordens und des Südens getra-
gene sozialistische Strategie nötig, ein koor-
diniertes Vorgehen souveräner, nationaler, 
popularer Projekte, mit denen der Prozess 
der globalen Transformation in Gang gesetzt 
werden könnte. Falls es nicht gelingt, wird das 
Schlimmste wahrscheinlich: die Etablierung 
neofaschistischer Systeme in Nord und Süd. 

Bucharin sagte, die Revolutionäre seien Op-
portunisten mit Prinzipien; sie verstehen es, 
die Gelegenheit einer revolutionären Situation 
beim Schopf zu packen. Wir sind in dieser Situ-
ation, doch die Gelegenheit wird ungenutzt 
bleiben, wenn den radikalen Linken der dafür 
nötige Mut fehlt.	 ó

û  Samir Amin, geboren am 04.09.1931 in Kairo, ist Wirtschaftswissen-
schaftler. Er war Professor und Direktor am Institut africain de développe-
ment éonomique et de planification (IDEP) und Professor an den Universi-
täten Poitiers, Dakar und Paris. Er ist Direktor des Dritte Welt Forums, 
Afrikanisches Büro in Dakar und Präsident des World Forum for Alterna-
tives. Er hat zahlreiche Publikationen veröffentlicht, u.a. auf Deutsch „Für 
ein nichtamerikanisches 21. Jahrhundert“ 2003 im VSA Verlag und „Das 
globalisierte Wertgesetz“ 2012 im Laika Theorie Verlag.
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Wie funktionieren gesellschaftliche Trans-
formationen? Wer ist das Subjekt oder wer sind 
die Subjekte? Welche Rolle spielen gemeinsame 
Utopien und linke Horizonte? Mit Begriffen wie 
der Forderung nach „radikaler Realpolitik“ ver-
suchen Denker im Umfeld der Linkspartei seit 
längeren eine verbindende Folie für theore-
tisches wie auch praktisches Agieren zu finde. 
Ergänzt werden diese Debatten seit kürzerem 
von Diskussionen um „Transformation“.

In seiner Einleitung zum Band „Mit Realuto-
pien den Kapitalismus transformieren“ defi-
niert der Herausgeber Michael Brie „Transfor-
mation“ als besonderen Typ sozialen Wandels, 
der durch ein zielgerichtetes und mittelbe-
wusstes Eingreifen von Akteuren geprägt sei, 
deren Wirken darauf abziele, Grundstrukturen 
einer Gesellschaft zu verändern. Jede Transfor-
mation sei ein eigendynamischer wie auch ein 
eingreifender Entwicklungsprozess.

Der amerikanische Soziologe Michael Bura-
woy macht sich im Rahmen seines Beitrags zu 
„Marxismus nach Polanyi“ auf die Suche nach 
aktuellen Perspektiven für marxistisch orien-
tierte Theorie. Nachzudenken sei über einen 
„globalen Marxismus“, der die nationalen und 
regionalen Konstellationen zugleich anerken-
ne und überschreite. „Wenn der Marxismus 
der ersten Welle seiner Reichweite nach natio-
nal und der Marxismus der zweiten Welle regi-
onal (sowjetisch, westlich, Dritte Welt) war, so 
haben wir heute die Möglichkeit eines Marxis-
mus, der Nation und Region weiter anerkennt, 
aber auch die drängenden Erfahrungen um-
fasst, die, wenn auch unter ungleichen Voraus-
setzungen, überall auf der Welt geteilt werden. 
Und wenn der Marxismus der ersten Welle den 
Sozialismus als eine Utopie entwarf, die durch 
historische Gesetzmäßigkeiten garantiert 

Sammelrezension:  
Kritische Transformationsforschung
von Thilo Scholle

war, und der Marxismus der zweiten Welle zur 
Herrschaftsideologie wurde (…), so konstruiert 
der Marxismus der dritten Welle den Sozialis-
mus Stück für Stück als Archipel realer Utopien, 
das sich über die ganze Welt erstreckt und Po-
pulationen anzieht, die durch die dritte Welle 
der Vermarktlichung immer mehr prekarisiert 
werden.“ Erik Olin Wright, der in den USA und 
darüber hinaus das Konzept der Transformati-
onsforschung mit entwickelt hat, ist mit dem 
Beitrag „Durch Realutopien den Kapitalismus 
transformieren“ vertreten. Er bleibt bei kon-
kreten Beispielen dann allerdings doch wieder 
bei der Forderung nach einem Bedingungs-
losen Grundeinkommen hängen. Das ist in-
sofern schade ist, als dass der Autor in seinem 
Artikel auch ausführlich Möglichkeiten und 
Wege der Transformation von Macht und Herr-
schaftsverhältnissen innerhalb der Ökonomie 
anspricht. Rolf Reißig entwickelt in seinem Bei-
trag Transformation vor allem als ökologischen 
Entwicklungspfad, dem als Leitbild das Kon-
zept einer „solidarischen Teilhabegesellschaft“ 
an die Seite gestellt werden könnte.

Dass die Diskussionen um eine kritische 
Transformationsforschung im Umfeld der 
Linkspartei nicht nur auf Zustimmung zu sto-
ßen scheinen, wird in einigen Beiträgen des 
Bandes „Lasst uns über Alternativen reden“ 
deutlich, die fast ein wenig als Rechtfertigungs-
schrift angelegt sind. Der Einstieg in den Band 
ist ein Interview mit den drei „Transformations-
forschern“ Michael Brie, Mario Candeias und 
Dieter Klein, in dem diese ihre konzeptionellen 
Überlegungen zur Transformation erläutern. 
Ausgangspunkt ist der Vorwurf, die Transfor-
mationsforschung würde nicht zu einer Trans-
formation des Kapitalismus, sondern zu einer 
Transformation der Partei und weiterer linker 
Kräfte führen.
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Michael Brie führt dabei aus, es gehe gerade 
nicht um „falsche Gegensätze“ wie Realpolitik 
gegen Veränderung der Macht- und Eigen-
tumsverhältnisse, Klasse gegen die Vielfalt so-
zialer Bewegungen, Aktivierung der Zivilgesell-
schaft gegen die Frage des Kampfes um den 
Staat, Selbstbewegung gegen Führung, oder 
Nationalstaat gegen Europa. Es gehe nicht um 
eine Addition der verschiedenen Positionen, 
sondern um ihre gegenseitige Bereicherung 
und „gemeinsame solidarisierende Verände-
rung“. Laut Dieter Klein besteht „der ganze Sinn 
unserer Transformationsforschung darin zu er-
kunden, wie ein demokratischer Sozialismus 
als Ziel, Werteorientierung, Prozess und Weg zu 
lebendiger Wirkung kommt.“ Und weiter: „Die 
transformationstheoretische und praktisch-
politische Schlussfolgerung aus der heutigen 
Lage ist die Orientierung der Kämpfe unserer 
Zeit auf sozial-ökologische demokratische Re-
formen, die zu einer progressiven postneolibe-
ralen Transformation des Kapitalismus führen, 
um die schlimmsten Bedrohungen durch das 
Finanzkapital und sein politisches Gefolge 
abzuwenden und Verbesserungen vor allem 
in der Lage des wachsenden Prekariats, aber 
auch anderer großer Bevölkerungsgruppen zu 
erreichen. Und wir hoffen sehr, dass sich genau 
dann auch Fenster öffnen, viel Weitergehendes 
zu erreichen, weil Menschen sehen, was al-
les möglich ist.“ Mario Candeias macht auf 
die Problematik aufmerksam, dass einerseits 
Diversität Reichtum bedeutet, andererseits 
ein bloßes Nebeneinander von Bewegungen 
kein handlungsfähiges Ganzes ergebe. Ein 
produktiver Umgang mit Fragmentierungen 
und Differenzen sei erforderlich,  nicht nur für 
„Parteiprojekte einer pluralen Linken“. Die Mo-
saikstücke müssten nicht nur nebeneinander 
gelegt werden, sondern auch miteinander ver-
bunden werden.

Die weiteren Beiträge des Bandes bleiben 
teils sehr deutlich hinter dem eingangs formu-
lierten umfassenden Anspruch zurück. Lesens-
wert und informativ ist zunächst das Kapitel von 
Klaus Steinitz, der eine ganze Reihe von Kriterien 

der Transformationsforschung herausarbeitet 
und den aktuellen Forschungs- und Verände-
rungsstand einordnet. Der bekannte amerika-
nische Marxist John Bellamy Foster stellt seine 
Überlegungen zu Marxismus und Ökologie vor. 
Sehr ratlos lässt den Rezensenten dann die Tat-
sache zurück, dass der einzige Beispielartikel 
in der Rubrik „Konkrete Projekte“ eine „Fallstu-
die zur Local-Food-Bewegung – ein Modell für 
Transformation“ ist. Sie trägt die Überschrift 
„Wie wird um Hegemonie gekämpft?“ und 
stammt aus der Feder von Amory Starr. Den An-
spruch, ein ernsthaftes Beispielprojekt für ge-
sellschaftliche Transformation oder zumindest 
Potentiale dahin zu beschreiben, kann dieser 
Artikel jedenfalls nicht erfüllen.

Eine politisch-strategische Auswertung der 
Erfahrungen der sozialen Bewegungen in den 
USA („occupy Wall Street“), Spanien (Indig-
nados) sowie Griechenland (mit einem Blick 
auf Syriza) ist Anspruch des Bandes „Plätze 
sichern!“ von Mario Candeias und Eva Völpel. 
Das Buch erschien im Jahr 2014 noch vor dem 
Wahlsieg von Syriza in Griechenland und dem 
Aufstieg von Podemos. Trotzdem bietet es eini-
ge gute Einblicke und Beschreibungen der Ent-
wicklungen an den drei Schauplätzen.

Vorangestellt ist ein allgemeines einord-
nendes Kapitel, dass mit der Feststellung begin-
nt, erfolgreiches Scheitern wäre schon immer die 
wichtigste Bewegungsform der Linken gewesen. 
Eine Krisentheorie des Kapitalismus könne nicht 
ohne eine „subjektorientierte Gesellschaftsthe-
orie“ auskommen. Aktuell habe der Neolibera-
lismus seine vorantreibende gesellschaftliche 
Funktion verloren, die aktive Zustimmung der 
Bevölkerung sei brüchig geworden. Trotzdem 
habe ein passiver Konsens mangels sichtbarer 
und durchsetzungsfähiger Alternativen bislang 
Bestand. Auf Seiten der Linken gehe es in Anleh-
nung an Gramsci um die „gesellschaftliche Par-
tei“ und ihre Reorganisierung.

Zwar halten die Autoren an der Beschrei-
bung der kapitalistischen Gesellschaft als Ar-
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beitsgesellschaft  fest.  Als  zentrales  Merkmal 
machen sie allerdings die „Verallgemeinerung 
einer Kultur der Unsicherheit“ aus. Robert Cas-
tel und andere hätten Unrecht, wenn sie dem 
Prekariat  politische  Passivität  unterstellten. 
Der  Weg  zu  einem  gemeinsamen  Bewusst-
sein  der  Klassenlage  sei  kein  naturwüchsiger 
Prozess,  sondern  müsse  politisch  hergestellt 
werden.  Als  größtes  Defi zit  der  Bewegungen 
wird der Umgang mit der bestehenden reprä-
sentativen  Demokratie  beschrieben.  Die  ein-
fache  Entgegensetzung  direktdemokratischer 
Vergesellschaftung  und  die  Ausformung  von 
Vermittlungsstrukturen  sowohl  innerhalb  der 
Bewegungen  wie  auch  auf  den  gesellschaft-
lichen Strukturen der Macht führten in die Irre. 

Am Ende des Bandes steht das Plädoyer für 
eine „revolutionäre  Realpolitik“,  die  nicht  auf 
Revolution, aber auf effektive Brüche mit dem 
bestehenden  (Wirtschafts-)System  hinarbei-
tet.  „Eine  Transformationslinke  muss  sich  als 
gesellschaftliche Partei entwickeln. Dies meint 
sowohl  den  Aufbau  staatsnaher  Strukturen 
und  Bastionen  als  auch  fl uider  zivilgesell-
schaftlicher Strukturen und stabiler Institutio-
nen  mit  größerer  Bindekraft  und  längerfristi-
ger Anlage. Ein loses Netzwerk der ‚Bewegung 
der  Bewegungen‘  ist  nicht  ausreichend.“  Be-
denkenswert ist der Gedanke, mit der Diffusion 
und  Vervielfältigung  von  Machtverhältnissen 
dürfe nicht die Differenz von gesellschaftlichen 
Positionen  im  Sinne  von  Machtasymmetrien, 
von  struktureller  Herrschaft,  aber  auch  von 
Hegemonie verschwinden. Es gehe in der Ver-
wobenheit  von  Machtverhältnissen  um  eine 
immer  wieder  neu  vorzunehmende  relatio-
nale Bestimmung zwischen Herrschenden und 
Subalternen,  von  struktureller  Macht,  v.a.  der 
jeweiligen  Form  der Trennung  von  Ökonomie 
und Politik, ihrer Neuverknüpfung mit Patriar-
chat und Rassismen. Die Perspektive ist damit 
richtig  gesetzt,  erscheint  doch  aktuell  gerade 
in der Tat die Frage, wie sich der Kampf gegen 
verschiedene  Ausgrenzungsformen  zu  einer 
gemeinsamen  politischen  Perspektive  verbin-
den  lassen  könnte,  besonders  wichtig.  Unklar 
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bleibt aber, wie der zur Klärung solcher Fragen 
zu führende Aushandlungsprozess gestaltet 
werden kann, ohne dass sich die einzelnen 
Gruppen wieder auf ihre jeweils singulären 
Ansprüche zurückziehen.

Mit transformatorischen Perspektiven be-
fasst sich auch Mimmo Porcaro, ehemaliger 
Aktivist der italienischen Partei Rifondazione 
Comunista, in seinem schmalen Band „Ten-
denzen des Sozialismus im 21. Jahrhundert“. Im 
Mittelpunkt von Porcaros Darstellung stehen 
die Entwicklungen des aktuellen Kapitalismus 
sowie mögliche politisch-strategische Schluss-
folgerungen. Interessant ist sein Ansatz, dass 
aktuell zwar weiterhin Konzentrationsprozesse 
des Kapitals zu beobachten seien, diese jedoch 
eher durch die Kontrolle von Großunternehmen 
in Netzen und Märkten erfolge. Einen Ausweg 
aus dem Kapitalismus durch die Entwicklung 
der informationstechnischen Netzes sieht der 
Autor daher auch nicht gegeben, da  „ (…) die 
Vorstellung eines selbstorganisierten Gleich-
gewichts, das aus dem freien Spiel einer Myri-
ade von individuellen Komponenten erwächst, 
dem Geist der neoliberalen Wirtschaftslehre 
viel näher als einer Idee politischer Governance 
einer Gesellschaft, die das bewusste und orga-
nisierte Handeln sozialer und politischer Grup-
pen verlangt (ist)“.

Porcaro sieht im Nationalstaat nach wie 
vor eine entscheidende Ebene der Regulation: 
Zum einen könnte der Kapitalismus nie völlig 
deterritorialisiert werden, da er auf räumlich 
fixierte materielle und soziale Infrastrukturen 
angewiesen sei. Zudem habe der Kapitalismus 
den Drang, sich ständig Ressourcen verschie-
dener Territorien anzueignen. Auch dies könne 
ohne eine ordnende Macht nicht geschehen. 
Die Notwendigkeit eines solchen Staates auch 
für die sozialistische Transformation sieht Por-
caro. Nötig sei aber wohl die „Zerstörung“ der 
gegenwärtigen EU und der Aufbau einer neu-
en Konföderation von Staaten, die für den Mo-
ment ihre eigene Souveränität wiedererlangt 
hätten – eine eher fragwürdige Perspektive. Im 

Ergebnis scheint Porcaro eine gemischte Wirt-
schaftsordnung vorzuschweben. Es gehe um 
ein System, in dem die sozialistische Produk-
tion dominiere, und das auf öffentlichem Ei-
gentum und kollektivistischem Management 
der großen Industrie- und Finanzgruppen ba-
siere. Auf dieser Grundlage würden Formen 
nichtstaatlicher und nichtwarenförmiger Ver-
bindung sowie Formen traditioneller Märkte 
entwickelt.

Das Interessante an dem Buch ist vor allem, 
dass Porcaro tatsächlich vom realexistierenden 
Kapitalismus ausgeht, und davon, dass die ma-
terielle Produktion von Gütern auch weiterhin 
eine bestimmende Rolle in der Ökonomie be-
sitzen wird. Der Vorschlag eines „popularen“ 
Bündnisses als Zusammenschluss aller irgend-
wie von den problematischen Wirkungen des 
Kapitalismus Betroffenen erscheint als Hand-
lungsperspektive allerdings wenig innovativ 
und reichlich vage.

So bieten alle Bände interessante Einblicke 
in den aktuellen Debattenstand im Umfeld der 
Linkspartei. Deutlich – und analytisch durch-
aus klug und lesenswert argumentiert  – wird 
im Ergebnis die wenig neue Erkenntnis, dass 
eine trennscharfe Differenzierung zwischen 
Reform und Revolution definitorisch wie auch 
politisch-strategisch kaum gelingen kann. 
Wirklich spannend wäre im Anschluss die Su-
che nach tatsächlich transformatorischen Pro-
jekten – hier bleiben die Ansätze in den Bän-
den aber eher dünn und wenig überzeugend. 
Dies liegt auch daran, dass den meisten Bei-
trägen die – so nicht zutreffende – Erzählung 
von der Tendenz zur immer weiteren Prekari-
sierung der ökonomischen und gesellschaft-
lichen Verhältnisse zugrunde liegt, was den 
Blick auf mögliche Transformationsprozesse 
und dem zugrunde liegende gesellschaftliche 
Bündnisse deutlich erschwert. 	 ó

û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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Der Brexit und  
seine ökonomischen Folgen
von Arne Heise

„Die spinnen, die Briten“ – so etwa hätte 
wohl Obelix auf das Votum des britischen 
Volkes am 23.Juni 2016 reagiert, die Europä-
ische Union verlassen zu wollen. Die Briten 
genießen die größtmögliche Autonomie in-
nerhalb der EU. Sie sind weder Mitglied im 
Währungsclub „Euro“, noch haben sie sich 
dem Schengen-Raum angeschlossen und 
zahlreiche „opt-out-Klauseln“ bei der Sozial-
politik gewährt bekommen. Sie erhielten ei-
nen deutlichen Mitgliedsrabatt. Nun  haben 
sie sich mehrheitlich dafür entschieden, der 
EU den Rücken zu kehren. Dieser Schritt, der 
erstmals in der Geschichte der Europäischen 
Integration eine Umkehr der Integrations-
richtung bedeutet – Phasen der Stagnati-
on hat es bereits zahlreiche gegeben – wird 
zweifellos nicht ohne Folgen bleiben: Die Zu-
kunft des Vereinigten Königreichs steht auf 
dem Spiel, denn wenigstens Schottland hat 
bereits deutlich gemacht, dass es seinen Platz 
weiterhin in der EU sieht. Und natürlich ist 
auch die Zukunft der EU heute ungewisser als 
je zuvor, denn es gibt fast überall in den Mit-
gliedsstaaten der EU stärker werdende Be-
wegungen, die ebenfalls einen Austritt ihrer 
Länder aus der EU fordern. Der Brexit könnte 
also der Anfang vom Ende der EU sein.

Hier soll über diese weitreichenden Kon-
sequenzen nicht spekuliert werden. Allein 
die ökonomischen Folgen des Brexits sind 
spekulativ genug. Die Brexit-Befürworter 
hatten wahrscheinlich keine ökonomischen, 
sondern vorwiegend politische Gründe (Sou-
veränitätsrechte, als übermäßig empfundene 
Einwanderung, etc.) für ihre Entscheidung 
und doch dürften die ökonomischen Folgen 
als nicht allzu gravierend eingeschätzt wor-
den sein. Dies soll hier einer kurzen Prüfung 
unterzogen werden.

Die ökonomischen Folgen des Brexits – für 
Großbritannien und für die Rest-EU – hängen 
zumindest auf lange Sicht davon ab, wie der 
Status Großbritanniens nach einem Austritt 
sein wird. Aus Sicht Großbritanniens wäre 
natürlich der weiterhin völlig freie Zugang 
zu den EU-Märkten – den Güter-, Dienstleis-
tungs- aber auch den Arbeitsmärkten (denn 
ohne die Zuwanderung aus vornehmlich ost-
europäischen EU-Ländern hätte der Boom 
der ersten beiden Labour-Regierungsphasen 
ab Ende der 1990er Jahre wohl kaum so stark 
ausfallen können) – das erklärte Verhand-
lungsziel. Dieser Status aber, der im Wesent-
lichen dem jetzigen Status Großbritanniens 
in der EU entspräche, dürfte dem Land wohl 
kaum gewährt werden, denn die EU muss 
Nachahmer fürchten. Die schlimmste Kons-
tellation, die eintreten könnte, wäre, wenn 
sich die EU und Großbritannien auf keine 
Vereinbarungen einigen könnten und Großb-
ritannien den „normalen“ Status eines Han-
delspartners innerhalb der Bestimmungen 
der Welthandelsorganisation (WHO) bekä-
me. Dann würden im Handel mit Gütern und 
Dienstleistungen „normale“ Zölle erhoben 
werden und der Kapitalverkehr (und der Aus-
tausch von Kapitalverkehrsdienstleistungen) 
könnte in gewissem Umfang beschränkt 
werden. Dies hätte sicher handelsumlenken-
de Effekte zulasten der Briten und zugunsten 
einiger Länder in der EU zur Folge. Insbeson-
dere der Börsenplatz London, der einen für 
alle anderen EU-Länder unvorstellbar hohen 
Anteil an der britischen Wertschöpfung hat, 
könnte erheblich darunter leiden. EU-Börsen-
plätze wie Frankfurt oder Paris könnten ent-
sprechend profitieren.

Natürlich können aber auch andere Ver-
handlungsergebnisse – z.B. Assoziation, 
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Teilnahme am Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) – herauskommen, die weniger 
Handelshemmnisse aufbauen. Jedes Ver-
handlungsergebnis aber, welches der ge-
genwärtigen Situation hinsichtlich der vier 
Freizügigkeiten (Waren, Dienstleistungen, 
Kapital und Arbeit) nahe kommt, würde beide 
Seiten in Erklärungsnöte bringen: Die EU darf 
keine Nachahmer provozieren. Die britische 
Regierung müsste erklären worin denn der 
Vorteil gegenüber dem heutigen Status be-
steht, wenn einerseits die Ergebnisse ähnlich 
sind, andererseits das Land keine Mitsprache-
rechte innerhalb der EU mehr hätte. In jedem 
Fall wäre es unter diesen Bedingungen unse-
riös, viel mehr auszusagen, als dass die lang-
fristigen ökonomischen Vorteile eines Brexits 
weder für Großbritannien noch für die Rest-
EU erkennbar sind.

Deutlich klarer sind die kurzfristigen Fol-
gen der Brexit-Entscheidung abzuschätzen: 
Für Großbritannien ist bereits für das Jahr 
2016 und weiterhin noch für 2017 mit einem 
kräftigen Konjunktureinbruch zu rechnen. 
Denn die nunmehr entstandene Unsicher-
heit über den künftigen Status Großbritanni-
ens – die umso länger andauert, je länger sich 
der offizielle Austrittsantrag und die dann 
erst beginnenden Verhandlungen hinziehen 
– dürfte insbesondere die ausländischen In-
vestitionen in Großbritannien kräftig in Mit-
leidenschaft ziehen und, in deren Folge, auch 
den privaten Konsum der Briten schwächen. 
Erste Schätzungen gehen von einem Rück-
gang des britischen BIP in 2016 von -2,5 Pro-
zent (gegenüber einer Entwicklung von +2,0 
Prozent ohne Brexit) und in 2017 von -1,8 Pro-
zent (gegenüber einer Entwicklung von +0,7 
Prozent ohne Brexit) aus.� Sollten die Austritt-
verhandlungen innerhalb von zwei Jahren 
abgeschlossen sein und damit die Status-Si-
cherheit Großbritanniens wiederhergestellt 
sein, würde eine Rückkehr zum früheren 

�	 Vgl. Cozzi, G., McKinley, T.; The United Kingdom’s Brexit vote leads to a 
major economic shock, GPERC Policy Brief No. 12-2016

Wachstumspfad immer noch mehrere Jahre 
(etwa bis 2019) dauern. Klar dürfte auch sein, 
dass diese kurzfristigen und unmittelbaren 
Kosten des Brexits für Großbritannien deut-
lich höher sind als für die Rest-EU. Denn einer-
seits sind die Investoren in erster Linie über 
die Zukunft Großbritanniens im Unklaren, 
andererseits dürfte jeder zu erwartende Han-
delseffekt des Brexits Großbritannien stärker 
treffen als die Rest-EU, für die Großbritannien 
ein viel kleinerer Handelspartner ist als die 
EU für Großbritannien.

Klar ist aber auch, dass kurzfristig auch die 
fragile Konjunktur in der Rest-EU unter der zu 
erwartenden Konjunkturschwäche Großbri-
tanniens leiden wird – und dies umso stärker, 
je mehr die Wirtschaftsakteure darüber ver-
unsichert werden könnten, dass sich auch der 
Mitgliedsstatus anderer E(W)U-Mitglieder 
ändern könnte. Simulationen zeigen, dass 
Investoren insbesondere in den Eurozonen-
Mitgliedsländern im Süden der EU besonders 
sensibel auf Verunsicherungen reagieren. 
Bleibt es bei den realwirtschaftlichen Aus-
wirkungen, die sich durch den Konjunktur-
einbruch in Großbritannien in der Rest-EU 
zeigen, dürfte es in den nächsten ein bis zwei 
Jahren jeweils ein geringeres BIP-Wachstum 
im Vergleich zur Entwicklung ohne Brexit-Ent-
scheidung von ca. 0,3 Prozentpunkte geben, 
wobei Deutschland davon etwas schwächer, 
südeuropäische EU-Mitglieder etwas stärker 
betroffen sein werden.

Ökonomisch lässt der Brexit also nichts 
Gutes erwarten, die Hauptlast werden die 
Briten tragen müssen – was allerdings ge-
recht erscheint, denn sie haben diese Ent-
scheidung ja einseitig getroffen.	 ó
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717 Euro (brutto) im bundesweiten 
Durchschnitt über alle Berufe und 

Ausbildungsjahre hinweg erhielten die 12.560 
befragten Auszubildenden des jüngst erschie-
nenen DGB Jugend Ausbildungsreports 2016. 
Wie immer bei Durchschnittsangaben lohnt ein 
differenzierter Blick auf Spreizung und Verteilung 
der Vergütungen. Es zeigen sich erwartungsge-
mäße Unterschiede nach Beruf bzw. Branche 
(bspw. Mechatroniker_innen in Westdeutsch-
land 998 Euro und Friseur_innen  494 Euro), Re-
gion (insbesondere Ost-West: ostdeutsche Fri-
seur_innen lediglich 269 Euro) und Geschlecht. 
Insbesondere strukturschwache Regionen im 
Westen und große Teile der ostdeutschen Län-
der sind unverändert damit konfrontiert, dass ihr 
Ausbildungsmarkt vor allem aufgrund der Ver-
gütungshöhe für junge Menschen unattraktiv 
erscheint. Bei Fortschreiten des demografischen 
Wandels und weiterer Verknappung des Ar-
beitskräfteangebots wird sich dieser Trend noch 
fortsetzen. Neue Abwanderungsbewegungen 
drohen. Gute und attraktive Arbeits- und Aus-
bildungsbedingungen sind somit längst Teil mo-
derner Strukturpolitik geworden. 

So stellt sich die Frage, ob nicht – wie bei 
den Arbeitsentgelten über den Mindestlohn 
– auch bei den Ausbildungsvergütungen ein 
Mindeststandard gesetzt werden müsste, um 
mehr Verteilungsgerechtigkeit auf Seiten der 
Auszubildenden zu schaffen, die Attraktivität 
einzelner Ausbildungsberufe zu erhöhen und 
die Unternehmen dazu zu bewegen, ihre An-
strengungen im Bereich Ausbildung zu inten-
sivieren sowie um Vergütungsungleichheiten 
zwischen den Branchen trotz gleicher Ausbil-
dungsgänge zu mildern. Eine Forderung, die 
auch im letzten Bundestagswahlprogramm 
der SPD zu finden war.

Unberührt von einer Mindestausbildungs-
vergütung wären Tarifverträge das weiterhin 

zu bevorzugende und dominierende Rege-
lungsprinzip. Schließlich ist eine Mindestausbil-
dungsvergütung genau das: eine Mindestrege-
lung. Die aktuell insgesamt durchschnittliche, 
tarifvertraglich geregelte Ausbildungsvergü-
tung liegt jedenfalls bei 826 Euro, tarifäre Spiel-
räume sind also vorhanden. An dieser Stelle sei 
aber auch noch einmal daran erinnert, dass – 
auch dies wie beim Mindestlohn – die „weißen 
Flecken“ der nicht-tarifgebundenen Bereiche 
des Arbeitsmarktes in den letzten Jahren ge-
wachsen sind. Und es sei daran erinnert, dass 
auch Tarifverträge über Ausbildungsentgelte 
allgemeinverbindlich erklärt werden können. 
Ein Weg, den die Tarifparteien jedoch nur sehr 
selten einschlagen. Klar ist, dass Verhältnis 
zwischen gesetzlicher Mindestausbildungs-
vergütung und auf Basis der Tarifautonomie 
geschlossener Ausbildungsvergütungen wäre 
spannungsreich und ein angemessenes Ab-
standsgebot würde auch hier zählen.

Wie hoch könnte also solch eine Mindest-
ausbildungsvergütung sein? Eine Variante aus 
dem Bildungssystem selbst bietet das BAföG. 
Der dortige Höchstsatz beträgt aktuell 735 
Euro. Die Mindestvergütung wäre somit also 
etwas höher als die aktuelle Durchschnittsver-
gütung und deutlich niedriger als die tarifver-
traglich erzielte Durchschnittshöhe. Eine sol-
che Höhe wäre für einige Ausbildungsgänge, 
gerade im Osten, eine kräftige Erhöhung und 
Aufwertung. Der Charme an der Orientierung 
am BAföG wäre zudem, dass auf diesem Wege 
die Mindestausbildungsvergütung noch eine 
ganz andere Zielsetzung neben der „einfachen 
Lohnfrage“ berührt: nämlich die nach der an-
gestrebten gleichen Wertschätzung von Aus-
bildungsgängen und -abschlüssen.	 ó
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Am 09. April 1996 unterschrieben die da-
malige Juso-Bundesvorsitzende Andrea Nah-
les, Ofer Dekel, seines Zeichens der Vorsitzen-
de der israelischen Awoda-Jugend, und Sabri 
Tomezi, der Vorsitzende der Fatah-Jugend, eine 
Vereinbarung zur Gründung eines gemein-
samen Zentrums zur Begegnung und Verstän-
digung in Jerusalem, das Willy Brandt Center. 
So entstand das WBC durch die Bildung einer 
politischen Kooperation zwischen den drei lin-
ken und sozialdemokratischen Jugendbewe-
gungen aus Israel, Palästina und Deutschland. 
Im Laufe der letzten 20 Jahre wurde nicht nur 
die politische Kooperation durch die Aufnah-
me der israelischen Meretz-Parteijugend um 
eine weitere Partnerschaft erweitert. Auch 
das Zentrum als solches öffnete sich mit der 
Gründung einer kulturellen Projektsäule so-
wie eines friedensorientierten Bildungspro-
jekts der internationalen Falkenbewegung 
und passte sich den Herausforderungen ziviler 
Konfliktbearbeitung an. Nach wie vor gilt je-
doch: Das Willy Brandt Center ist ein Ort für 
junge, progressive Kräfte, die trilateralen Aus-
tausch und Dialoge auf Augenhöhe suchen. 

Der Gründungsmoment, entstanden 
aus der fast schon erloschenen Euphorie 
des Oslo-Prozesses und dem Schock der Er-
mordung Yitzhak Rabins, erscheint heute in 
einem nahezu historischen Licht. Die Zweite 
Intifada, die vielen Kriege, militärischen Aus-
einandersetzungen und das kontinuierliche 
Erstarken nationalkonservativer und religi-
öser Bewegungen haben ihre Spuren in den 
Gesellschaften und auch in unserer Arbeit 
hinterlassen. Wo stehen wir also nach 20 Jah-
ren politischer Kooperation, was sind unsere 
Herausforderungen und wie sieht unsere 

Zum Konzept der doppelten Solidarität:  
Möglichkeiten ziviler Friedensarbeit am Beispiel des 
Willy Brandt Centers
von Judith Höffkes

Arbeit heute aus? Wie funktioniert das, sozi-
aldemokratische Friedensarbeit mit jungen 
AktivistInnen?

Prinzipien der trilateralen Partnerschaft

In ihrem Buch „Frau, gläubig, links: Was 
mir wichtig ist.“ erinnert sich Andrea Nahles 
an die komplizierten Verhandlungen die der 
Gründung vorausgingen: „Acht Stunden ver-
handelten wir über die Vertragsgrundlagen. 
Mit beiden Seiten allein hatten wir jeweils 
gute Erfahrungen gemacht, aber nun, da wir 
zu dritt am Tisch saßen, brachen die Kon-
flikte zwischen Israelis und Palästinensern 
offen aus. Ich, die ich in meinem Leben noch 
keine einzige Verhandlung dieser Art geleitet 
hatte, war unversehens in die Moderatoren-
rolle geraten.“

Als heutige Projektkoordinatorin im Wil-
ly Brandt Center kann ich mich in dieser Be-
schreibung gut wiederfinden. Hätten wir den 
Anspruch, als deutsche Partner bilateralen 
Dialog zu Israelis und Palästinensern zu füh-
ren, wäre mein beruflicher Alltag um einige 
Herausforderungen ärmer. Die Einzigartig-
keit, und sicherlich auch der Erfolg des WBC, 
beruht jedoch auf dem bedingungslosen Ver-
such, trilaterale Begegnung auf Augenhöhe 
stattfinden zu lassen. Jene Idee, die legitimen 
Interessen beider Seiten anzuerkennen, sich 
für diese einzusetzen und unter dem gemein-
samen Dach sozialdemokratischer Grund-
werte Entfaltungsraum für AktivistInnen zu 
schaffen, beschreiben wir als doppelte Soli-
darität. Neben der doppelten Solidarität bau-
en unsere Partnerschaften auf dem Verspre-
chen des sicheren Raums auf. Wie gestaltet 
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sich das? Dieser sichere Raum basiert eben-
falls auf dem Zugeständnis sozialdemokra-
tischer Grundwerte: Freiheit, Gleichheit, in-
ternationale Solidarität. Die Schaffung eines 
safe spaces erfordert außerdem den Versuch 
aller Beteiligten, selbstkritische Analyse und 
Dialoge auf Augenhöhe zuzulassen und Mei-
nungsverschiedenheiten auszuhalten. Mit 
dem Center schaffen wir also jungen progres-
siven Kräften ein Angebot der Zusammenar-
beit, die unsere Werte bedingungslos teilen 
und die Perspektiven und Gedanken der an-
deren Seite zuzulassen.

Herausforderungen der trilateralen Part-
nerschaft

Das trilaterale Begegnungszentrum für 
junge linke Kräfte aus Israel, Palästina und 
Deutschland in dem schönen Haus auf der 
Grünen Linie mit dem atemberaubenden 
Ausblick über die Altstadt Jerusalems; es 
wäre ein leichtes, das Willy Brandt Center als 
Erfolgsgeschichte friedenspolitischer Arbeit 
zu verkaufen. Die Mauern, gegen die Andrea 
Nahles jedoch schon vor 20 Jahren in jenen 
acht Stunden gelaufen ist, sie sind heute 
größer und wirkungsmächtiger denn je. Wir 
sehen uns auf beiden Seiten mit gesellschaft-
lichen Bewegungen konfrontiert, denen der 
Mehrwert eines dialogorientierten Friedens-
prozesses nur noch schwer zu vermitteln ist 
und die sich stattdessen separierenden Ten-
denzen und national-konservativer Politik 
hinwenden. Somit wächst die Gefahr, dass 
unsere Partner politisch marginalisiert wer-
den und sich innerhalb ihren Gesellschaften 
für das Engagement im WBC rechtfertigen 
müssen und unter Druck gesetzt werden. 
Während wir diese gesellschaftlichen und 
politischen Entwicklungen mit Sorge beob-
achten, versuchen wir die Möglichkeiten des 
WBC zu nutzen und zu erweitern, um weiter-
hin einen Raum für diejenigen zu bieten, die 
um die Notwendigkeit von Dialog, Austausch 
und Verständnis wissen. 

Die Jusos im Willy Brandt Center

Die von Andrea Nahles beschriebene Mo-
deratorenrolle ist heute auf Grund ihrer viel-
schichtigen Anforderungen anspruchsvoller 
denn je. Als Projektkoordinatorin biete ich 
Moderation und Puffer zwischen unseren po-
litischen Partnern, gleichzeitig partizipiere 
ich als gleichberechtigte und selbstkritische 
Teilnehmerin im sicheren Raum und repräsen-
tiere im politischen Team des WBC die Jusos. 
Das Willy Brandt Center und vor allem die poli-
tische Kooperation ist ohne die Jusos als Grün-
dungsmitglied und -initiator weder vorstellbar 
noch realistisch. Somit stellen wir uns zwar im 
WBC als Moderation zwischen den Partnern 
und Koordination des Projekts als solches zur 
Verfügung, vor allem aber sind wir Jusos ei-
genständige Akteure, die ihre Überzeugungen, 
Meinungen und Engagement ins Center tra-
gen. Aus Juso-Perspektive wünschen wir uns 
das WBC als Plattform, in der wir gemeinsam 
mit unseren Partnern politische Themen und 
Standpunkte verhandeln und erarbeiten kön-
nen. Wir wollen das Center nutzen, um die 
AktivistInnen inhaltlich und methodisch zu 
stärken, um diese zu vernetzen und Perspek-
tivenwechsel herzustellen. Wir streben einen 
Ort an, der als politische Schule Generationen 
von AktivistInnen prägt und stärkt und deren 
weitere politische Lebensläufe nutzt, um un-
ser Netzwerk zu erweitern. Auch wenn unsere 
Wünsche sich oft den politischen Realitäten 
und gesellschaftlichen Stimmungen anpassen 
müssen, so birgt unsere konkrete Arbeit doch 
Zuversicht und Perspektive.

Was wir machen

Werde ich nach meinem persönlichen Lieb-
lingsprojekt in unserer politischen Koopera-
tion gefragt, fällt mir die Antwort leicht: Der 
Versuch, unsere eigenen Narrative und die, 
unserer Gesellschaften herauszuarbeiten, dar-
zustellen und anschließend zu hinterfragen, 
steht für all das, was ich am WBC schätze. Da 
uns als Willy Brandt Center bewusst ist, dass 
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die Bearbeitung der ganz großen politischen 
Fragestellungen Vorbereitung und Sensibili-
tät bedarf, findet unser Narrativ-Projekt auf 
verschiedenen Ebenen statt. In Workshops, 
die sich zuvor auf die Prinzipien des sicheren 
Raums geeinigt und eingelassen haben, spre-
chen wir in Kleingruppen über die Narrative 
in unserer eigenen Familiengeschichte. Die 
Großmutter, die den Holocaust durch Flucht 
nach Israel überlebt hat, der Vater, der mit der 
Sehnsucht nach dem palästinensischen Dorf 
erzogen wurde, aus dem er mit zwei Jahren 
mit seiner Familie vertrieben wurde, die El-
tern, die sich am Todschweigen der deutschen 
Gesellschaft gegenüber der Nazi-Vergangen-
heit politisch abgearbeitet haben: persönliche 
Erlebnisse und historische Begebenheiten ver-
schwimmen in jeder Identität und prägen un-
sere Vorstellungen, Ideale und Wünsche für die 
Zukunft. Bei dem Darstellen der eigenen und 
dem Zuhören anderer Familiengeschichten 
begreifen wir, dass Perspektiven subjektiv sind 
und Narrative auf persönlicher Ebene eine 
identitätsstiftende Funktion haben können, 
jedoch in gesellschaftlichen Diskursen oft in-
strumentalisiert oder missbraucht werden. 
So werden aus persönlichen Wertvorstellun-
gen und Erfahrungen schnell gesellschaftliche 
Narrative, die mit den Narrativen der anderen 
Seiten unvereinbar sind.

Grundsätzlich haben wir in der politischen 
Kooperation des WBC den Anspruch, vor allem 
Schlüsselpersonen in unseren Partnerorgani-
sationen zu stärken und deren Positionen und 
Fähigkeiten zu nutzen, damit sie friedenspo-
litische Erkenntnisse und Ansätze in ihre Be-
wegungen verbreiten. So tragen wir die per-
sönlichen Perspektivenwechsel aus unserem 
Narrativ-Projekt auf die Führungsebenen un-
serer Partnerorganisationen und hinterfragen, 
welche Funktionen und Schwächen gesell-
schaftliche Narrative haben können und in-
wieweit wir uns dieser bedienen. Gleichzeitig 
bieten wir methodische Trainings für unsere 
AktivistInnen an, in denen sie lernen, welche 
vielfältigen Formen gewaltfreier Widerstand 

haben kann, wie wir mit Hass in sozialen 
Medien umgehen können und auf welchen 
Ebenen sich Organisationsstrukturen und 
Kampagnenfähigkeiten verbessern lassen. So 
hoffen wir auf eine Stärkung der AktivistInnen 
und eine inhaltliche und methodische Erwei-
terung ihrer politischen Arbeit. 

Inhaltliche Stärkung macht für uns aber 
nur im Zusammenhang der persönlichen Ver-
netzung Sinn. Als sozialdemokratische und 
linke Kooperation sind feministische Über-
zeugungen Teil unseres politischen Ansatzes. 
Wir bauen ein trilaterales Frauennetzwerk auf, 
welches sich in gemeinsamen Delegationsrei-
sen und Workshops mit feministischen Frage-
stellungen anhand des Konflikts in den jewei-
ligen Gesellschaften auseinandersetzt. 

Eine 20-jährige Geschichte friedenspoli-
tischer Arbeit verlangt Nachhaltigkeit. Wir 
freuen uns über Gründungsmitglieder und 
frühere AktivistInnen in unserem politischen 
Team oder unserem Netzwerk, die heute Mi-
nisterinnen sind, in der Knesset arbeiten, oder 
in der arabischen Liga die palästinensische 
Perspektive vertreten. Das Wissen und diese 
Erfolgsgeschichten müssen weiter genutzt 
werden, um unsere AktivistInnen zu moti-
vieren, zu stärken und an die Zukunft zu erin-
nern. 	 ó

û  Judith Höffkes ist Islamwissenschaftlerin und Mediatorin und arbei-
tet als Projektkoordinatorin im Willy Brandt Center Jerusalem.
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Die Konjunktur europäischer Krisen des ver-
gangenen Jahres relativiert ex-post einige viel-
beklagte Langzeit-Baustellen der europäischen 
Integration. Europäische Energiepolitik, gemein-
same Außenpolitik, Binnenmarktvollendung? 
Alles weiter wichtig, aber auf der politischen 
Agenda weit weniger prioritär gegenüber den 
herausfordernden Themenfeldern Asylpoli-
tik, Rechtspopulismus und Brexit. Zugleich hat 
sich binnen Jahresfrist der Krisenbegriff ähn-
lich entleert, wie einstmals die Forderung nach 
„Reformen“. Was ist nochmal die Krise der Eu-
ropäischen Union? Sezessionsbestrebungen als 
Ergebnis elitärer Ränkespiele eines gut situier-
ten Mitgliedstaats? Ausbau der EU zur stachel-
drahtbewehrten Festung unter dem falschen 
Signum der „Willkommenskultur“? Sicherheits-
gesetzliche Schleifung der offenen Gesellschaft 
aus Angst vor Terrorismus unter dem Applaus 
ihrer vermeintlichen Verteidiger Le Pen, Wilders 
und Gauland? Oder doch die säkulare Stagna-
tion eines wirtschaftspolitisch perpetuierten 
Funktionsdefizits der Währungsunion?

Der Super-GAU europäischer Politik ist die 
Multiplizität und Gleichzeitigkeit der Brand-
herde. Eine europäische Feuerwehr existiert 
nur fallweise bei geringer Kapazität und die na-
tionalen Löschzüge vermögen nicht Herr trans-
nationaler Feuerbrünste zu werden. In Erman-
gelung überzeugender Pläne zur nachhaltigen 
Einhegung oder ausbleibender kollektiver Zu-
stimmung zu ihrer Umsetzung, wird ad hoc her-
umgedoktert und gestritten in und zwischen 
den Mitgliedstaaten. Bei vielen Beobachtern 
wird reflexhaft der Schwanengesang der EU 
angestimmt – „finis Europae“ als gedanklich ein-
fachste Lösung: Strich drunter, und das wars.

Als wenn es so einfach wäre. Schauen wir uns 
genauer die von den hier erwähnten am längs-

Ausstieg mit links?
Eine Standortbestimmung in der Krise der Währungsunion

von Björn Hacker

ten währende Krise Europas an. Im Vergleich 
zu vielen anderen Phänomenen ist die Krise 
der Währungsunion in bald sieben Jahren fast 
schon zum Standard, zum „new normal“ avan-
ciert. Hier scheint das Meiste ergründet, von 
verschiedenen Perspektiven beleuchtet und in 
politische Konzepte, zumindest Ideen gegos-
sen zu sein. Im Berliner Politikbetrieb raunt man 
sich zu, dass einem von allen jüngeren Krisen die 
Eurokrise doch die liebste war: Nicht nur relativ 
weit weg, sondern mit bestimmten Weichen-
stellungen als lösbar anzunehmen. Warum ist 
es aber in sieben Jahren dazu nicht gekommen? 
Noch im Sommer 2015 tobte (just bevor alle an-
deren Krisenphänomene an Fahrt aufnahmen) 
um Finanzversorgung, Stellung und Verbleib 
Griechenlands in der Währungsunion ein erbit-
terter Streit. Wo stehen wir ein Jahr später?

Die Stabilitätsunion dominiert alles

Fester denn je verankert im Diskurs um die 
Zukunft der Währungsunion ist ihre Perspek-
tive als Stabilitätsunion. Diese von Wolfgang 
Schäuble ersonnene und von Angela Merkel 
unnachahmlich europaweit zu voller Blüte ge-
brachte Zielbeschreibung der Eurozone steht 
heute in ihrem Zenit. Dazu hat vor allem die 
Bestätigung des 2010 eingeschlagenen Kri-
senkurses im Juli 2015 beigetragen, als die von 
der griechischen Syriza-Regierung vorgetra-
genen Wünsche zur Abkehr von der Austerität 
beerdigt wurden.

Der deutschen Kanzlerin ist oft das „perspekti-
vlose Durchwursteln“ (Habermas 2016) in der Eu-
rokrise vorgeworfen worden. Doch im Rückblick 
sind die Leitplanken des Krisenmanagements 
wider alles Gerede von Merkels Visionslosigkeit 
stets klar zu erkennen: Schuldenkrisennarrativ, 
Hilfskredite nur gegen marktfreundliche Struk-
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turreformen, Exportorientierung, und in ru-
higeren Zeiten „no bail out“ und jeder kehrt vor 
seiner Tür – bloß keine Haftungsgemeinschaft. 
Von Nicolas Sarkozy bis Matteo Renzi haben sich 
viele hieran abgearbeitet, aufhalten konnten sie 
die europaweite Verankerung dieser Prinzipien 
nicht. Sicher, Merkels Harnisch ist nicht gänzlich 
unversehrt. Auf dem Weg zum dominanten Kri-
senkonzept der EU haben die Bankenunion, das 
Verfahren gegen makroökonomische Ungleich-
gewichte, die Neuinterpretation des Stabilitäts-
paktes im Rahmen des Juncker-Plans und vor 
allem die unorthodoxe EZB-Politik Dellen ge-
schlagen. Doch die Befürworter einer Stabilitäts-
union – neben Deutschland vor allem Finnland, 
die Niederlande, Estland und Litauen – haben da-
für gesorgt, dass die heiligen Prinzipien des „ka-
pitalistischen Kannibalismus“ (Dörre 2015) nicht 
unter die Räder kommen. So existiert heute das 
Fragment einer Bankenunion, die im Bedarfsfall 
den „bail-in“ der Institutsgläubiger ohne trans-
nationale Letztsicherung und Einlagensicherung 
versucht, und so schnell krisenverschärfende 
Wirkung entfachen kann. Makroökonomische 
Asymmetrien werden von der EU heute zwar 
erfasst, doch ihre Beurteilung erfolgt explizit 
ebenfalls nach asymmetrischen Kriterien: Leis-
tungsbilanzüberschüsse sind immer noch „hui“, 
-defizite „pfui“. Geahndet wird bei den Ungleich-
gewichten sowieso kaum etwas, und dies ist 
die Kehrseite der neuen Freizügigkeit der Euro-
päischen Kommission in der Interpretation des 
Stabilitätspaktes: Wenn Spanien, Portugal und 
Frankreich trotz hoher Neuverschuldung kein 
Defizitverfahren mehr fürchten müssen, braucht 
sich auch Deutschland keine Sorgen um ernste 
Kritik an seinem wachsenden Exportüberschuss 
machen.

Die Zielperspektive der Stabilitätsunion war 
immer angelegt in der Maastrichter Konzeption 
der WWU, doch erst über das Krisenmanage-
ment konnte der Pfad breiter geschlagen und 
als alternativloser Ausweg etabliert werden. 
Kritische Geister mögen einwenden, auch ein 
Projekt verschärfter fiskalischer Disziplinierung 
und Wettbewerbsorientierung könne nicht 

die mangelhafte ökonomische Nachhaltigkeit 
einer vergemeinschafteten Geld- bei national 
belassener Fiskalpolitik beheben (Busch 2016: 
14ff.). Ja, schlimmer noch: Die Spaltung Europas 
in Kreditgeber und Schuldner, in Austeritätsa-
pologeten und Stagnationsstaaten führt auch 
politisch zu Brüchen und trägt zum anschwel-
lenden Abgesang auf die europäische Integra-
tion bei. Doch bei allem Lamentieren über die 
geringe Halbwertszeit des seit 2010 verfolgten 
Kurses muss doch konstatiert werden, dass er – 
anders als von seinen Kritikern vorhergesagt –  
erstaunlich stabil ist.

Die Rückbau-Option gewinnt an Attraktivität

Die ungebrochene, seit Krisenbeginn noch 
gesteigerte Dominanz der Stabilitätsunion als 
Leitbild für die Zukunft der Eurozone lässt all 
jene ratlos zurück, die diesen Weg als inhalt-
lich falsch und mittelfristig nicht durchsetzbar 
beurteilt haben. Zwar können Jubelmeldungen 
über den scheinbaren Erfolg der Austeritätspo-
litik in Portugal und Spanien mit Blick auf die 
weiter hohe Arbeitslosigkeit und das längst 
nicht wieder erreichte Vorkrisenwachstums-
niveau schnell entzaubert werden. Und auch 
Irland taugt aufgrund seiner extremen Export-
fokussierung kaum als übertragbares Positiv-
exempel. Doch in vielen Ländern hat sich das 
Narrativ von regelbrechenden Schuldenstaa-
ten mit verkehrter, da wettbewerbsschädlicher 
Wirtschaftspolitik durchgesetzt. Die Erzählung 
von der Staatsschuldenkrise und der Glaube an 
eine regelbasierte Selbststeuerung des Marktes 
ohne fiskalische Integrationsformen wurden 
europaweit zwar nur von einer Minderheit von 
Wissenschaftlern und Politikern vertreten. Un-
ter dem Diktum der Alternativlosigkeit ist das 
Konzept der Stabilitätsunion jedoch bis tief in 
die Gesellschaften diffundiert und überstrahlt 
andere Optionen. Dies zeigt sich auch in den of-
fiziellen Reformbestrebungen der europäischen 
Institutionen auf Grundlage mitgliedstaatli-
cher Interessen. Waren kurz nach Krisenbe-
ginn entwickelte Reformpläne des Jahres 2012 
noch gespickt mit Stichworten wie Eurobonds, 
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europäischer Arbeitslosenversicherung und 
Fiskalkapazität, entspricht der sog. Fünf-Prä-
sidenten-Bericht aus dem Jahr 2015 eher den 
Forderungen aus dem Lager der Befürworter 
einer Stabilitätsunion (Heise 2015; Hacker 2015). 
Außer der Bankenunion werden mögliche fis-
kalische und politische Vergemeinschaftungen 
entweder vage auf eine unbestimmte Zukunft 
verschoben, mit kaum erfüllbaren Konditionen 
belegt oder schlicht gar nicht (mehr) aufge-
führt. Die zum Thema vernehmbaren Signale 
aus der französischen Regierung, auf der spä-
testens seit dem Wahlsieg François Hollandes 
2012 viel Hoffnung für einen Kurswechsel ruhte, 
sind als widersprüchlich einzuschätzen. Ebenso 
wie bei der deutschen Sozialdemokratie folgt 
auf Ankündigungen zur Aufgabe der Austeri-
tätspolitik und zu einem Schwenk in Richtung 
Fiskalunion nur wenig später die Stützung des 
Merkel’schen Kurses.

Die Erkenntnis, dass die WWU in sieben 
verflixten Krisenjahren kein Jota weiter ist auf 
einem alternativen Pfad in Richtung Fiskaluni-
on, während die Vertreter des Stabilitätskurses 
fester denn je im Sattel sitzen und höhnisch die 
scheinbaren Erfolge ihrer neoliberalen Krisen-
politik aufzählen, führt zur verständlichen Kon-
junktur des Rückbaus der Währungsunion als ra-
dikalste aller Alternativoptionen. Denn wenn der 
Weg der fiskalischen und politischen Integration 
zur Vervollständigung der WWU misslingt, de-
ren Architektur aber zugleich marktkonformer 
wird und mittels eines sich „offen autoritär ge-
bärdenden Wirtschaftsliberalismus“ (Dörre 2015: 
54) zunehmend nationale Wohlfahrtsstaaten 
und Demokratien aushöhlt, wird die Währungs-
union an sich zum Problem. Zusätzlich befeuert 
von der mit dem Brexit eröffneten Debatte, in-
wieweit man als Mitgliedstaat in europäischen 
Institutionen freiwillig die Reißleine ziehen kön-
nen sollte, werden drei Jahre nach Erscheinen 
von Wolfgang Streecks Fibel für Aussteigewil-
lige (Streeck 2013) unter linksorientierten Wis-
senschaftlern verstärkt Ideen für einen „Plan B“ 
diskutiert (u.a. Heise 2016; Höpner 2016; Stiglitz 
2016). Darunter ist weniger ein „grundlegender 
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Kurswechsel“ in der Linken zu verstehen, wie 
ihn Andreas Nölke euphorisch bereits vor einem 
Jahr konstatiert haben will (Nölke 2015: 71). Viel-
mehr spricht aus der breiteren Attraktivität der 
Rückbauoption die – verständliche – große Frus-
tration über eine trotz Funktionskrise noch neo-
liberaler gewordene Eurozone.

Gleichwohl ist der Rückbau der Währungs-
union nicht zu Ende gedacht. Zu stark wird auf 
monetäre Abwertung als Wundermittel ver-
traut, ohne die Reallohnkürzungen – mit glei-
chem Effekt wie die Nominallohnkürzungen bei 
der praktizierten internen Abwertung! –in den 
Blick zu nehmen und den Zwang zur Austerität 
zum Erhalt der Wettbewerbs- und Refinanzie-
rungsfähigkeit zu thematisieren. Überhaupt 
scheinen die Verfechter einer Auflösung des 
Euros dem naiven Glauben anzuhängen, dieser 
Schritt würde die heute unter die Knute neoli-
beraler Wettbewerbspolitiken gezwungenen 
Länder in paradiesische Umstände einer fort-
schrittlich-linken Wirtschaftspolitik führen. Der 
kalte Wind der Globalisierung wird jedoch auch 
in die Schneckenhäuser von mit eigenen Wäh-
rungen ausgestatteten europäischen Kleinstaa-
ten pusten. Mithilfe der dann wieder ermög-
lichten Devisenspekulation sogar stärker als 
zuvor. Man möge einmal in Großbritannien und 
Schweden nachfragen, ob das Fernbleiben vom 
Euro in den letzten Jahren zum politischen Ver-
zicht auf harte Austeritätsmaßnahmen geführt 
hat. Wiederkehrende Verweise auf das Europä-
ische Währungssystem als denkbares Ersatz-
modell für die Gemeinschaftswährung halten 
sich nicht lange auf mit den Gründen für dessen 
Scheitern zu Beginn der 1990er Jahre: Bei asym-
metrischen Schocks waren die Bandbreiten der 
„flexiblen, aber festen“ Wechselkurse kaum zu 
halten, wollte man sich wirtschaftspolitisch 
nicht auf Gedeih und Verderb der Geldpolitik 
der Deutschen Bundesbank ausliefern. Da der 
Euro auch die Funktion hatte, die geldpolitische 
Hegemonie Deutschlands zu brechen, wundert 
es auch nicht, dass selbst aus den Krisenstaaten 
und Frankreich auf der politischen Linken nur 
zaghafte Stimmen zu hören sind, die sich – trotz 

aller Euro-Kalamitäten – nach der Rückkehr zur 
DM als Ankerwährung sehnen.

Die Fiskalunion als zweifaches Gegenmodell

Einige Befürworter einer Rückkehr zum Eu-
ropäischen Währungssystem sind sich bewusst, 
dass dieses „kompliziert und schwerfällig“ (Höp-
ner 2016: 48) war und fordern daher für eine 
neue Variante Ergänzungen. Heiner Flassbeck 
und Costas Lapavitsas (2015: 130) führen Kapital-
verkehrskontrollen, ein öffentliches Bankenwe-
sen, einen europäischen Währungsfonds und zu-
gleich eine private und öffentliche Umschuldung 
sowie die Demokratisierung der Finanzpolitik als 
Notwendigkeiten für die Zeit nach einer Abkehr 
vom Euro an. Wenn dies mit den derzeitigen po-
litischen Akteuren klappen sollte, dann werden 
allerdings auch die dagegen fast schon beschei-
den anmutenden Pläne für eine Fiskalunion um-
setzbar sein! Flassbeck und Lapavitsas (2015: 131) 
merken selbst an: „Solche Veränderungen lassen 
sich unmöglich erreichen, ohne den Neolibera-
lismus als politischen Rahmen aufzugeben.“

Mit einer Abkehr von der Gemeinschafts-
währung wäre aus einer linken Politikperspek-
tive wenig erreicht, wenn die neoliberalen Kon-
zepte weiter wirksam sind. Die Angst vor dem 
„abschüssigen Weg in den demokratiefreien 
Einheitsmarktstaat“ (Streeck 2013: 256), führt 
zum gedanklichen Kurzschluss, ein neues geld-
politisches Setting bedeute automatisch eine 
Rückkehr in die goldenen Jahre erfolgreich ein-
gehegten Kapitalismus durch Globalsteuerung 
und Sozialstaatsexpansion.

Die Überwindung der alles überformenden 
Idee der Eurozonen-Architektur als Stabilitätsu-
nion muss stattdessen an zwei Enden zugleich 
ansetzen: einer Veränderung der Steuerungs-
strukturen auf transnationaler und einer Be-
kämpfung neoliberaler Politiken auf nationaler 
Ebene. Klaus Dörre (2015: 65f.) hat daran erinnert, 
dass dies Hand-in-Hand angegangen werden 
und mit einem Umsteuern im eigenen Land 
beginnen muss. Die Bekämpfung sozioökono-
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mischer Ungleichheit als vordringliches Ziel gilt 
es sowohl innerhalb als auch zwischen den eu-
ropäischen Staaten anzugehen. Unabdingbar – 
und hilfreicher als institutionelle Debatten über 
Pro und Contra des Euro –sind dabei kritische 
Akteure und soziale Bewegungen. Trotz großer 
Enttäuschung über ausbleibenden Fortschritt in 
Richtung Fiskalunion sind auch hier die Gründe 
für die genannten Ungleichheiten zu analysieren. 
Ein vorschnelles Ausrufen des Scheiterns einer 
aus dem Rohbau der Währungsunion entwickel-
baren demokratischen und sozialen Wirtschafts-
unionist zu Recht dem Vorwurf ausgesetzt: „Ein 
Versuch, den man gar nicht erst unternimmt, 
kann nicht gescheitert sein“ (Habermas 2016).

Und in der Tat: Für die Perspektive einer Fiska-
lunion ist in Europa in entscheidenden Ländern 
und Institutionen ja stets nur zaghaft gestritten 
worden. Faktisch strebt zwar eine große Gruppe 
von Ländern die fiskalische Integration an, doch 
sind sie wirtschaftlich meist nicht erfolgreich 
beziehungsweise direkt von der Krise betrof-
fen und zudem uneins über die zu fordernden 
Instrumente. Der heute überragende – und wi-
dersprüchlich zum krisenbedingt geglaubten 
Scheitern des Neoliberalismus zu verzeichnende 
– Erfolg der europaweiten Verbreitung des Sta-
bilitätsmantras fiele kleiner aus, wäre er vor der 
Grenzüberschreitung in Deutschland kritisch 
seziert worden. Dies aber wurde und wird bis-
lang immer noch durch eine ausbleibende In-
fragestellung der Merkel’schen Diskurshoheit 
im großen Stil versäumt (Hacker/Koch 2016). 
Dafür ist auch die Sozialdemokratie verantwort-
lich, deren Programmatik das schillernde Bild ei-
ner problemorientierten und zielführenden Eu-
ropapolitik im Sinne fiskalischer, politischer und 
sozialer Integration zeichnet, sich aber offen-
sichtlich außer Sichtweite sozialdemokratischer 
Realpolitik befindet (Hacker 2015).

Warnschuss an die politische Linke

Von allen aktuellen Krisen Europas ist die 
der Eurozone am leichtesten zu überwinden. 
Durch sie bedingte Problematiken sind meist 

hausgemacht, stellen längst kein unbekanntes 
Terrain mehr dar und zum unbefriedigenden 
Status des dominanten Krisenmanagements 
existieren gut durchdachte Alternativen. Dass 
diese politisch kaum eine Rolle spielen ist Ak-
teuren zuzuschreiben, die sich nicht trauen, 
vom politischen Gegner ausgetretene Pfade zu 
verlassen. Die neue Attraktivität vorgeblich be-
reinigender Schlussstriche und Exit-Optionen 
ist ein Warnsignal an die politische Linke, den 
neoliberalen Trott zu verlassen. Dies allerdings 
muss geschehen, bevor Rechte wie Linke groß-
flächig als einzig verbliebenen Ausweg an die 
„kontrollierte Sprengung“ (Streeck 2016) der 
unvollständigen Wirtschaftsunion glauben.	 ó

û  Dr. Björn Hacker ist Professor für Wirtschaftspolitik an der Hochschu-
le für Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin.
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Rezension: Kleine Einführung zu Wolfgang Abendroth
von Thilo Scholle

Gregor Kritidis (Hrsg.)
Wolfgang Abendroth 
oder: „Rote Blüte im 
kapitalistischen Sumpf“

Karl Dietz Verlag, 
Berlin 2015
159 Seiten, 9,90 €

Das Werk des Juristen und Politikwissen-
schaftlers Wolfang Abendroth (1906-1985) 
zählt nach wie vor zu den wichtigsten Refe-
renzen für eine an marxschen Prämissen orien-
tierte Verfassungs- und Demokratietheorie. Im 
Mainstream der Rechtswissenschaftler schon 
zu Lebzeiten weitgehend ignoriert, überdauer-
te die Beschäftigung mit seinem Werk meist in 
kleineren politischen Zirkeln im gewerkschaft-
lichen oder im linken politischen Umfeld.

Nichtsdestotrotz haben eine Reihe von Pu-
blikationen in den letzten Jahren gezeigt, dass 
eine Beschäftigung mit dem Werk Abendroths 
nicht nur aus ideengeschichtlicher Perspekti-
ve, sondern auch mit Blick auf aktuelle Fragen 
der Verfassungsanalyse sowie der politischen 
Theorie ergiebig sein kann.

Das vorliegende Bändchen von Gregor Kri-
tidis stellt keine umfassende Einführung in 
Leben und Werk Abendroths dar. Neben einem 
einführenden Text zu Leben und Denken 
Abendroths durch den Herausgeber umfasst 
es eine Zusammenstellung von Zitaten von 
Zeitgenossen zu Abendroth, sehr knappe Hin-
weise auf Literatur von und zu Abendroth, ein 
sehr ausführliches Personenregister sowie als 
inhaltliches Herzstück eine Auswahl an Nach-
drucken seiner Texte.

Die Einleitung des Herausgebers streift die 
wesentlichen Lebensstationen und inhalt-
lichen Themen Abendroths. Problematisch ist 
dabei, dass der Autor u.a. die historisch um-
strittene Frage, ob Abendroth in seiner Jugend 
zwei Mal Mitglied der KPD wurde, ohne wei-
tere Nachweise schlicht als gegeben darstellt, 
obwohl hier auch gut dokumentierte ande-
re Ansätze vorliegen.1 Sehr knapp fallen die 

1   Vgl. Uli Schöler, Wolf(gang) Abendroth, in: Barbara Stambolis (Hrsg.), Ju-
gendbewegt geprägt, Göttingen 2013, S. 43ff.

Hinweise auf Abendroths rechts- und verfas-
sungstheoretische Überlegungen insbesonde-
re im Hinblick auf die sozialistisch-transforma-
tiven Potentiale des Sozialstaatspostulats des 
Grundgesetzes aus. Pointiert angesprochen 
wird diese Rolle vor allem in einem nachge-
druckten Zitat Jürgen Seiferts, der Verfassung 
im Sinne Abendroths als „Waffenstillstandsli-
nie divergierender politisch-gesellschaftlicher 
Kräfte“ defi niert. Dafür lässt sich den nach-
gedruckten Texten Abendroths umso mehr 
zu diesen Themen entnehmen. Zwar enthält 
der Band nicht den möglicherweise berühm-
testen Text Abendroths zur Bedeutung des 
sozialen Rechtsstaats aus den Verhandlungen 
der deutschen Staatsrechtslehrer von 1953, 
dafür aber eine Reihe von Texten, die Abend-
roths Konzeption einer sozialen Demokratie 
vor allem mit Bezug auf die Rolle der Gewerk-
schaften als gesellschaftliche Gestaltungs-
kraft entwickeln. 

Der vorliegende Band macht damit vier 
Aufsätze Abendroths einem – hoffentlich – 
breiteren Publikum wieder zugänglich, die 
sonst nur verstreut in alten Zeitschriftenbän-
den oder teilweise in den bislang veröffentli-
chten Bänden der „Gesammelten Schriften“ 
zugänglich sind.



spw 4 | 2016 8557

Personen & Positionen ó ó ó ó  

Ausgabe_171_4.indd   57 27.05.09   08:49

DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

CETA ablehnen, Demokratie in der Türkei schützen
von Hilde Matthais

CETA

Am 19. September findet in Wolfsburg der 
Parteikonvent statt. Dort wird endgültig über 
die Annahme oder Ablehnung des CETA-Ver-
trages abgestimmt. Rekapitulieren wir noch ein-
mal: Im September 2014 hatten die Konvents-
delegierten Bundeswirtschaftsminister Gabriel 
aufgefordert, die Verhandlungen zu TTIP unter 
der Einhaltung von 14 roten Linien fortzusetzen. 
Diese Bedingungen galten ebenso für CETA. 
Nun deutet sich an, dass TTIP „gestorben“ ist. 
Die Verhandlungen kommen kaum voran, die 
amerikanische Seite macht anscheinend we-
nig Zugeständnisse. Im Präsidentschaftswahl-
kampf hat das Thema sowieso keine Bedeutung 
und die Europäische Kommission hat durch den 
öffentlichen Druck keine Möglichkeit, zu viele 
Zugeständnisse zu machen. 

Das macht das schon ausverhandelte Ab-
kommen CETA für alle Investoren umso interes-
santer. Nun soll wenigstens das gerettet werden. 
Am 19. September 2016 wird der SPD-Partei-
konvent entscheiden, wie sich die Partei zu CETA 
positioniert. Vor gut zwei Jahren haben die Kon-
ventsdelegierten klare Bedingungen aufgestellt, 
die für eine Zustimmung der SPD zu den transat-
lantischen Freihandelsabkommen nötig sind. In 

Wolfsburg geht es darum zu hinterfragen, ob 
diese Bedingungen bei CETA erfüllt werden.

Das SPD-Präsidium und der SPD-Parteivor-
stand haben am 4. bzw. 5. September empfoh-
len, CETA zuzustimmen. Allerdings wird auch 
auf Punkte verwiesen, die im weiteren Verfah-
ren geprüft werden sollen. Zu nennen sind hier 
etwa die unklar formulierten Rechtsbegriffe 
oder die Forderung, die öffentliche Daseinsvor-
sorge aus dem Streitschlichtungsmechanismus 
herauszunehmen. Dazu wären jedoch Nach-
verhandlungen mit der kanadischen Regierung 
notwendig. Diese hält aber das Wirtschafsmi-
nisterium selbst nicht für realistisch. Für uns als 
DL 21 ist daher klar, dass CETA in seiner jetzigen 
Form auf dem Parteikonvent abgelehnt werden 
muss. Denn auch wenn Sigmar Gabriel und an-
dere SozialdemokratInnen noch viele Verbes-
serungen in CETA einbringen konnten, bleiben 
noch zahlreiche kritische Punkte offen.

Wir meinen, wenn CETA in der jetzigen Form 
mehrheitlich von der SPD unterstützt wird, wird 
dies der SPD massiv schaden. Und sollte der Bun-
destag mit Stimmen der SPD für CETA stimmen, 
wird die Situation für die SPD noch schwieriger. 
Denn so wie es aussieht, muss auch der Bun-
desrat CETA zustimmen. Es ist dann nicht aus-

Historisch interessant sind auch die drei 
Briefe abgedruckten Abendroths, in denen u.a. 
sein Engagement deutlich wird, den Kontakt 
zu während und nach dem Ende der NS-Herr-
schaft exilierten linken Wissenschaftlern und 
Politikern nicht abreißen zu lassen, und sich 

auch für deren Rückkehr an deutsche Universi-
täten einzusetzen.	 ó

û  Thilo Scholle ist Mitglied der spw-Redaktion, Jurist und lebt in Lünen.
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geschlossen, dass sich dort die Grünen als die 
„CETA-Verhinderer“ positionieren und das Ab-
kommen so zu Fall bringen. Die SPD wäre dann 
die Partei bzw. Fraktion, die im Bundestag als 
Steigbügelhalter für ein investorenfreundliches 
Handelsabkommen auftritt und sie wird weiter 
an Glaubwürdigkeit einbüßen. Die Grünen wä-
ren diejenigen, die im Bundesrat das Handelsab-
kommen aufhalten.

Die DL 21 wirbt für eine Ablehnung von CETA, 
wir wollen kein Handelsabkommen, durch das 
Staaten geschwächt werden.

Türkei

Noch in der Nacht des gescheiterten Putsch-
versuches Mitte Juli in der Türkei hatten alle im 
Parlament vertretenen Parteien das Vorgehen 
des Militärs in einer gemeinsamen Erklärung 
verurteilt. Dies hätte ein erfreuliches Symbol für 
einen versöhnlichen Neuanfang in der Türkei 
werden können. 

Die nachfolgende Reaktion von Präsident Er-
dogan und seiner AKP hat gezeigt, dass das Land 
sich von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
weiter und weiter entfernt. Nicht nur Militärs 
wurden festgenommen, auch zehntausende 
RichterInnen, StaatsanwältInnen, Angestellte 
von Ministerien, JournalistInnen sowie Lehrper-
sonal wurden entlassen oder inhaftiert. Die Pres-
sefreiheit wurde massiv eingeschränkt. Auch die 
Wiedereinführung der Todesstrafe wird erwo-
gen, Erdogan regiert mit Dekreten und schränkt 
die Freiheit im Land immer weiter ein. Dieses 
Vorgehen ist aufs Schärfste zu verurteilen.

Ganz offenbar nimmt der Staatspräsident 
den Umsturzversuch als willkommenen Anlass, 
um eine großangelegte massenhafte „Säube-
rungsaktion“ durchzuführen und unliebsame 
KritikerInnen im Land loszuwerden, um sie durch 
treue Gefolgsleute zu ersetzen. 

Die Entwicklungen in der Türkei zeigen 
außerdem einmal mehr, wie fragwürdig das 

Flüchtlingsabkommen zwischen der EU und der 
Türkei ist. Wir haben diese Vereinbarung als DL21 
ohnehin aufgrund ihres inhumanen Charakters 
im Umgang mit den Flüchtlingen abgelehnt. 
Nach den Ereignissen der vergangenen Wochen 
kommt aber noch ein weiterer Grund für die Zu-
rückweisung der Vereinbarung hinzu: Mit einem 
Land, das die demokratische Freiheit und grund-
legende Menschenrechte mit Füßen tritt, kann 
man keinen Vertrag über das Schicksal zehntau-
sender Menschen abschließen. 

Die europäischen Regierungen dürfen nicht 
weiter einem Mann „vertrauen“, der sich zum 
Despoten entwickelt. Der österreichische Kanzler 
hat hier als Erster Klartext gesprochen. Denn die 
EU ist auch eine Wertegemeinschaft. Diese Wer-
te muss sie unter Beweis stellen, indem sie die 
Entwicklung in der Türkei deutlich kritisiert und 
die Zivilgesellschaft im Land mutig unterstützt; 
indem sie eine humane Flüchtlingspolitik betreibt 
und legale Zugangswege in die EU ermöglicht.

Tagungen 

Um uns auf die Bundestagswahl im kom-
menden Jahr vorzubereiten, werden wir neben 
unserer Herbsttagung, die am 4./5. November 
in Hamburg stattfindet, am 8. Oktober in Mann-
heim eine Gerechtigkeitstagung durchführen. 
Um die Diskussion über die soziale Erneuerung 
der SPD voranzutreiben, laden unsere süddeut-
schen Landesverbände Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland 
zu der gemeinsamen Tagung ein. 

Auf unserer Herbsttagung werden wir dann 
über die Ergebnisse unsere vier Themenforen 
(zu Arbeit & Soziales, Steuern & Investitionen, 
Umwelt & Ernährung sowie Frieden & Europa) 
diskutieren. 

Wir freuen uns über viele, die unsere Beteili-
gungsmöglichkeiten nutzen.	 ó

û  Hilde Mattheis (MdB) ist stellvertretende Landesvorsitzende der Ba-
den-Württemberger SPD und Vorsitzende des Forums DL 21 – Die Linke 
in der SPD.
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Arbeitszeit verringert werden.“ So stand es 
im Berliner Programm der SPD von 1989. Die 
SozialdemokratInnen forderten die Einfüh-
rung einer 30-Stunden-Woche bei einer nach 
Einkommensgruppen differenzierten Lohner-
höhung. 

Davon ist die Gesellschaft noch immer weit 
entfernt. Nach wie vor verbringen Väter deut-
lich mehr Zeit im Büro als Mütter – obwohl 
beide es sich oft anders wünschen. Frauen 
leisten mehr unbezahlte Sorge- und Haus-
haltsarbeit. Um diesen Missständen entgegen 
zu wirken, hat die SPD verschiedene Vorschlä-
ge gemacht. Neben Entgeltgleichheitsgesetz 
und Frauenquote ist die Familienarbeitszeit, 
die eine Verringerung der Arbeitsstunden vor-
sieht, ein zentrales Anliegen.

Die DL21 wird am 19. Oktober 2016, um 
19:00 Uhr auf einer Podiumsdiskussion über 
diese Ansätze diskutieren.

Ort: Aufsturz (Klub), Oranienburger Str. 67,  
10117 Berlin.

Programm

19:00 Uhr	 Begrüßung und Moderation  
Hilde Mattheis, MdB 
(Vorsitzende DL21)

19:10 Uhr	 Podiumsdiskussion mit  
Mechthild Rawert, MdB  
(Vorstandsmitglied im Forum 
DL21)

	 Elisa Gutsche  
(Mitorganisatorin des Barcamps 
Frauen)

	 Jonathan Menge  
(Friedrich-Ebert-Stiftung)

Anmeldung: Eine Anmeldung ist nicht zwin-
gend erforderlich, wird aber aus organisato-
rischen Gründen erbeten: info@forum-dl21.de.

Juso-Linkskongress 2016 – es geht 
auch anders!
23. - 25. September 2016 in Berlin

Was sind die Herausforderungen unserer 
Zeit? Welche Chancen und Risiken bringen 
Digitalisierung, Globalisierung und Individu-
alisierung mit sich? Und was ist eigentlich 
sozial gerecht? Diese und viele andere Fragen 
diskutieren die Jusos vom 23. bis zum 25 Sep-
tember 2016 in verschiedenen Workshops. 
Wer besonders gute Ideen hat, hat die Chance, 
seine Vorschläge im Dragon’s Den am Sonn-
tag mit Reiner Hoffmann (Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes), Matthias 
Miersch (Sprecher der Parlamentarischen Lin-
ken in der SPD-Bundestagsfraktion) und wei-
teren Prominenten aus Wissenschaft, Gesell-
schaft und Politik zu diskutieren.

Ort: Neuköllner Fritz-Karsen-Schule, 
Onkel-Bräsig-Str. 76/79, 12359 Berlin.

Programm: Das vollständige Programm findet 
sich unter http://www.jusos.de/veranstaltung/
linkskongress.

Anmeldung über die Juso-Homepage möglich:  
http://www.jusos.de/veranstaltung/linkskongress

Teilnahmegebühr: Die Teilnahme am Linkskon-
gress kostet 30,00 Euro pro Person. Dieser Betrag 
beinhaltet Unterkunft, Verpflegung und An- und 
Abreise. Der Teilnahmebeitrag variiert allerdings 
je nach Buchungskondition. Details dazu gibt es 
auf der oben genannten Homepage.

Ansprechpartner: Florian Lauterbach, 
Juso-Bundesbüro 
Telefon: 030/25991-432 
E-Mail florian.lauterbach@spd.de.

Arbeitszeitverkürzung – der Weg 
zu mehr Gleichberechtigung?
Podiumsdiskussion des Forums DL21 am  
19. Oktober 2016

 „Soll die partnerschaftliche Teilung der 
häuslichen Arbeit gelingen, muß die tägliche 
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